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Geschätzte Mitglieder der EUROSAI:

Es ist mir angenehm, Ihnen mitteilen zu können, dass ich im vergangenen Monat
November die Ehre hatte, nach vorherigem Beschluss und auf Vorschlag des Plenums
dieser Institution und nachfolgender Ernennung durch Seine Majestät, dem König von
Spanien, in meinem Amt als Präsident des Rechnungshofs von Spanien wiedergewählt
worden zu sein.

Diese Wiederwahl hat ebenfalls meine Kontinuität in der Ausübung der Funktio-
nen des Generalsekretärs der EUROSAI zur Folge, was mir erlauben wird, die bereits
in den vergangenen Jahren begonnenen Missionen und Initiative zu vertiefen und die
Zusammenarbeit mit den Obersten Rechnungskontrollbehörden zu verengen und zu
unterstützen, die in einer oder anderer Form mit der Ausübung der statutorischen oder
nicht statutorischen Aktivitäten und der Erfüllung der verschiedenen Ziele der Orga-
nisation verbunden sind.

Eines dieser Ziele besteht, wie Sie bereits wissen, in der Entwicklung und Anwen-
dung von Ausbildungstätigkeiten, die für die EUROSAI-Mitglieder nützlich sind.

Der Ausbildungsausschuss der EUROSAI, dessen Leitung direkt dem Präsidium
der Organisation obliegt, ist das Organ, dass für die Umsetzung in die Praxis der Aus-
bildungspolitik verantwortlich ist. Nach zwei Jahren des Funktionierens sind die in
der Durchführung von Seminaren, in der Zusammenarbeit mit IDI, in der Entwicklung
der Webseite und in den mit anderen der externen Kontrolle gewidmeten Institutionen
und Organisationen aufrecht erhaltenen Kontakte erreichten Ziele überzeugend.

Bezüglich dieses letzten Punkts müssen die Erfolge hervorgehoben werden, die in
der Zusammenarbeit OLACEFS und EUROSAI mittels des Stattfinden von Veranstal-
tungen erzielt werden, in denen nicht nur Erfahrungen ausgetauscht werden, sondern
auch in der Analyse der neuen Verantwortungen Fortschritte erzielt werden, die aus
den gegenwärtigen Integrationsräumen erwachsen, die gemeinsame Rechnungsprü-
fungsbereiche entstehen lassen.

Die Arbeit der Arbeitsgruppe für Umweltkontrolle muss ebenfalls hervorgehoben
werden. Diese Arbeitsgruppe hielt im vergangenen Monat Mai 2001 in Norwegen be-
reits ihr erstes Seminar ab, mit einer grossen Beteiligung der ORKB und Erzielung
wertvoller Resultate.

Wie Sie bereits wissen, findet im Mai diesen Jahres der V. EUROSAI-Kongress in
Moskau statt und ich möchte dies hier erwähnen und zur Organisation und zu den er-
haltenen Resultate des vor dem Kongress abgehaltenen Seminars unter dem interes-
santen und aktuellen Thema “Die Anwendung der Informatiktechnik in der Rech-
nungsprüfung” meine Glückwünsche aussprechen. Die neuen Technologien im
Allgemeinen und die Informatik im Besonderen sind grosse Herausforderungen in der
Kontrolle der öffentlichen Rechnungsführung und es ist daher wünschenswert, dass
dieser ersten Studie weitere folgen, die Fortschritte in der Beherrschung dieser Mate-
rie erlauben.

Abschliessend möchte den verschiedenen Autoren für ihre Beiträge zu dieser ach-
ten Veröffentlichung der Zeitschrift meinen Dank aussprechen und ihre Bemühungen
um die Vorlage der verschiedenen Artikel anerkennen.

Ich danke ebenfalls allen, die an diesem Projekt teilnehmen und stehe allen für ei-
ne erforderliche Zusammenarbeit zur Verfügung.

Ubaldo Nieto de Alba

Präsident des Rechnungshofs von Spanien
Generalsekretär der EUROSAI
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Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren, geschätzte Kollegen:

Das Thema dieses Seminars ist “Die
Anwendung der Informatik in der Rech-
nungsprüfung”.

An erster Stelle, glaube ich, müssen
wir zugeben, dass wir uns während des Se-
minars verschiedenen Gebieten dieses
Themas genähert haben und das daraus
verschiedene Herausforderungen entstan-
den sind. Eins erscheint jedoch klar: Wir
haben das gleiche Ziel im Auge, dass heis-
st, Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit in
der Rechnungsprüfung.

Welches sind die wichtigsten Heraus-
forderungen?

Zuerst besteht die Nachfrage nach
mehr Rechnungsprüfungen mit niedrige-
ren Kosten. Gleichzeitig kämpfen wir alle
gegen den Mangel an Expertenpersonal
der Rechnungsprüfung. Es erhöht sich die
Nachfrage nach Rechnungsprüfungsresul-
taten, die Forderung nach Beratung seitens
der Rechnungsprüfer und nach Kommuni-
kation der Rechnungsprüfung im Allge-
meinen. Die Nachfrage nach Dokumenta-
tion über die Arbeit der Rechnungsprüfer
ist ebenfalls steigend.

Auf diesem Seminar haben wir uns auf
folgendes konzentriert:

Die Anwendung der Informatik bei der
Planung und Vorbereitung der Rechnungs-
prüfungen.

Herunterladen und Umsetzung der Da-
ten.

Benutzung der Informatiksysteme in
der Durchführung der Rechnungsprüfung.

Informatische Links zwischen den
ORKB und den Rechnungsprüfern.

Wir haben die für den Erhalt und die
Analyse von Daten entwickelte Software
behandelt und die Informatikpakete, die
den gesamten Rechnungsprüfungsprozess
unterstützen, die Arbeitsdokumente auto-
matisieren und die Arbeitsdokumente der
Rechnungsprüfung prozessieren.

Wir haben gelernt, dass die informati-
sierte Rechnungsprüfung dem Rechnungs-
prüfer dabei helfen kann, seine Aufgaben
in professioneller Art und Weise zu lösen.
Die Methodologie - mit ihren Normen und
Befragungsrichtlinien - muss natürlich die
Grundlage aller Rechnungsprüfungen bil-
den. Aber die von uns benutzen Rech-
nungsprüfungswerkzeuge sind für die
Ausführung einer professionellen Rech-
nungsprüfung wesentlich. Für den Rech-
nungsprüfer sind dieses alle Softwarepa-
kete, ganz gleich, ob sie intern entwickelt
wurden, oder von Softwareherstellern
stammen.

Ab der Planungsphase wissen wir, dass
Risikoeinschätzungen und die Festlegung
des Bereichs, auf den sich die Rechnungs-
prüfung konzentrieren muss, nötig sind.
Wir haben erfahren, dass wir alle eine
enorme Menge von Daten bewältigen
müssen und es wichtiger ist, die Ziffern
vor Beginn der eigentlichen Rechnungs-
prüfungsarbeit (die Durchführung) auszu-
wählen und zu analysieren. In dieser Be-
ziehung ist es ebenfalls sehr wichtig, die
Institution zu verstehen und die Daten aus-
zuwählen, die für die Entwicklung der
Rechnungsprüfung am wichtigsten sind.

Wir müssen dem Rechnungsprüfer ei-
nen leichten und vollständigen Zugang zu
einer wertvollen Kenntnis der Organisatio-
nen verschaffen, die einer Rechnungsprü-
fung unterzogen werden sollen. Die von
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uns benötigten informatisierten Rech-
nungsprüfungstools sind eine Auswahl
von professionellen, analytischen Werk-
zeugen und Werkzeuge für das Sammeln
und Ordnen der Daten in angebrachter
Form. Wir haben gesehen, dass in allen
Ländern sehr viel an der Erreichung dieses
Ziel gearbeitet wird. Auch wenn die Kon-
zentration auf die Annäherung an dieses
Ziel auf leicht verschiedene Art und Weise
erfolgt, so arbeiten wir doch alle auf das
gleiche Ziel hin.

Andererseits scheint es, dass die Soft-
ware für analytische Zwecke für die Errei-
chung der Effizienz immer unentbehrli-
cher wird. Wir können nicht passive
Empfänger der in den Abteilungen für In-
formatiksysteme erstellten Statistiken
bleiben. Ganz gleich, ob es sich um Win-
Idea, ACL oder andere Unternehmenssoft-
warepakete oder um intern entwickelte
Software handelt, so haben wir doch er-
fahren, dass sich die Informatiktools in
umfassendere und unentbehrliche Elemen-
te für den modernen Rechnungsprüfer ver-
wandelt haben. Und, wie wir aus den Lei-
stungserbringungen und den bis heute
stattgefundenen Debatten gelernt haben,
benutzen wir alle entweder bei der Pla-
nung oder der Durchführung diese Art von
Elementen.

Wenn wir eine komplette Anwendung
der Informatik in der Rechnungsprüfung
erzielen wollen, muss die Wichtigkeit
berücksichtigt werden, dass alle Werkzeu-
ge für den Benutzer so einfach wie mög-
lich sein müssen. Sollte dies nicht der Fall
sein, wird viel Zeit verloren gehen zu ler-
nen, wie diese Softwarepakete funktionie-
ren. In unseren Debatten haben wir ge-
lernt, dass wir alle vollkommen in diese
Angelegenheiten verwickelt sind und ich
glaube, wir gehen darin überein, dass wir
mit der angebrachten Benutzung der bis
heute verfügbaren analytischen Werkzeu-
ge die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit
der Rechnungsprüfung wesentlich erhöht
haben.

Es besteht jedoch noch ein anderes we-
sentliches Verbesserungspotential in der
Rechnungsprüfung. Hier haben wir die
Systeme behandelt, die den Rechnungs-
prüfern je nach Methodologie unterstüt-
zen. Diese Systeme erlauben dem Rech-
nungsprüfer, einige auf das Papier
basierende Arbeiten wie Arbeitsdokumen-
te, zu automatisieren und den Zugriff auf

Datenbänke der Rechnungsprüfungstätig-
keiten für die Erstellung von Rechnungs-
prüfungsprogrammen und -berichten.

Aus den Referaten haben wir erfahren,
dass wir noch einen langen Weg vor uns
haben. Ganz gleich, ob wir das von den
Fabrikanten hergestellte Software benut-
zen oder intern ein eigenes System ent-
wickeln, glaube ich jedoch ganz fest, dass
diese Art von Systemen zu einer wirksa-
meren und uniformen Rechnungsprüfung
in Übereinstimmung mit der Methodolo-
gie derselben beiträgt.

Wir haben diskutiert, dass bezüglich
der Informatiklinks zwischen den ORKB
und den Rechnungsprüfern im allgemei-
nen noch viele Herausforderungen beste-
hen. Hier haben wir erfahren, dass sich ei-
nige Probleme auf das Herunterladen und
die Auswahl der Daten beziehen.

Es besteht jedoch auch die Frage, wie
wir uns in Zukunft mit denjenigen verste-
hen, die einer Rechnungsprüfung unterzo-
gen wurden. Je mehr Erfahrung wir mit
den Systemen und auch mit dem Internet
sammeln, erscheint es gemäss den Schluss-
folgerungen dieses Seminars, dass sich die
Benutzung der Informatikwerkzeuge im-
mer weiter verbreitet auch bezüglich der
Kommunikation im Allgemeinen.

Ich bin der Meinung, dass wir bis jetzt
nur den Anfang gesehen haben. Ich glaube
ausserdem, dass wir uns in Zukunft mehr
auf die Aufdeckung von Betrug, die Ein-
schätzung der Sicherheit der Netze und auf
die Kontrolle des Elektronikgeschäfts kon-
zentrieren werden.

Ich möchte versuchen, zusammenzu-
fassen:

Von meinem Standpunkt aus gesehen,
war dieses Seminar sehr interessant. Nicht
nur aufgrund der Themen und der Refera-
te, sondern auch, weil die Debatten
während der Sitzungen - und ausserhalb
dieser - mir gezeigt haben, dass wir noch
viel voneinander lernen müssen und dass
wir alle den gleichen Herausforderungen
gegenüberstehen. Wir wollen hoffen, dass
ausser den auf diesem Seminar erworbe-
nen Kenntnissen es leichter für uns sein
wird, unter uns zwecks der Debatte von für
die Allgemeinheit interessanten Angele-
genheiten und Erfahrungsaustausch Kon-
takt aufzunehmen. Ich bin davon über-
zeugt, dass je technologischer die
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Anforderungen der Rechnungsprüfung
aufgrund ihrer Natur sind, desto mehr nut-
zen wir grenzüberschreitende gute, profes-
sionelle Kontakte.

Und jetzt, Herr Präsident

möchte ich diese Gelegenheit benut-
zen, Ihnen und Ihrem Personal im Namen
aller für ihre Gastgeberschaft und für die-
ses hervorragende hier in Golawice orga-
nisierte Seminar zu danken.

Das EUROSAI-Präsidium hat seine
XXIII. Versammlung in Ljubljana am 29.
März 2001 abgehalten, mit der Teilnahme
der Mitglieder, Beobachter und Gäste, de-
ren Auflistung im Anhang 1 beinhaltet ist.

Herr Antoncic, Präsident der ORKB
von Slowenien und Herr Logerot, Erster
Präsident der ORKB von Frankreich und
Präsident der EUROSAI, halten die Ein-
führungsansprachen.

1. Verabschiedung der Tagesordnung
der XXIII. Versammlung

Die Tagesordnung der XXIII. Ver-
sammlung wird verabschiedet.

2. Verabschiedung des Protokolls der
XXII. Versammlung

2.1. Das Protokoll der XXII. Versamm-
lung (16. Februar 2000 in Madrid) wird
verabschiedet. In Übereinstimmung mit
dem vom Präsidium am 16. Februar 2000
gefassten Beschluss wird dieses Protokoll
an alle Mitglieder der Organisation ge-
sandt.

2.2. Bezüglich der Verteilung des Pro-
tokolls der XXIII. Versammlung und der
Protokolle der nachfolgenden Versamm-
lungen, und zwecks Garantie, dass alle
EUROSAI-Mitglieder eine komplette und
schnelle Information erhalten, beschliesst

das Präsidium, dass diese in folgender Art
und Weise verteilt werden:

– Der von der Präsidentschaft und dem
Sekretariat erstellte Protokollentwurf wird
an alle Mitglieder, Beobachter und Gäste
des Präsidiums binnen einer Frist von einem
Monat nach der Versammlung  versandt.

– Die Mitglieder, Beobachter und Gä-
ste senden binnen einer Frist von einem
Monat nach Erhalt die Kommentare zu
diesem Dokument an die Präsidentschaft
und das Sekretariat.

– Der aufgrund dieser Kommentare
abgeänderte Protokollentwurf wird an-
schliessend an das Präsidium und an alle
Mitglieder der Organisation gesandt. In
diesem Versand wird angegeben, dass in
Übereinstimmung mit den Statuten der Or-
ganisation das vorläufige Protokoll nicht
bis zur nächsten Versammlung des Präsidi-
ums verabschiedet wird.

3. Bericht des Generalsekretärs

3.1. Frau García Crespo präsentiert den
Bericht des Generalsekretärs, der die seit
einem Jahr von der Organisation in Angriff
genommenen Aktivitäten und Projekte be-
inhaltet. Ein Teil dieser Darlegung bezieht
sich auf Punkte der Tagesordnung dieser
Versammlung.

3.2. Bezüglich der Veröffentlichungen,
erklärt Frau García Crespo in Vertretung
des Generalsekretärs folgendes:

Ich war zutiefst von dem Ausbildungs-
zentrum, dass Sie hier haben, beeindruckt
und von der Art und Weise, in der Sie und
Ihr Personal sich um jede Einzelheit
gekümmert haben, damit wir uns während
des Seminars wohl fühlten. Es war sehr
angenehm, zusammen mit Ihnen und
Ihrem Personal in diesem Ausbildungs-
zentrum sein zu können.

Vielen Dank.
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• Sie informiert das Präsidium, dass die
ORKB von Spanien den vierteljährlichen
Newsletter der Organisation auf ihrer Web-
seite veröffentlicht hat, ohne dass sie bis zu
diesem Zeitpunkt der Organisation irgend-
welche Kosten in Rechnung gestellt hat.

• Sie schlägt dem Präsidium vor, dass
aufgrund der erhaltenen Zusendungsanfor-
derungen, der Newsletter ausser auf der
Webseite auch auf Papier weiterhin veröf-
fentlicht wird.

Das Präsidium nimmt die Veröffentli-
chung des Newsletters On-Line auf der
Webseite zur Kenntnis sowie den Antrag
des Generalsekretariats der weiteren Ver-
öffentlichung dieses Newsletters auf Pa-
pier.

Bezüglich der Frage der Veröffentli-
chungen muss dieser Punkt im Rahmen ei-
ner allgemeineren Überlegung über die
Budgetperspektiven der Organisation be-
handelt werden, die unter den Punkten 4, 9
und 10 der Tagesordnung behandelt wer-
den. Es wird beschlossen, dass die Präsi-
dentschaft und das Generalsekretariat bei
der nächsten Versammlung des Präsidiums
konkrete Vorschläge vorlegen.

4. Präsentieren der Bilanz und des
Finanzberichts für das
Geschäftsjahr 1999 und Mitteilung
des Berichts der Rechnungsprüfer

Frau García Crespo präsentiert in Über-
einstimmung mit Artikel 14 der Statuten
den Finanzbericht des Generalsekretärs für
das Geschäftsjahr 1999. Dieser Bericht,
der Bericht der Rechnungsprüfer und die
Bilanz des Geschäftsjahrs 1999 rufen bei
den Mitgliedern und Beobachtern des Prä-
sidiums keine Kommentare hervor.

Herr Logerot, Präsident der EUROSAI
erklärt, dass abgesehen von dem Budget
1999 die Entwicklung der Aktivitäten der
EUROSAI, insbesondere in Bezug auf die
Ausbildung, eingehend über den Budget
der Organisation nachgedacht werden soll-
te. Das Problem der Mittel, mit denen die-
se Aktionen finanziert werden sollen, ist
noch wichtiger, wenn man sieht, dass die
Hälfte des Budgets gegenwärtig für die
Veröffentlichungen bestimmt ist. Diese
Überlegungen über das Budget könnte vom
Ausbildungsausschuss geleitet werden, der
Budgets zur Vorlage bei dem Präsidium

und dem Kongress von 2002 erstellen
könnte, mit dem Ziel, die Budgetalternati-
ven des genannten Ausbildungsausschus-
ses aufzuklären.

Herr Otbo, Präsident der ORKB von
Dänemark billigt diesen Vorschlag und gibt
zu bedenken, dass die ORKB, die Semina-
re oder Konferenzen organisieren, vorher
die Prinzipien kennen sollten, aufgrund der
ihnen Unterstützungen für solche Veran-
staltungen gewährt werden können.

Frau von Wedel, Präsidentin der
ORKB von Deutschland erklärt, dass sie
mit der Eröffnung von allgemeinen Über-
legungen über den Budget einverstanden
ist, dass diese Debatte jedoch zum Ta-
gespunkt 10 führt, konkret zum Projekt
der Zusammenarbeit EUROSAI/IDI, in
dem diese Aktion zwar unterstützt, jedoch
die Überlegungen über das Budget noch
nicht in Angriff genommen wurde.

Herr Sinclair, Assistent des Auditor
General des NAO von Grossbritannien, ist
ebenfalls mit diesem Vorschlag einverstan-
den, gibt jedoch zu bedenken, dass, ob-
wohl  im Rahmen eines jeden dreijährigen
Budgets Prinzipien und Vorhersehungen
für die Organisation von Konferenzen und
Seminaren erstellt werden müssen, jedoch
eine gewisse Bewegungsfreiheit fortbeste-
hen sollte, insbesondere für diejenigen 
Angelegenheiten, die im Moment der Ver-
abschiedung des Budgets noch nicht pro-
grammiert waren.

Das Präsidium beschliesst, prospektive
Überlegungen über den Budget der Orga-
nisation anzustellen. Es beauftragt den
Ausbildungsausschuss mit der Erstellung
von Vorschlägen aufgrund der Entwick-
lung des Budgets der Organisation, sowohl
der Einnahmen als auch der Ausgaben.
Diese Vorschläge werden in der nächsten
Versammlung des Präsidiums überprüft
werden. Unter der gleichzeitigen Beibe-
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haltung gewisser Flexibilitätsmöglichkei-
ten, müssen insbesondere die von der EU-
ROSAI in Angriff genommenen Aktionen
der Ausbildung einerseits und andererseits
die Definition der Kriterien für die Ge-
währung von Unterstützungen für die von
den Mitglieds-ORKB organisierten Events
vorgesehen werden.

Der Ausbildungsausschuss kann von
den Mitglieds-ORKB Vorschläge für die
Erstellung seiner Vorschläge einholen.

5. Überprüfung des Beitrittantrags der
ORKB von Aserbaidschan

Frau García Crespo informiert im Na-
men des Generalsekretärs, dass die ORKB
von Aserbaidschan, deren Beitrittsantrag
dem Präsidium in dieser XXIII. Versamm-
lung vorgelegt wird, die in Artikel 3 der
EUROSAI-Statuten festgelegten Bedin-
gungen zwecks Beitritt zur Organisation
erfüllt. Die ORKB von Aserbaidschan ist
Mitglied der INTOSAI und akzeptiert die
Statuten der EUROSAI.

Herr Logerot, Präsident der EUROSAI
erklärt, dass die ORKB von Aserbaidschan
effektiv die für ein Mitglied der EUROSAI
geforderten Bedingungen erfüllt. Diese
ORKB ist ebenfalls Mitglied der ASOSAI
und demzufolge ist sie ab diesem Moment
Mitglied von zwei regionalen Organisatio-
nen, wie dies auch andere Institutionen der
EUROSAI oder ORKB von anderen regio-
nalen Organisationen sind. Gemäss der
von dem Generalsekretariat der INTOSAI
zur Verfügung gestellten Information wirft
diese doppelte Mitgliedschaft kein beson-
deres Problem auf.

Demzufolge billigt das Präsidium 
in Übereinstimmung mit Artikel 3 der 
EUROSAI-Statuten den Beitritt der
ORKB von Aserbaidschan. Der General-
sekretär wird mit der Mitteilung dieses Be-
schlusses an die ORKB betraut.

6. Information bezüglich des
Kongresses in Moskau 2002

Herr Stepashin, Präsident der ORKB
der Russischen Föderation, Erster Vizeprä-

sident der EUROSAI, präsentiert einen
Bericht über die Vorbereitungen des Kon-
gresses. Er teilt mit, dass seine Institution
ein detailliertes Programm für die Vorbe-
reitung des Kongresses ausgearbeitet hat
und das eine Arbeitsgruppe gegründet
wurde, die mit der Anwendung des Pro-
gramms beauftragt ist. Ausserdem hat die
Regierung für diese Vorbereitung eine Rei-
he von Massnahmen ergriffen. Die vom
Präsidium für die Abhaltung des Kongres-
ses vorgeschlagenen Daten sind die Tage
vom 27. bis 31. Mai 2002.

Er erklärt, dass das Thema des Kon-
gresses “Die ORKB und die Kontrolle der
Vollstreckung des Staatshaushalts” ein
grundsätzliches für die Arbeit der ORKB
der Länder Zentral- und Osteuropas ist.

Der Präsident der ORKB von Portugal,
Herr de Sousa unterstreicht, dass das Thema
des Kongresses für die ORKB der Länder
der Europäischen Union wichtig ist und
zwar in einem Moment, in dem diese Länder
die Einheitswährung, den EURO, einführt.

Das Präsidium nimmt die oben ge-
nannten Vorbereitungen zur Kenntnis, bil-
ligt die vorgeschlagenen Daten (27. bis 31.
Mai 2002) sowie die folgenden Unterthe-
men für den Kongress:1

• Die Rolle der ORKB in der Vorbe-
reitung seitens der Regierung der Haus-
haltsvorschläge und im Examen dieser sei-
tens des Parlaments.

• Die Kontrolle während und nach der
Vollstreckung des Staatshaushalts.

• Die Anwendung von Informatiktech-
nik in den Kontrollverfahren der Voll-
streckung des Staatshaushalts (dieses Unter-
thema wird auf dem Seminar, das vor dem
Kongress stattfindet, und in Warschau im
September 2001 abgehalten wird, behandelt.

Das Präsidium beschliesst ebenfalls:

– Dass auf Vorschlag von Frau von We-
del, Präsidentin der ORKB von Deutsch-
land, die Organisatoren des Kongresses ei-
ne gewissen Freiheit bei der Wahl von
Unterthemen (2 oder 3) haben sollte.

– Dass auf Vorschlag von Herrn Otbo,
Präsident der ORKB von Dänemark, der
Kongress das Thema der Zentralisierung
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oder Dezentralisierung des staatlichen
Buchhaltungssystems wählt. Diese Ange-
legenheit konkretisiert sich nicht in einem
spezifischen Unterthema, sondern wäre
mehr ein Element des 2. Unterthemas.

7. Information über die Abhaltung des
vor dem Kongress abzuhaltenden
Seminars, das im September 2001 in
Warschau stattfinden wird

Der Präsident der ORKB von Polen,
Herr Wojciechowski, präsentiert die Vor-
bereitungen für das Seminar, das eines der
Unterthemen des Kongresses im Jahr 2002
behandelt und zwar “Die Anwendung der
Informatik in der Kontrolle der Voll-
streckung des Staatshaushalts”.

Er informiert das Präsidium über die
Gründung einer mit dieser Vorbereitung
betrauten technischen Gruppe, die aus ver-
schiedenen ORKB besteht. Er berichtet,
dass mittels eines gemeinsamen Schrei-
bens vom 24. März 2001, der Präsident der
EUROSAI und er persönlich an alle EU-
ROSAI-Mitglieder eine Einladung zur
Teilnahme an diesem Seminar versandt
haben, das in Warschau, vom 25. bis 27.
September 2001 stattfinden wird. Der 27.
September wird für einen Touristenbesuch
reserviert. Dieses Einladungsschreiben
wird von einem Fragebogen begleitet und
es wird gebeten, diesen bis zum 20. April
zu beantworten. Die endgültige Tagesord-
nung wird nach Prüfung der Antworten auf
den genannten Fragebogen festgelegt.

Der Präsident der ORKB von Portugal,
Herr de Sousa unterstreicht, dass die An-
wendung der Informatiktechnik in der
Rechnungsprüfung eine wichtige Frage
der Beziehungen zwischen dem Rech-
nungsprüfer und dem Geprüften aufwirft,
die auf dem Seminar behandelt wird.

Das Präsidium nimmt von den vorbe-
schriebenen Vorbereitungen Kenntnis.

8. Bericht über die Abhaltung der
Tagung in Madeira (31. Mai bis 1.
Juni 2001) über “die Beziehungen
zwischen den verschiedenen
Bereichen der Kontrolle der
öffentlichen Mittel (europäischer,
nationaler, regionaler und lokaler)”

Der Präsident der ORKB von Portugal,
Herr de Sousa, präsentiert die von seiner

Institution und einer ad hoc-Arbeitsgruppe
geleiteten Arbeiten für die Vorbereitung
dieser Konferenz. Das Programm dieser,
das vier Arbeitssitzungen beinhaltet, wird
während dieser Versammlung an die Mit-
glieder, Beobachter und Gäste des Präsidi-
ums verteilt. Herr de Sousa erinnert daran,
dass die Organisation der Regionalen
Rechnungskontrollbehörden (EURORAI)
sich dieser Vorbereitung angeschlossen hat
und circa 15 Teilnehmer nach Madeira
senden wird. Das Dolmetschen findet in
den fünf Amtssprachen der EUROSAI und
in portugiesisch statt und die Dokumente
werden in englischer und französischer
Sprache präsentiert.

Herr de Sousa möchte das Einverständ-
nis des Präsidiums bezüglich der Einla-
dung in der Eigenschaft eines Beobachters
des Präsidenten der ORKB der Bundes-
staaten von Brasilien zu der Konferenz er-
halten.

Das Präsidium ist mit dieser Einladung
einverstanden und nimmt von den vorge-
nannten Vorbereitungen Kenntnis.

9. Vorschlag auf Gewährung von
Subventionen für die unter den
Punkten 7 und 8 der Tagesordnung
behandelten Konferenz und das
Seminar

Frau García Crespo schlägt im Namen
des Generalsekretärs vor, dass das Präsidi-
um zwei Subventionen gewährt, eine in
Höhe von (10.000 US-$) für die ORKB
von Polen, die das vor dem Kongress statt-
findende Seminar organisiert, das in War-
schau im September 2001 abgehalten wer-
den soll und auf das sich der Punkt 7 der
Tagesordnung bezieht und eine weitere
(5.000 US-$) für die ORKB von Portugal,
die die Konferenz in Madeira im Mai 2001
organisiert, auf die sich der Punkt 8 der Ta-
gesordnung bezieht.

Das Präsidium billigt diese beiden
Subventionen.

10. Vom Ausbildungsausschuss
vorgenommene Aktivitäten

Frau Fradin (Präsidentschaft der 
EUROSAI), die zusammen mit Frau 
Marta Fernández Pirla (Sekretariat der
EUROSAI) dem durch den in Madrid am
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16. Februar 2002 gefassten Beschluss ge-
gründeten Ausbildungsausschuss (CEF
oder ETC in Englisch) vorsitzt, präsentiert
als Einführung zu diesem Punkt der Tages-
ordnung die vom Präsidium für den Aus-
bildungsausschuss gesteckten Ziele, sowie
auch die Arbeitsmodalitäten dieses Aus-
schusses, insbesondere der Untergruppen.

10.1. Erstes von der EUROSAI (Gola-
wice, Polen, 20. – 21. Februar 2001) orga-
nisierte Ausbildungstreffen: “IT in Audit-
ing” (IT in der Rechnungsprüfung).

Der Präsident der ORKB von Polen,
Herr Wojciechowski, informiert über die
von der ad-hoc-Untergruppe des Ausbil-
dungsausschusses für die Vorbereitung die-
ses 1. Ausbildungstreffens angewandten
Methode, die Entwicklung dieses Events
sowie die erhaltenen Resultate, die auf-
grund der Antworten auf den an die Teil-
nehmer gesandten Fragebogen beurteilt
wurden. Ein Grossteil der teilnehmenden
27 ORKB war mit diesem ersten Ausbil-
dungstreffen zufrieden, erwartet, dass die
EUROSAI weitere Meetings organisiert
und möchte, dass ein Debattenforum über
das Thema des Seminars eröffnet wird.

10.2. Ausbildungswebseite

Frau Fradin (ORKB von Frankreich)
erläutert die Bedingungen, unter denen die
Webseite für die Ausbildung geschaffen
wurden, die von Frankreich eingerichtet
wurde und über die Internetseite der Orga-
nisation zugänglich ist. Diese Seite bein-
haltet internationale und nationale Infor-
mation. Die mit dieser Aufgabe betraute
Untergruppe des Ausbildungsausschusses
erstellte dank der technischen Unterstüt-
zung seitens der ORKB von Dänemark das
Layout dieser Seite. Die Information er-
scheint in Kürze On-Line.

10.3. Zusammenarbeit EUROSAI/
Entwicklungsinitiative der INTOSAI (IDI)

Herr Borge, Generaldirektor der IDI,
präsentiert die Bedingungen, in denen ein
Ausbildungsprogramm für Ausbilder in
den ORKB der EUROSAI unter dem Na-
men “Langfristiges Regionales Ausbil-
dungsprogramm (englische Abkürzung:
LTRTP) von vierjähriger Dauer durch die
Untergruppe des Ausbildungsausschusses,
für die Zusammenarbeit EUROSAI/IDI an-
getrieben wurde, wie dem EUROSAI-Prä-
sidium bereits mit Schreiben vom 14. Sep-
tember 2002 mitgeteilt wurde.

Herr Borge erklärt, dass das Ziel dieser
Zusammenarbeit mit dem LTRTP auf der
Versammlung der Verbindungsbeamten
der Kandidatenländer zum Eintritt in die
Europäische Union, Zypern und Malta im
Oktober 2000 in Prag (Tschechische Re-
publik) präsentiert wurde, sowie auch dem
Kontaktkomitee der gleichen ORKB, des-
sen Versammlung in Sofia (Bulgarien)
während des 7. und 8. Dezember 2000
stattfand.

Die erste Phase dieses Plans, dass heisst,
der Workshop des strategischen Programms
(englische Abkürzung: SPW) fand in Oslo
vom 11. bis 13. Dezember 2000 statt. Teil-
nehmer waren elf ORKB und sechs Beob-
achter. Der Bericht über den SPW (der unter
anderem in einem Anhang die Definition
der Funktionen der verschiedenen Partner
im Follow-up des LTRTP und die Themen
der geforderten Ausbildungssitzungen bein-
haltet) wurden dem Präsidium zugesandt.

Herr Borge erläutert, dass die Finan-
zierung des LTRTP nicht garantiert ist, es
wurden jedoch von der IDI Anträge auf
Unterstützung an das norwegische Aus-
senministerium gerichtet (insbesondere
für die Finanzierung der 2. Phase des
LTRTP, der “course design and develop-
ment workshop”, [CDD], der für das zwei-
te Halbjahr 2001 angesetzt ist), sowie auch
an andere Finanzierungsorganismen. Die
ORKB von Grossbritannien und der Nie-
derlande, Mitglieder des Präsidiums des
IDI, werden die von der IDI an die Eu-
ropäische Kommission gestellten Subven-
tionsanträge unterstützen.

Nach der Präsentierung dieser während
2000/2001 durchgeführten Aktivitäten des
Ausbildungsausschusses präsentiert Frau
Fradin die Vorschläge der von dem Ausbil-
dungsausschuss zukünftig auszuführenden
Tätigkeiten.

Nach Anhören dieser Vorschläge und
Debatte derselben fasst das Präsidium die
folgenden Beschlüsse:

– Bezüglich der Finanzierung der
Ausbildungsaktivitäten:

Der Ausbildungsausschuss muss inner-
halb des Rahmens der aufgrund des Exa-
mens des Punktes 4 der Tagesordnung auf-
erlegten Haushaltsmission Vorschläge für
die politische-finanzielle Materie der Or-
ganisation erstellen, die ihm die Garantie
der zukünftigen Ausbildungsaktivitäten er-
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möglichen. Er muss die globale finanziel-
le Belastung bewerten sowie den Teil der
Finanzierung, die den ORKB, der EURO-
SAI und gegebenenfalls anderen Partnern
zufällt. Der Ausbildungsausschuss muss
seine Vorschläge über dieses Thema bei
der nächsten Versammlung des Präsidiums
vorlegen.

– Bezüglich der Kontinuität des 1. in
Golawice (Polen) organisierten Ausbil-
dungstreffens

Im Jahr 2002 wird eine 2. Ausbil-
dungssitzung organisiert, die das Thema
“Value for Money Audit” behandeln und
in Ungarn stattfinden wird. Diese wird mit
den gleichen Methoden vorbereitet, die
auch schon bei der Veranstaltung in Gola-
wice angewendet wurden.

Im Jahr 2003 wird die 3. Ausbildungs-
sitzung stattfinden. Sie wird das Thema
“Die Beurteilung der internen Kontrolle”
behandeln und in der Tschechischen Re-
publik stattfinden.

Diese beiden auserwählten Themen
sind ein Teil der Ausbildungsthemen, die
am meisten von den ORKB der EUROSAI
in den Antworten auf den Fragebogen über
die Ausbildungserfordernisse gefordert
wurden, der während des Sommers 1999
an diese versandt wurde.

– Bezüglich der Ausbildungswebseite
auf der Internetseite der Organisation:

Die Information über Ausbildung wird
weiterhin On-Line auf der Internetseite der
ORKB von Frankreich verbleiben, mit
Ausnutzung, wie der Vertreter der ORKB
von Grossbritannien erläutert, der Beispie-
le der bereits geschaffenen Internetseiten
durch andere regionale Organisationen
wie ASOSAI.

In Kürze wird ein Debattenforum über
das Thema des in Golawice organisierten
Ausbildungstreffens über das Thema “IT
in Auditing” eröffnet, das über die Inter-
netseite der EUROSAI zugänglich ist und
von der ORKB von Dänemark eingerichtet
wird.

– Bezüglich des Ausbildungspro-
gramms für Ausbilder, initiiert im Rahmen
der Kooperation mit der IDI (LTRTP):

Angesichts der Resultate des “Strate-
gic Planning Workshops”, der in Oslo im
Dezember 2000 abgehalten wurde, billigt
das Präsidium den Vorschlag des Ausbil-

dungsausschusses, zusammen mit der IDI
mit der im Jahr 2000 begonnenen Erstel-
lung des Ausbildungsprogramms für Aus-
bilder fortzufahren.

11. Aktivitäten der Arbeitsgruppe 
über Umweltkontrolle

Herr Wojciechowski, Präsident der
ORKB von Polen, präsentiert den Bericht
über die Aktivitäten der Arbeitsgruppe für
Umweltkontrolle, die seine Institution prä-
sidiert. Er erinnert unter anderem an die
Resultate der verschiedenen abgehaltenen
Versammlungen und der seit einem Jahr
durchgeführten Arbeiten: Versammlung
des Koordinators und Subkoordinators in
Bukarest (Rumänien) im Januar 2000, ge-
meinsame Prüfungen des Übereinkom-
mens von Helsinki und MARPOL-Abkom-
mens, Teilnahme an der Versammlung der
INTOSAI-Arbeitsgruppe über Umwelt-
kontrolle in Kapstadt (Südafrikanische Re-
publik) im April 2000, Versammlung aller
Mitglieder der EUROSAI-Arbeitsgruppe
im Oktober 2000 in Warschau.

Er erwähnt die Perspektiven der Ar-
beitsgruppe, insbesondere die Europäische
Konferenz über Umweltskontrolle, die in
Oslo im Mai 2001 stattfand.

12. Resultate des Fragebogens über 
die Beziehungen zwischen den
ORKB und den Universitäten 
und dementsprechende 
Vorschläge

Frau Fradin (ORKB Frankreich) prä-
sentiert die Resultate des Fragebogens,
den das Präsidium in seiner Versammlung
vom 16. Februar 2000 beschloss, an die
Mitglieder der Organisation zu senden, um
die Art der Beziehungen mit der Univer-
sität kennenzulernen, die Handlungsvor-
schläge seitens der EUROSAI in dieser
Materie zu bewerten und die in Artikel 1-4
und 1-7 der Statuten festgelegten Ziele zu
erfüllen.

Angesichts der einerseits festgestellten
Wichtigkeit der bereits zwischen den
ORKB und den Universitäten bestehenden
Beziehungen und andererseits des Interes-
ses eines Grossteils der ORKB, dass die
EUROSAI die Information über dieses
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Thema erweitert, beschliesst das Präsidi-
um folgendes:

– Auf den “Ausbildungsseiten” der In-
ternetseite der Organisation (Sektion: News)
eine Sektion “Beziehungen mit der Univer-
sität” einzuschliessen. Diese Seite wird die
Information beinhalten, die die ORKB dem
französischen Rechnungshof (an die folgen-
de Adresse: formationeurosai@ccomptes.fr)
über zwei Themen zusenden: Die mit oder
von den Universitäten organisierten, mit den
öffentlichen Mitteln verbundenen Seminare
oder Konferenzen; die Thesen, Forschungs-
arbeiten oder Veröffentlichungen der Uni-
versitäten, die die Mitglieds-ORBK interes-
sieren könnten.

– Zu versuchen, wie dies bereits im
Kongress in Paris im Jahr 1999 und in der
Konferenz in Madeira im Mai 2001 ge-
macht wurde, Universitätsstudenten zu je-
der von der EUROSAI veranstalteten Kon-
ferenz, Seminar oder Kongress einzuladen.

– Das Thema der Beziehungen mit
den Universitäten in die Tagesordnung der
nächsten Versammlungen des Präsidiums
einzuschliessen, damit dieses die Fort-
schritte prüft, die in der engeren Gestal-
tung der Beziehungen zwischen den
ORKB und den Universitäten gemacht
werden.

13. Beschluss bezüglich der Vertretung
der EUROSAI im Präsidium der
INTOSAI

Herr Logerot, Präsident der EUROSAI
informiert das Präsidium darüber, dass der
Präsident und Generalsekretär der INTO-
SAI die Ernennung von zwei ausgewähl-
ten Mitgliedern der EUROSAI beantragt
haben, damit diese Mitglieder des Präsidi-
ums der INTOSAI werden, das auf dem im
Oktober 2001 in Seoul stattfindenden
Kongress dieser Organisation erneuert
wird. Die gewählten europäischen Mit-
glieder, die gegenwärtig am Präsidium der
INTOSAI teilnehmen, sind Portugal und
Norwegen und diese Mitglieder haben
deshalb die Eigenschaft der Beobachter im
Präsidium der EUROSAI.

Der Präsident der EUROSAI erklärt
zuerst, dass drei europäische Institutionen
ab Oktober 2001 ordnungsgemässe Mit-
glieder des INTOSAI-Präsidiums sein
sollten: Die ORKB von Österreich, Gene-

ralsekretär der INTOSAI; die ORKB von
Ungarn, die den INTOSAI-Kongress für
2004 organisiert; die IDI, deren Präsident-
schaft die ORKB von Norwegen innehat
und die nach dem Kongress von Seoul auf-
grund einer auf diesem Kongress vorzu-
schlagenden Änderung der Statuten  über
einen permanenten Platz im Präsidium der
INTOSAI verfügen würde.

Der Präsident der EUROSAI erläutert
anschliessend die Wichtigkeit der Wahl
der Mitglieder im Präsidium, denn diese
Mitglieder werden gewählt, damit sie die
regionale Organisation in ihrer gesamten
Verschiedenheit vertreten. Er hebt hervor,
dass für Europa der Umstand, zwei ge-
wählte Mitglieder zu haben, eine Nötigkeit
ist: Die Wichtigkeit dieser Region sowie
die institutionelle Verschiedenheit der
Obersten Rechnungskontrollbehörden ma-
chen die Lage, über eine europäische Ver-
tretung, bestehend aus zwei Mitgliedern
der zehn für das INTOSAI-Präsidium aus-
gewählten  zu verfügen, zu einer norma-
len. Die Statuten der INTOSAI legen aus-
serdem fest, “dass die wichtigsten
Organisationstypen der staatlichen Finanz-
kontrolle, denen die Obersten Rechnungs-
kontrollbehörden angehören, tatsächlich
im Präsidium vertreten sind”.

Zwecks Vertretung der Verschiedenar-
tigkeit schlägt der Präsident der EUROSAI
dem Präsidium die Kandidaturen des
Rechnungshofs von Portugal und des Na-
tional Audit Office von Grossbritannien
vor, sowohl aufgrund der dynamischen
Aktivität dieser beiden ORKB in Europa
und der Welt als auch darauf, dass sie für
die zwei institutionellen Strukturen reprä-
sentativ sind, die hauptsächlich in Europa
existieren: Die Jurisdiktionen und die “Au-
dit Offices”.

Dieser Vorschlag wird einstimmig
vom Präsidium angenommen und einige
Mitglieder dieses unterstreichen, wie we-
sentlich es für die EUROSAI aufgrund
der angeführten Gründe ist, von zwei In-
stitutionen im INTOSAI-Präsidium ver-
treten zu sein, wie dies gegenwärtig der
Fall ist. Demzufolge wird dem Präsiden-
ten der INTOSAI in einem Schreiben des
Präsidenten und des Generalsekretärs der
EUROSAI die Wahl der ORKB von Por-
tugal und Grossbritannien mitgeteilt wer-
den.
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14. Ort und Datum der nächsten
Versammlung des Präsidiums

Das Präsidium akzeptiert einstimmig
den Vorschlag der ORKB von Dänemark,
die nächste Versammlung des Präsidiums
zu veranstalten.

Diese wird die erste der drei im Jahr
2002 stattfindenden Versammlungen sein:
Die erste in Kopenhagen, Ende Februar
oder Anfang März; die zweite und dritte in
Moskau unmittelbar vor und nach dem
Kongress.

15. Verschiedenes

– 15-1 Projekt “2. Tagung der EURO-
SAI-OLACEFS”.

Frau García Crespo präsentiert den von
Frau Carmen Higaonna de Guerra, Präsi-
dentin der ORKB von Peru und Präsiden-
tin der OLACEFS an die EUROSAI ge-
machten Vorschlag für die Veranstaltung
einer 2. Tagung der EUROSAI-OLACEFS
in Cartagena de Indias (Kolumbien) im Ju-
ni 2001.

Die Mitglieder des Präsidiums erklären
ihr grosses Interesse, an dieser Tagung und
an der Kontinuität der 1. Tagung der EU-
ROSAI-OLACEFS, die in Madrid im Fe-
bruar 2000 stattfand, teilzunehmen.

Einige Mitglieder des Präsidiums wei-
sen jedoch auf die Schwierigkeit hin, das
Datum im Juni 2001 zu reservieren und
zwar einerseits aufgrund eines Teils der
bereits von der EUROSAI für diese Peri-
ode organisierten Veranstaltungen (kon-
kret die Konferenz in Madeira) und ande-
rerseits aufgrund des Erfordernisses über
eine ausreichende Frist für die gemeinsa-
men mit der OLACEFS zu treffenden Vor-
bereitungen der Themen und Materien für
diese 2. Tagung zu verfügen.

Demzufolge beschliesst das Präsidium,
dass der Präsident und Generalsekretär der
EUROSAI zusammen die Präsidentin der
OLACEFS das Interesse der EUROSAI an
dieser Tagung mitteilen, dass jedoch eine
Versammlung dieses Ausmasses am an-
fänglich vorgesehenen Datum (Juni 2001)
nicht stattfinden kann und das Datum hier-
für in der zweiten Hälfte des Jahres 2002,
nach dem Kongress der EUROSAI günsti-
ger wäre und eine angebrachte Vorberei-

tung der Themen der Zusammenarbeit er-
lauben würde.

Zwecks der Aufrechterhaltung eines
regelmässigen Kontakts mit der OLA-
CEFS wird der Präsidentin der OLAFECS
in dem gleichen Schreiben eine Einladung
zur Teilnahme am EUROSAI-Kongress im
Jahr 2002 zugesandt.

15.2. Abhaltungsort des nächsten EU-
ROSAI-Kongresses im Jahre 2005

Der Generalsekretär der EUROSAI in-
formiert über den Vorschlag der ORKB
von Deutschland, den nächsten EURO-
SAI-Kongress im Jahr 2005 auszurichten.

Die Präsidentin der ORKB von
Deutschland, Frau von Wedel, präsentiert
den Vorschlag, den nächsten Kongress in
Berlin zu organisieren.

Das Präsidium nimmt diesen Vorschlag
einstimmig an, der in Erfüllung des Arti-
kels 9-7 der Statuten dem Kongress vorge-
legt werden wird.

15-3 Information seitens der ORKB
von Portugal über das Follow-up der Ar-
beiten der INTOSAI über die Unabhängig-
keit (“task force”)

Der Präsident der ORKB von Portugal,
Herr de Sousa erklärt, wie seine Institution
die Verbindungsmission zwischen den Ar-
beiten der EUROSAI über die Unabhän-
gigkeit und die “Task Force” der INTO-
SAI über dieses gleiche Thema
durchgeführt hat, mit der das EUROSAI-
Präsidium seine Institution im Februar
1999 betraute. Diese Verbindungsarbeit
hat erlaubt, die Resultate des in Lissabon
im Jahr 1998 veranstalteten EUROSAI-
Seminars und die des Kongresses im Jahr
1999 zu berücksichtigen.

Die endgültige von der “Task Force”
erstellte Fassung des Berichtprojekts wird
dem INTOSAI-Präsidium in der Ver-
sammlung vor dem Kongress in Seoul vor-
gelegt werden.

Information, die der Präsidenten der
EUROSAI dem Präsidium über die Ange-
legenheit des Beitritts des Europäischen
Rechnungshofs zur INTOSAI vorlegt.

Herr Logerot, Präsident der EUROSAI
informiert das Präsidium, dass Herr Karls-
son, Präsident des Europäischen Rech-
nungshofs (ERH) dem Komitee gegenüber
seinen Wunsch geäussert hat, dass der ge-
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nannte Rechnungshof als Mitglied der IN-
TOSAI beitritt.

Er erläutert, dass es sich um eine einfa-
che dem Präsidium der EUROSAI vorleg-
te Information handelt, denn dieses hat
nicht die Kompetenz, diese Angelegenheit
zu prüfen.

Der Präsident der EUROSAI erinnert
daran das, obwohl die Statuten der EURO-
SAI ausdrücklich von Anfang an die Mög-
lichkeit vorsahen, dass der ERH Mitglied
der Organisation würde, wie er dieses jetzt
auch ist, so ist dieses jedoch nicht der Fall
der INTOSAI-Statuten, eine Organisation
die nur “ den Obersten Rechnungskon-
trollbehörden aller Staaten offen steht, die
Mitglieder der Vereinten Nationen oder ei-
ner ihrer Sonderorganisationen sind”. Der

Rechtsgrundlagen für die Aktivität der
ORKB im Bereich der
Zurverfügungstellung von Information

Trotz der Differenz der in bestimmten
Ländern adopierten Gesetzesregulierun-
gen, ist die Rede- und Pressfreiheit einer
der Grundwerte, die im Allgemeinen vom
Grundgesetz garantiert werden. Der Sinn
dieser Lösung ist der Wille, den Zugang
der Gesellschaft zur Information über das
Funktionieren der mit staatlichen Haus-
haltsmitteln finanzierten Institutionen zu
garantieren und somit zu Gunsten der Bür-
ger zu handeln. Der Informationszugang
wird im Allgemeinen mit Hilfe der Kom-
munikationsmedien durchgeführt. Die
Voraussetzungen des Berufsgeheimnisses
(zum Beispiel das Staats- oder Bankge-
heimnis) und der persönliche Datenschutz
sind die einzigen Grenzen des Rechts auf
Information. Während die Information
über die Resultate der Rechnungsprüfung,
die sich auf objektive belegende Daten ba-
siert, direkt ist, so bestehen jedoch grösse-
re Komplikationen, wenn sich die Folge-

Beitritt des ERH stellt demzufolge bezüg-
lich der gegenwärtigen Fassung der Statu-
ten der INTOSAI ein Problem dar.

Aufgrund der Debatte über dieses Pro-
blem unter den Mitgliedern des Präsidi-
ums erscheint es, dass die EUROSAI nicht
die Kompetenz für die Behandlung dieses
Themas hat, das sich auf die Angelegen-
heit der INTOSAI-Statuten bezieht. Dem-
zufolge und obwohl die ORKB, die Mit-
glieder der Europäischen Union und in
diesem EUROSAI-Präsidium vertreten
sind, im Prinzip kein Hindernis für diesen
Beitritt sehen, obliegt es jedoch den zu-
ständigen Organen der INTOSAI, sich
über die Annahmefähigkeit des Antrags
auf Beitritt des europäischen Rechnungs-
hofs auszusprechen.

rungen auf subjektive belegende Daten ba-
sieren und das Resultat der Rechnungsprü-
fung weniger klar ist. Dieses darf jedoch
nicht die Veröffentlichung dieser Folge-
rungen verhindern und die Funktionsprü-
fung wäre ohne Subjektivität sehr schwie-
rig.

Die Information der
Kommunikationsmedien über die
Resultate der Prüfung: Gefahren und
Möglichkeiten

Die Information, die über die Resulta-
te der Rechnungsprüfung veröffentlicht
wird, gibt Anlass zu einer Reihe von Mög-
lichkeiten:

• Verhütung von inkorrekten Praktiken

• Information

• Motivierung der Angestellten

• Verbreitung von guten Praktiken

• Imagebildung
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• Überzeugung der Geprüften durch
spezializierte Medien, sie bedeutet aber
auch eine Reihe von Gefahren

• Vorzeitige Veröffentlichung

• Skandalsuche

• Mangel an Objektivität

• Club der Journalisten

• Die Geprüften könnten beleidigt
werden.

Die Presseveröffentlichungen tragen
zu einer wachsenden Wirksamkeit der
Rechnungsprüfungsaktivitäten bei, die
Auffindungen erreichen ein breiteres Pu-
blikum und nicht nur die Rechnungsprü-
fer, die Geprüften und die betroffenen
Körperschaften. Die grösste Bedrohung
für die ORKB sind jedoch die nicht sehr
ehrlichen Veröffentlichungen, die mittels
der Verdrehung des Sinns derjenigen
Aspekte, die von der ORKB hervorgeho-
ben wurden, den Skandal suchen. Ein an-
deres getrenntes Problem ist dasjenige ei-
ner vermutlichen Manipulation der
Resultate der Rechnungsprüfung, sowohl
aus der Perspektive des im Bericht Her-
vorgehobenen als auch des Veröffentli-
chungsdatums.

Die Folgerung des Seminars ist, dass
die Gelegenheiten die Bedrohungen über-
treffen und dass wir weiterhin mit den Me-
dien zusammen arbeiten müssen.

Kontaktmanagement mit den
Kommunikationsmedien

Der Kontakt mit den Kommunikations-
medien ist das wichtigste Element der Pu-
blic Relations der ORKB. Die Beziehun-
gen der ORKB mit den Medien sollten auf
klaren Regeln beruhen. Es müssen die
Rechte beider Seiten bewahrt werden: Die
der Medien und die der ORKB. Kein Me-
dium sollte bei dem Zugang zur Informa-
tion bevorzugt werden. Es existieren ver-
schiedene Techniken, die von der ORKB
im Kontaktmanagement mit den Medien
benutzt werden können:

• Ausbildung von Journalisten

• Initiative ergreifen, nicht nur reagie-
ren

• Das Veröffentlichte berichtigen

• Vorbereitung von besonders für die
Presse geeignetem Material

• Benutzung des Internet

Die Wirksamkeit der Public Relations
(Beurteilung)

Es gibt mehrere Ziele in der Public Re-
lation-Beurteilung, die folgendes beinhal-
ten:

• Impakt des Rechnungsprüfungsbe-
richts – Die Änderung, die dieser hervor-
ruft;

• Bericht an die Direktion über den
Wirksamkeitsgrad des Pressebüros;

Die Beurteilung der Wirksamkeit der
Public Relations ist ein integraler Teil die-
ser Aktivitäten. Sie zeigt auf, ob die in der
Planungsphase des Beginns, insbesondere
bezüglich der Aufrechterhaltung der Kon-
takte mit den Medien identifizierten Auf-
gaben korrekt ausgeführt wurden. Die Re-
sultate der Beurteilung werden ebenfalls
als Anfangsmaterial für Planungsaufgaben
benutzt.

Es existiert keine perfekte Methode,
die es erlaubt, die Wirksamkeit der vom
Pressechef und der Public Relationdienste
vorgenommenen Handlungen zu messen.
Im Beurteilungsprozess der Wirksamkeit
der Public Relations werden einige Metho-
den angewandt und die erreichten Resulta-
te ist der Effekt der Kombination der ver-
schiedenen Faktoren.

Es gibt mehrere wichtige in der Wirk-
samkeitsanalyse der Public Relation ver-
wendete Massnahmen, die die Resultate
der Umfragen der öffentlichen Meinung,
die Presseausschnitte und die Besucher der
Webseite beinhalten.

Die Delegierten hatten verschiedene
Ideen über die ersten Empfänger der Rech-
nungsprüfungsberichte. Für die einen ist
die Öffentlichkeit und für die anderen sind
die Entscheidungsträger die wichtigsten.
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Die EUROSAI-Tagung in Madeira,
die in Funchal, Hauptstadt der portugiesi-
schen Autonomen Region von Madeira
vom 31. Mai bis 1. Juni 2001 stattfand,
vereinte 26 Oberste Rechnungskontroll-
behörden (ORB), Mitglieder der EURO-
SAI, unter denen sich der Europäische
Rechnungshof und 16 Regionale Rech-
nungskontrollbehörden (RRB), Mitglieder
der EURORAI befanden.

Dieser Tagung wohnte ebenfalls der
Präsident der Vereinigung der Rechnungs-
höfe von Brasilien in der Eigenschaft eines
Beobachters bei.

Im Rahmen des Themas: “Die Bezie-
hungen zwischen den verschiedenen
Kontrollbereichen der öffentlichen Mit-
tel” wurden während vier Arbeitssitzun-
gen die folgenden Themen behandelt:

– Wie die Regierungssysteme die Or-
ganisationsformen der Kontrolle der öf-
fentlichen Mittel beeinflussen;

– Artikulierung und Zusammenarbeit
der Finanzkontrolle zwischen den ver-
schiedenen Institutionen der externen
Kontrolle;

– Die gegenseitige Abhängigkeit der
Haushalte (der gemeinschaftlichen, natio-
nalen, regionalen und lokalen) und deren
Auswirkung auf die externe Kontrolle;

– Die Kontrolle der regionalen und lo-
kalen Verwaltung durch verschiedene In-
stitutionen der externen Kontrolle.

Eine kurze Rede von Professor Marce-
lo Rebelo de Sousa der Jurafakultät der
Universität von Lissabon, eröffnete die
Debatten.

Nach Behandlung der oben angeführ-
ten vier Themen zogen die an der Tagung
teilnehmenden Delegierten folgende
Schlüsse:

1) Verschiede Regierungssysteme
führen zu verschiedenen Organisationsfor-
men der externen Kontrolle der öffentli-
chen Mittel.

2) Im Allgemeinen prüfen die Kontroll-
institutionen die Einnahmen und Ausgaben
der Verwaltungsorgane, damit auf einer je-
den Ebene die beschliessende Versamm-
lung die Finanzgebarung verabschieden
kann, oder die über Gebarung der Verwal-
tungen durch die Rechnungsprüfungsbe-
richte informiert wird.

3) Unabhängig von der Struktur des
Staats existieren immer unter der Zentral-
regierung und, je nach Fall, den Bundes-
staaten oder den regionalen oder lokalen
Verwaltungen aufgeteilte Kompetenz- und
Finanzierungsbereiche.

4) Demzufolge sehen sich die Institu-
tionen der externen Kontrolle in jedem
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Staat gezwungen, ihre Arbeit zu vereinen
und sie können sich nicht gegenseitig ig-
norieren.

5) Es können von dem Gesetz oder den
Statuten vorgesehene Koordinationsme-
chanismen bestehen, die jedoch in der Pra-
xis für die Garantie der vollkommenen
Kontrolle der öffentlichen Einnahmen und
Ausgaben auf einer jeden Ebene nicht aus-
reichen sind, um dem externen Kontrollsy-
stem die Garantie des möglichst wirksam-
sten Gebrauch der öffentlichen Mittel zu
Gunsten aller Bürger zu garantieren.

6) In diesem Sinne ist es angebracht,
eine Zusammenarbeit zu etablieren, die
sich auf eine Beziehung des Vertrauens
und eine vertragliche und pragmatische

Allgemeine Schlussfolgerungen

Das Seminar vor dem EUROSAI-Kon-
gress “Rechnungsprüfung der Voll-
streckung des Staatshaushalts mit der An-
wendung von Informatiktools” fand in
Warschau vom 25. bis 27. September 2001
statt und an diesem nahmen 32 ORKB und
die Kontroll- und Rechnungskammer von
Moskau teil. Es wurden Themen des Zu-
griffs zur Information, die Analyse der In-
formation und Stichprobennahme sowie
die Experimente, Lösungen und Perspekti-
ven in der Rechnungsprüfung der Voll-
streckung des Staatshaushalts unter Ver-
wendung von Informatiktools behandelt.
Insgesamt erfolgten 9 Präsentierungen, es
wurden 19 Länderdokumente übergeben
und es entstand eine interessante Debatte.
Das Seminar war eine gute Gelegenheit zu
beobachten, wie trotz der verschiedenen
existierenden nationalen Ansichtspunkte
viele gemeinsame Probleme bestehen und
wie die Lösungsfindung für diese leichter
sein kann, wenn wir weiterhin unsere Er-
fahrungen austauschen.

Diese Schlussfolgerungen bilden bei ih-
rer Präsentierung auf dem EUROSAI-Kon-

Grundlage stützt. Dieses betrifft ebenfalls
im Umfeld der Europäischen Union die
Beziehungen mit dem Europäischen Rech-
nungshof.

7) Es existieren bereits Mechanismen
und Erfahrungen der Zusammenarbeit auf
verschiedenen Bereichen und zwischen
verschiedenen Kontrollebenen. Diese
könnten mehr entwickelt werden.

8) In Zukunft wäre es wünschenswert,
wenn der Erfahrungsaustausch über kon-
krete professionelle Themen (wie das Ge-
sundheitswesen, Bildungswesen, die In-
frastrukturen...) organisiert werden
würde. EUROSAI und EURORAI verei-
nen ihre Kompetenzen zur Erreichung
dieser Ziele.

gress in Moskau im nächsten Jahr eine gute
Grundlage für die Behandlung des Themas
des Kongresses “Die Rechnungsprüfung
der Vollstreckung des Staatshaushalts”.

Während des Seminars konnten wir
wenigstens in allgemeiner Weise die tägli-
che Praktik, die Umstände und Probleme
der anderen kennenlernen, wir tauschten
unsere Erfahrungen in der Rechnungsprü-
fung aus und präsentierten unsere ver-
schiedenen Gesichtspunkte bezüglich glei-
cher Ziele. Wir hatten ebenfalls die
Gelegenheit, die Probleme eines jeden zu
verstehen und zu versuchen, hierfür eine
Lösung zu finden.

Zusammen mit der Einführung der In-
formatiktools und Förderung dieser in der
Rechnungsprüfung der Vollstreckung des
Haushalts muss berücksichtigt werden,
dass diese Mittel zu einem Zweck dienen
und nicht ein Zweck in sich selbst sind. Sie
müssen dem Rechnungsprüfungsverfahren
einen Wert hinzufügen und mit dem Ziel
benutzt werden, zu den klar in der Rech-
nungsprüfung identifizierten spezifischen
Endzwecken beizutragen. Sie müssen uns
ebenfalls eine Chance geben, mit den Fort-
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schritten und der Auswahl der geeigneten
Werkzeuge Schritt halten zu können.

Resultate und allgemeine
Schlussfolgerungen:

1) Bezüglich des Zugangs zur Infor-
mation:

– Ein jedes Land hat ein gesetzliches
Mandat für den Zugang zur Information,
die für die Rechnungsprüfung der Voll-
streckung des Staatshaushalts erforderlich
ist. Die Formen und die Art des Zugangs
unterscheiden sich jedoch erheblich von-
einander. Wenn den ORKB Hindernisse in
den Weg gestellt werden, müssen sie die
geeigneten, in der Gesetzgebung vorgese-
henen Massnahmen ergreifen, damit ihnen
ein vollständiger Zugang zur Information
zwecks Erfüllung und Wirksamkeit der
Mission gewährt wird.

– Der kostenlose Zugang zu den Da-
ten kann als ein normales Abkommen an-
gesehen werden, denn eine jede beteiligte
Institution wird aus dem Staatshaushalt fi-
nanziert. Der Zugang zu den Daten ist je-
doch gleichzeitig eine Dienstleistung, die
manchmal mit erheblichen Kosten verbun-
den ist und diese müssen von irgend je-
mandem bezahlt werden. In den ORBK
bestehen verschiedene Lösungen hierfür.

– Immer häufiger wird die in Frage
kommende Information auf einem Daten-
träger (digital) zur Verfügung gestellt. Die
informatische Ausbildung der Rechnungs-
prüfer ist demzufolge unumgänglich. Die
ORKB haben verschiedene Ebenen bezüg-
lich des informatischen Könnens der
Rechnungsprüfer erreicht. Hierfür sind
Ausbildungsstrategien, Mittel und Materi-
al erforderlich.

– Die Standardsoftware verhelfen zu
einem wirksameren Prozess der Informati-
on, die in den individuellen Buchhaltungs-
unterlagen enthalten ist und ermöglichen
eine wirksamere Rechnungsprüfung der
Vollstreckung des Staatshaushalts.

– Die technischen Probleme bezüglich
der informatischen Infrastruktur, die
Handhabung, die Übersendung und die
Umsetzung der Daten sind von besonderer
Wichtigkeit. Die Lösungen müssen ent-
worfen, durchgeführt und auch gemanagt
und benutzt werden und das Kosten- und
Wirksamkeitsproblem kann nicht vermie-
den werden.

– Bezüglich des Zugangs zur Informa-
tion, müssen folgende Schlüsselaspekte
gelöst werden:

I) Eine angebrachte gesetzliche
Grundlage;

II) Gesamtheit, Zuverlässigkeit und
Kompatibilität der ausgewählten Daten-
bänke;

III) Konsens mit den Geprüften über
die geeigneten Zugangsmittel und Über-
sendung der Daten;

IV) Einführung der entsprechenden
Mittel für die Garantie der Sicherheit und
Vertraulichkeit der Daten, zu denen man
Zugang hat.

2) Bezüglich der Datenanalyse und
der Benutzung der Stichprobennahme

– Auf dem Seminar prüften die vertre-
tenen ORKB ihre verschiedenen Verfah-
ren, Erfahrungen und die Entwicklungs-
stadien in der Anwendung von
Informatiktools bei der Analyse von Daten
und der Stichprobennahme.

– Es existieren viele Faktoren, die die
Art und den Grad der Verwendung von In-
formatiktools für die Analyse der Daten
und die Benutzung von Stichprobennahme
seitens der ORK beeinflussen, einschliess-
lich das juristische Umfeld und die Philo-
sophie der Rechnungsprüfung einer jeden
ORKB, die Bedingungen der Berichter-
stattung an das Parlament sowie auch die
Erfordernisse des Geprüften und des allge-
meinen Publikums.

– Die präsentierten Dokumente kon-
zentrierten sich hauptsächlich auf das Er-
fordernis eines Rahmens, der die Gültig-
keit der Datenanalyse garantiert. Dieses ist
zwecks Vermeidung einer nicht angebrach-
ten Benutzung der Datenanalyse und we-
nig wirksamer Bemühungen notwendig.

Die Entwicklung von Informatiktools
für die Analyse und Stichprobennahme
muss mit der Entwicklung des Konzepts
und der Methodologie Hand in Hand gehen
und erlauben, dass die Rechnungsprüfungs-
resultate relevant und nutzbringend sind.

3) Bezüglich der Erfahrungen, Lösun-
gen und Perspektiven:

Es ist äusserst wichtig, eine für eine
wirtschaftliche und wirksame Anwendung
der verfügbaren Informatiktools geeignete
Atmosphäre zu schaffen. Dieses bedeutet
auch die Findung von geeigneten Lösun-
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gen bezüglich des Zugangs zu den Daten,
der Einführung von geeigneten Techniken
und der Kontrahierung und Ausbildung
von Rechnungsprüfern.

Bezüglich der Einführung von geeigne-
ten Techniken, können die zu lösenden Fra-
gen wie folgt zusammengefasst werden:

I) Ein klares Verständnis der Struktur
der in Frage kommenden automatisierten
Datenbänke;

II) Bestimmung der Art der ge-
wünschten Prüfungen;

III) Auswahl der besten Lösung, die
die vorhergehenden Themen berücksich-
tigt.

IV) Auswahl der besten Lösung unter
den kommerziellen und massgeschneider-
ten Programmen;

V) Betrachtungen über in welchem
Mass die computergestützte Rechnungs-
prüfung von Informatikberufspersonen
oder von Rechnungsprüfern im Allgemei-
nen benutzt werden darf.

Bezüglich der Kontrahierung und Aus-
bildung der Rechnungsprüfer muss die Lö-
sung folgendes berücksichtigen:

I) Die Kompliziertheit des Informa-
tikmittels;

II) Der Grad und die Kompliziertheit
der Aufgaben der durchzuführenden com-
putergestützten Rechnungsprüfung.

III) Die Kenntnisprofile in der Infor-
matik des existierenden Personals;

IV) Das Erfordernis, die angebrachte
Ausbildung innerhalb einer angemessenen
Zeit zur Verfügung zu stellen;

V) Der Wille, externe Informatikspe-
zialisten zu kontrahieren und/oder die
Möglichkeit, die Aufgaben der computer-
gestützten Rechnungsprüfung weiterzu-
vergeben.

Die fortlaufende Entwicklung der In-
formationstechnik erhöht die zukünftigen
Möglichkeiten, wirtschaftlichere und
wirksamere Rechnungsprüfungen vorzu-
nehmen, sie erfordert aber auch grosse und
dauernde Investitionen in die Ausrüstung
mit Computern und Software.

Es werden grosse Investitionen in Per-
sonal und insbesondere in eine fortlaufende
geeignete Berufsausbildung erforderlich
sein, zusammen mit einem von oben nach
unten laufenden Engagement der Direktion.
Diese Bedingungen sind für eine ange-
brachte Benutzung der Informatiktools in
der Rechnungsprüfung der Vollstreckung
des Staatshaushalts ausschlaggebend. 
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Ausbildungsaktivitäten der EUROSAI

Prag, Oktober-Dezember 2001

In Prag wurden kürzlich zwei Events
abgehalten, die den Beginn einer neuen
Etappe in der Entwicklung der Ausbil-
dungsaktivitäten der EUROSAI markie-
ren:

– Vom 22. Oktober bis zum 30. No-
vember nahmen 26 junge Rechnungsprü-
fer der Obersten Rechnungskontrollbehör-
den (ORKB) der Anwärterländer auf den
Eintritt in die Europäische Union an dem
ersten Workshop des langfristigen regio-
nalen Ausbildungsprogramms teil, der
von der EUROSAI und der Entwicklungs-
initiative der INTOSA (IDI) veranstaltet

wurde. Dieses Programm, das mit erhebli-
cher Arbeit seitens des Ausbildungsaus-
schusses der EUROSIA, der IDI und der
Hilfe der norwegischen Regierung ins Le-
ben gerufen wurde, erlaubt seit Ende des
Jahres die Schaffung eines Netzes von
«Ausbildungspezialisten», dass in allen
den genannten ORKB zur Erweiterung der
Kenntnisse und technischen Kenntnisse
(savoir-faire) beitragen kann, die der Ur-
sprung unserer Legitimität sind.

- In der folgenden Woche konnte der
vom französischen und spanischen Rech-
nungshof1, präsidierte Ausbildungsaus-

1 Dieser vom Präsidium im vergangenen Jahr gegründete Ausschuss, der dieses Präsidium informieren muss,
besteht aus 8 ORKB: Dänemark, Deutschland, Frankreich, Polen, Portugal, Spanien, Tschechische Republik und
Vereinigtes Königreich.



schuss der EUROSAI die vielverspre-
chenden Resultate dieses Workshops über-
prüfen, ein gutes Vorzeichen für den Er-
folg des Programms, sowie den Fortschritt
aller in der Versammlung in Paris im Juni
des vergangenen Jahres angefangenen An-
gelegenheiten: Haushaltsreform der EU-
ROSAI, Vorbereitung der folgenden Etap-
pen des Programms mit IDI, Organisation

der nächsten thematischen Ausbildungs-
versammlungen, Schaffung der Webseiten
und des Debattenforums..... Ein ungedul-
dig erwartetes Programm, dass den klaren
Wunsch ausdrückt, in unserem Kompeten-
zenbereich zu handeln und zusammen ein
erweitertes, offenes und brüderliches Eu-
ropa aufzubauen.
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Die zweite Ausbildungsveranstaltung
der EUROSAI findet in der ungarischen
Hauptstadt, Budapest, vom 18. bis 20.
September 2002 statt. Die gemeinsamen
Veranstalter, die Oberste Rechnungskon-
trollbehörde von Ungarn und das National
Audit Office von Grossbritannien in Zu-
sammenarbeit mit dem EUROSAI-Präsi-
dium werden ungefähr 30 Rechnungsprü-
fer zur Teilnahme an dem Seminar über
die Managementkontrolle einladen. Ge-
genstand dieses Seminars ist die Vorstel-
lung der neuesten Fortschritte in den quan-
titativen und qualitativen Methodologien
in der Entwicklung der Funktionsprüfung
sowie auch die Verwendung von Umfra-
gen, Parameter und Masse der Wirtschaft-
lichkeit. Die Referenten kommen aus
Grossbritannien, Frankreich, Portugal und
Ungarn.

Dieses Seminar wurde als praktisches
Seminar für Rechnungsprüfer auf dem Ge-
biet der Managementkontrolle gestaltet.
Mit diesem Zweck wird erwartet, dass die
Benutzung der Fallmethodologie zur Teil-
nahme animiert. Vor Schluss des Seminars
ist ebenfalls eine offene Debatte mit den
Teilnehmern über die wesentlichen behan-
delten Themen vorgesehen.

Dieses Seminar wird in einem attrakti-
ven Stadtteil von Budapest abgehalten.
Die Einschreibgebühren betragen 120 EU-
RO/pro Tag. Dieser Preis schliesst die
Übernachtung und drei Mahlzeiten täglich
ein.

Der offizielle Einladungsbrief wird im
Januar 2002 auf der EUROSAI-Webseite
für Ausbildung veröffentlicht.

Mitteilung über das zweite Ausbildungsseminar der
EUROSAI (Managementprüfung) 

in Budapest, vom 18. bis 20. September 2002

Am 10. April 2001, schlossen der Prä-
sident des SAO von Slowakien, Herr Jozef
Stahl und der Präsident der ORKB von
Ungarn, Herr Arpád Kovacs ein Abkom-
men der gemeinsamen Rechnungsprüfung
bezüglich der Verwendung von europäi-
schen Mitteln für den Wiederaufbau der
Maria-Valeria-Brücke. Diese Brücke über
die Donau wird die südlichste Stadt von
Slowakien S

�
túrovo mit der ungarischen

Stadt Esztergom verbinden.

Die Geschichte dieser Brücke ist sehr
interessant. Zuerst wurde von dem türki-
schen Herrscher in Budin im Jahr 1585 ei-
ne Bootsbrücke gebaut. Die kaiserliche Ar-
mee zerstörte diese Brücke im Jahr 1664.
Die Türken erbauten sie jedoch neu. Im
Jahr 1683 wurde diese Brücke erneut
während der Schlacht von S

�
túrovo von

durchziehenden türkischen Truppen zer-
stört. Im Jahr 1762 wurde ein von Kabeln
gezogenes Boot gebaut. Diese neue Boots-

NACHRICHTEN DER EUROSAI-MITGLIEDER
DIE BRÜCKE, DIE EUROPA VEREINT



brücke wurde 1842 in Betrieb genommen.
Im Jahr 1893 wurden Bohrproben für den
Bau einer festen Brücke vorgenommen.
1894 wurden beide Brückenträger und die
Brückenpfeiler gebaut. Der Bau wurde von
“Machine-Works der Königlichen Eisen-
bahnen von Ungarn” vorgenommen. Die
höchste Höhe der Brückenpfeiler der fast
500 m langen Brücke betrug 15 m und es
wurde für den Bau mehr als 2 500 t Stahl
verwendet. Die Brücke wurde am 16. Fe-
bruar 1896 eingeweiht. Während der ersten
60 Jahre wurde die Brücke zwei Mal ge-
sprengt und zwar am 22. Juni 1919 und 26.
Dezember 1944. Ab dem letztgenannten
Datum lag die Brücke in Trümmern.

Seit 1964 wurden verschiedene Reno-
vierungsvorschläge vorgelegt. 1995 wurde
einem Beschluss stattgegeben, PHARE-
Mittel zu beantragen und am 25. August
1999 unterzeichneten Experten beider
Länder den Vorvertrag für den Wiederauf-
bau. Am 16. September 1999 feierten die
Premierminister die Ratifizierung in einem
an den Brückenruinen verankertem Boot.
Es ist vorgesehen, der Brücke beim Wie-
deraufbau ihre alte Form zu geben.

Das Projekt wurde von auf ungarischer
Seite von Pont-TERV-Rt. und von slowa-
kischer Seite von Dopravoprojekt ausgear-
beitet. 1999 stellte die dänische Bera-
tungsgesellschaft COWI CONSULT LTD
den Entwurf der Dokumente der Ange-
botsaufforderung in Übereinstimmung mit
den PHARE-Normen und der Vorbedin-
gungen und den technischen Normen der
EU fertig. Die Ausschreibung fand im
Sommer 2000 statt.

Beide Regierungen gründeten eine ge-
mischte, in Pressburg stationierte Pro-
grammvollstreckungseinheit (Programme
Implementation Unit - PIU). Der slowaki-
sche Delegierte ernannte die für diese PIU
verantwortliche Person und sein ungari-
scher Kollege ernannte den Stellvertreter.
Diese Institution hat acht Mitglieder. Das

Aufgabenbereich wird in einem zwischen
der Europäischen Kommission und den
Regierungen beider Länder festgelegtem
Memorandum definiert.

In Ungarn ist die Organisation, die den
Bau ausführen wird, der Betreiber der öf-
fentlichen Autostrassen, Komárom-Eszter-
gom (KEMÁK Kht.), in dessen Vertretung
Transport Consulting Management Ltd.
(Transport Consulting Administration -
UTIBER kft) handelt.

In Slowakien ist der Baubeauftragte
die slowakische Strassenverwaltung, ver-
treten durch Dopravoprojekt jsc. Beide
Vertreter bilden das gemischte Technische
Büro, dessen Aufgaben in einem getrenn-
ten Vertrag festgelegt sind.

Die zwischen beiden Ländern aufge-
teilten Kosten betragen 11.638.000 EU-
RO. Der Beitrag der EU beläuft sich auf
5.500 000 EURO.

Seitens Ungarn wird der Bau vom Mi-
nisterium für Transport und Gewässerver-
waltung garantiert und der Bürge seitens
Slowakien ist das Ministerium für Trans-
port, Post und Kommunikationen.

Das Vertragsdatum für die Baubeendi-
gung ist der 31. Oktober 2001. Nach die-
sem Datum werden die zu diesem Projekt
zugeschossenen Mittel von beiden Ober-
sten Rechnungskontrollbehörden geprüft.
Zu gegebener Zeit werden wir über die
Resultate berichten.

Die Präsidenten beider Länder erklär-
ten gemeinsam folgendes: ”Diese Brücke
drückt den gemeinsamen Willen aus,
die europäischen Nationen zu vereinen
und nicht zu trennen”. Beide Regierung-
schefs gaben ihrem Wunsch Ausdruck,
dass in Zukunft nicht gegen die Finanzre-
geln verstossen wird.

”Der Symbolismus liegt nicht nur
darin, dass die Brücke gemeinsam ge-
baut wird, sondern dass sie ohne diese
Unzulänglichkeiten errichtet wird”.

EUROPÄISCHE ORGANISATION DER OBERSTEN RECHNUNGSKONTROLLBEHÖRDEN

19

E U R S A I INFORMATION Nr. 8 - 2001



Der Rat der Europäischen Union hat
nach Anhörung des Europäischen Parla-
ments mit Wirkung vom 1. Januar 2002
fünf neue Mitglieder des ERH ernannt,
und zwar Herrn Lars Tobisson (Schwe-
den), Frau Dr. Hedda von Wedel (Deutsch-
land), Herrn David Bostock (Vereinigtes
Königreich), Herrn Morten Louis Levy-
sohn (Dänemark) und Herrn Ioannis Sar-
mas (Griechenland). Ferner hat der Rat
das Mandat der Herren Hubert Weber
(Österreich), François Colling (Luxem-
burg), Maarten B. Engwirda (Niederlande)
und Jean-François Bernicot (Frankreich),
Mitglieder des ERH, erneuert. Die Vertei-
lung der Aufgabenbereiche der Mitglie-
der des ERH in seiner neuen Zusammen-
setzung und Informationen zur Wahl 
des Präsidenten sind auf der Website 
http://www.eca.eu.int/DE/ORGANI-
GRAMME/organigram.htm zu finden.

In dieser neuen Zusammensetzung
wählte der Hof Herrn Juan Manuel FA-

Der Europäische Rechnungshof ernann-
te ab dem 1. Juli 2001 Herrn Michel HER-
VÉ zum Generalsekretär der Institution für
eine Periode von sechs Jahren. Herr HER-
VÉ ist Nachfolger von Herrn Edouard
RUPPERT, der im Europäischen Rech-
nungs während 24 Jahren verschiedene Po-
sten bekleidete und jetzt in den Ruhestand
tritt. Herr RUPPERT war seit Februar 1994
Generalsekretär des Europäischen Rech-
nungshofs. Für weitere Information bitte
die Webseite des Europäischen Rechnungs-
hofs konsultieren.

http://www.eca.eu.int/EN/COMPRESS/
ELECTIONS/cv_sg_mhen.htm.

BRA VALLÉS (spanisches Mit-
glied des ERH) zum 9. Präsiden-
ten des Organs. Die Amtszeit von
Herrn Fabra Vallés als Präsident
beginnt am 16. Januar 2002 und
endet am 15. Januar 2005, Wie-
derwahl ist zulässig.

Herr Fabra Vallés wurde im
März 2000 zum Mitglied des Eu-
ropäischen Rechnungshofes er-
nannt und  übernahm den für den
Europäischen Entwicklungs-
fonds zuständigen Prüfungssek-
tor (2000-2002). Davor war Herr
Fabra Vallés Mitglied des Eu-
ropäischen Parlaments (1994-2000) und in
dieser Zeit gehörte er u.a. sowohl dem
Haushaltsausschuss als auch dem Aus-
schuss für Haushaltskontrolle an. Von
1982-1994 war er Abgeordneter im spani-
schen Parlament.
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Europäischen Union
NEUE ZUSAMMENSETZUNG UND NEUER PRÄSIDENT

DES EUROPÄISCHEN RECHNUNGSHOFES (ERH)

Herrn Fabra Vallés.

NEUER GENERALSEKRETÄR DES ERH

Michel Hervé,
Generalsekretär
des ERH.



Mit Intensivierung der Zusammenarbeit
zwischen den Obersten Rechnungskontroll-
behörden (ORKB) der Anwärterländer und
dem Europäischen Rechnungshof, präsen-
tierte der ERH ein neues Programm für die
Prüfer der Obersten Rechnungskontroll-
behörden, damit diese im ERH für eine Pe-
riode von fünf Monaten arbeiten können.
Das Ziel dieses Programms ist, dass den
Rechnungsprüfern der Anwärterländer Ge-
legenheit gegeben wird, sich mit dem Prü-
fungskonzept des ERH, mit dem Funktio-
nieren der verschiedenen UE-Fonds und
mit der Anwendung dieser sowohl inner-
halb der EU als auch ausserhalb dieser und
in den Kandidatenländern vertraut machen
zu können. Es vermittelt ebenfalls eine
wertvolle Arbeitserfahrung in einer multi-
kulturellen Umgebung und bietet die Gele-
genheit, die interne Organisation des ERH
kennenzulernen. 

Während des Jahres 2001 versammel-
ten sich die Verbindungsbeamten der

ORKB der EU und des ERC zweimal zur
Behandlung von Themen, die mit der Zu-

Das erste Praktikaprogramm begann
im September 1999 und Ende 2001 hatten
jedes Jahr 15 Rechnungsprüfer aus zehn
Kandidatenländern das Praktikaprogramm
für Rechnungsprüfer im ERH absolviert.
Demzufolge werden Anfang 2004 (Datum
für den Beitritt der ersten Anwärterländer)
20 Rechnungsprüfer der Kandidatenländer
das Programm erfüllt haben.

Bei Beendigung des Praktikaprogramms
kehren die Rechnungsprüfer wieder in ihre
nationale ORKB zurück und sie werden da-
zu angehalten, das erworbene Wissen und
die Erfahrung mit ihren Kollegen zu teilen.
Die besagten Rechnungsprüfer begleiten
den ERH häufig bei Rechnungsprüfungsbe-
suchen in ihren entsprechenden Kandidaten-
ländern in Vertretung ihrer nationalen
ORKB und sie helfen dem ERH, seine Prü-
fungsarbeiten wirtschaftlich und wirksam
durchzuführen. 
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VERSAMMLUNG DER VERBINDUNGSBEAMTEN DER
ORKB DER EU UND DES ERC

FIRMENPRAKTIKAPLÄTZE FÜR RECHNUNGSPRÜFER
DER ANWÄRTERLÄNDER IM EUROPÄISCHEN

RECHNUNGSHOF (ERH)

Gruppenfoto.



sammenarbeit und dem Fortschritt der Ar-
beitsgruppen verbunden waren, die von
den Präsidenten gegründet wurden. Diese
Versammlungen wurden ebenfalls für die
Information über kürzliche Veranstaltun-
gen und Entschlüsse der ORKB und für
die Vorbereitung der im Dezember 2001
stattgefundenen Versammlung des Kon-
taktkomitees genutzt.

Die erste dieser Versammlungen fand
am 4. und 5. Mai 2001 statt. In dieser Ver-
sammlung untersuchten die Verbindungs-
beamten die Resultate der Arbeitsgruppen
für die Zusammenarbeit mit den Kandida-
tenländern und die parallelen Rechnungs-
prüfungen in der Gebarung der Struktur-
fonds. Die Arbeitsgruppe für die
Zusammenarbeit mit den Kandidatenlän-
dern ist in enge Verbindung mit den von
den ORKB der Kandidatenländern ge-
schaffenen Arbeitsgruppen getreten, kon-
kret mit derjenigen der Rechnungsprü-
fungsaktivitäten. Ziel dieser Gruppe ist der
Abschluss der Phase für den Informations-
austausch zwischen den ORKB der EU
und den ORKB der Kandidatenländer und
die Umsetzung dieser Information in die
Praxis.

Die jährliche Tagung wurde vom Na-
tional Audit Office (NAO) des Vereinigten
Königreichs organisiert. Den Vorsitz führ-

te der Comptroller and Auditor General
des Vereinigten Königreichs, Sir John
Bourn. Zu der vom Präsidenten des Eu-

Die Verbindungsbeamten erwägten
ebenfalls die Möglichkeit, ein Transeu-
ropäisches Intranet zwischen den ORKB
für den Informationsaustausch in einem si-
cheren Umfeld zu schaffen. Der ERH in-
formierte die Verbindungsbeamten über
die vorgeschlagenen Reformen seines
Rechnungsprüfungshandbuchs, die Ände-
rung der Finanzregulierung der EU und
die Konsequenzen des Abkommens von
Nizza für den ERH.

Die zweite Versammlung wurde von
dem italienischen Rechnungshof in Rom
organisiert und fand am 24. und 25. Sep-
tember statt. Hauptziel dieser Versamm-
lung war hauptsächlich die Vorbereitung
der Versammlung des Kontaktkomitees,
die Anfang Dezember 2001 in London
stattfinden sollte. Die Verbindungsbeam-
ten bezogen sich auf die Fortschritte der
verschiedenen Arbeitsgruppen und der Be-
schlüsse, die dem Kontaktkomitee vorge-
legt werden sollten. Es wurde ebenfalls die
zukünftige Zusammenarbeit zwischen den
nationalen ORKB der EU und dem ERH
und über die Schaffung einer neuen Ar-
beitsgruppe für die Koordinierung der Ak-
tivitäten auf dem Gebiet der Ordnungs-
widrigkeit und des Betrugs behandelt.
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TAGUNG DES EU-KONTAKTKOMITEES 
AM 4. UND 5. DEZEMBER 2001 IN LONDON

Gruppenfoto von der Tagung des Kontaktausschusses.



ropäischen Rechnungshofs (ERH), Herrn
Jan O. Karlsson, geleiteten Delegation des
ERH gehörten die Mitglieder Herr John
Wiggins, Herr Giorgio Clemente und Herr
Jean-François Bernicot.

Zu folgenden Berichten wurden förm-
liche Entschließungen angenommen: “Zu-
sammenarbeit mit den Bewerberländern”
(Berichterstatter: NAO, VK), “Parallele
Prüfungen bei der Verwaltung der Struk-
turfonds” (Berichterstatter: Cour des

Ebenso wie mit den ORKB der
EU-Mitgliedstaaten hat der ERH einen in-
stitutionellen Rahmen für die Zusammen-
arbeit mit den ORKB der Länder Mittel-
und Osteuropas, Zyperns und Maltas ge-
schaffen. In diesem Zusammenhang sind
Tagungen der Präsidenten dieser ORKB,
Sitzungen der Verbindungsbeamten sowie
die Einrichtung von Arbeitsgruppen vor-
gesehen. Die Verbindungsbeamten dieser
Einrichtungen trafen während des
Jahres 2001 zweimal zusammen, um ver-

Comptes, Frankreich), “Weiterverfolgung
der Entschließung von 1998 zur Zusam-
menarbeit zwischen den ORKB und dem
ERH” (Berichterstatter: ERH), “Digitales
Netz TESTA für den Informationsaus-
tausch zwischen den ORKB und dem
ERH” (Berichterstatter: ERH) und “Koor-
dinierung der Arbeit der ORKB im Be-
reich Fehler, Unregelmäßigkeiten und Be-
trug” (Berichterstatter: Corte dei Conti,
Italien).

schiedene Aspekte ihrer Zusammenarbeit
zu besprechen und die Tagung der ORKB-
Präsidenten vorzubereiten, die Ende No-
vember auf Zypern stattfand. Zu beiden
Sitzungen wurden auch Vertreter der von
den ORKB der EU eingerichteten Arbeits-
gruppe “Zusammenarbeit mit den An-
wärterländern” und Vertreter von EURO-
SAI/IDI (Intosai-Entwicklungsinitiative)
und SIGMA (Programm zur Förderung
der Berufsausbildung für öffentliche Ver-
waltungen in den Ländern Mittel- und
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SITZUNG DER VERBINDUNGSBEAMTEN DER ORKB 
DER LÄNDER MITTEL- UND OSTEUROPAS (MOEL),

ZYPERNS, MALTAS UND DES ERH 
AM 28. UND 29. JUNI 2001 IN TALLINN

Gruppenfoto aus Tallinn.



Osteuropas) eingeladen. Durch die Anwe-
senheit der Vertreter der EU-Arbeitsgrup-
pe konnte eine direkte Verbindung zu den
entsprechenden Sitzungen der EU-Verbin-
dungsbeamten hergestellt werden. Außer-
dem sollen dadurch die Verbindungen
zwischen den betreffenden ORKB intensi-
viert werden. Dies dürfte die Einbindung
der ORKB der Bewerberländer in die be-
stehende Struktur der EU-ORKB erleich-
tern.

Die erste Sitzung der Verbindungsbe-
amten fand am 28. und 29. Juni in Tallinn
statt und sollte dazu dienen, die verschie-
denen im Rahmen der Zusammenarbeit
eingeleiteten Arbeiten zu  besprechen. Die
beiden Arbeitsgruppen, die von den Präsi-
denten auf ihrer Tagung im Dezember
2000 in Sofia eingerichtet wurden, mus-
sten einige grundsätzliche Fragen klären.
Diese Fragen wurden erörtert und spezifi-
sche Maßnahmen für eine möglichst große
Wirksamkeit der Arbeitsgruppen verein-
bart. Es war jedoch klar erkennbar, dass
diese Arbeitsgruppen wohl zu mehr oder
weniger ständigen Einrichtungen werden,
da sie den Integrationsprozess in den kom-
menden Jahren begleiten werden. Die Ver-
bindungsbeamten diskutierten auch einige
erste Entwürfe für Berichte über das Ver-
hältnis zwischen den parlamentarischen

Auf der sechsten jährlichen Tagung
führten die Präsidentin des Rechnungsho-
fes der Republik Zypern, Frau Chrystalla
Georghadji, und der Präsident des ERH,
Herr Jan O. Karlsson, gemeinsam den Vor-
sitz. Die 13 ORKB der Bewerberländer
und die Gast-ORKB führten mit der Dele-
gation des ERH Gespräche über eine bes-
sere Zusammenarbeit zur Verbesserung
der Prüfung der Verwaltung der EU-Mittel
durch die Bewerberländer. Dies ist eine
der wichtigsten Aufgaben, die im Fort-
schrittsbericht der Kommission zur Erwei-
terung herausgestellt wurden. Herr Maar-
ten Engwirda, für den Prüfungssektor
Beitrittsländer zuständiges Mitglied des

Ausschüssen und den ORKB einerseits
und den Verfahren, Techniken und Bewer-
tungskriterien für Selbstbeurteilungen an-
dererseits. Zu beiden Berichten fand im
November auf Zypern ein Meinungsaus-
tausch der Präsidenten der ORKB statt.

Im Übrigen kamen die Vertreter der In-
tosai-Entwicklungsinitiative (IDI) zu
Wort. Die Teilnehmer wurden informiert,
dass ab dem 22. Oktober 2001 in Prag ein
sechswöchiger Workshop zum Thema
Kursgestaltung stattfindet. Dieser Works-
hop ist ein weiterer Schritt zur Einführung
von IDI-Maßnahmen in der EUROSAI-
Region. Weitere Workshops und Maßnah-
men sollen folgen.

Außerdem wurde bestätigt, dass das
Programm SIGMA, das die ORKB der
beitrittswilligen Länder in den letzten Jah-
ren bei der Vorbereitung des Beitritts zur
EU unterstützt hat, diesen ORKB und dem
bestehenden Netz für die Zusammenarbeit
auch weiterhin zugute kommen wird. SIG-
MA ermöglicht die elektronische Diskus-
sionsgruppe (EDG) für die Zusammenar-
beit und leistet(e) im Rahmen der beiden
Arbeitsgruppen sowie bei der Ausarbei-
tung der beiden Berichte für die Tagung
der Präsidenten der ORKB auf Zypern ak-
tive Unterstützung.

ERH, und Frau Kalliopi Nikolaou, Mit-
glied des ERH, nahmen an der Tagung teil.
Das für den Haushalt zuständige Kommis-
sionsmitglied, Frau Michaele Schreyer,
und Frau Diemut Theato, Vorsitzende des
Ausschusses für Haushaltskontrolle des
Europäischen Parlaments, waren ebenfalls
anwesend.

Präsident Karlsson wies in seiner Rede
darauf hin, dass die bereits erstellten und
verabschiedeten Berichte und Empfehlun-
gen zusammen eine solide Grundlage für
die Verbesserung der Systeme der Finanz-
kontrolle bilden. Der nächste Schritt sei
nun die vollständige Umsetzung dieser
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TAGUNG DER PRÄSIDENTEN DER ORKB DER LÄNDER
MITTEL- UND OSTEUROPAS, ZYPERNS, MALTAS 
UND DES ERH AM 26. UND 27. NOVEMBER 2001 

IN LIMASSOL, ZYPERN



Berichte und Empfehlungen innerhalb der
internen und externen Kontrolleinrichtun-
gen in den Bewerberländern. Die auf der
Tagung förmlich angenommenen Ent-
schließungen sind im Internet unter 

Die Erweiterung der EU macht die
vorgesehenen Fortschritte und der ERH
versucht, seine Verbindungen mit den
Schwesterorganisationen in den Kandida-
tenländern zu vertiefen. Die Rechnungs-
prüfung der nationalen internen Kontroll-
systeme, die für die ordnungsgemässe
Gebarung der EU-Mittel funktionieren
muss, erfordert eine enge Zusammenar-
beit zwischen diesen Institutionen, auch
schon vor dem Beitritt. In diesem Kontext
besuchten Herr Jan O. Karlsson, Präsident
des Europïschen Rechnungshofs, und
Herr Maarten B. Engwirda, Mitglied des
Rechnungshofs, die ORKB von Zypern,
der Tschechischen Republik, der Slowaki-
schen Republik, Malta, Rumänien, Lett-
land und Litauen. Ausserdem besuchten
die Präsidenten der ORKB von Polen, Un-
garn und Slowenien den Sitz des Europäi-
schen Rechnungshofs in Luxemburg.

Während dieser Besuche versammelte
sich die Delegation des ERH ausser mit

folgender Adresse abrufbar: http://
www.eca.eu.int/EN/COMPRESS/VISI-
TESOFF/2001/cyprus_resolution.pdf.

den Vertretern der nationalen ORKB auch
mit den Vertretern der nationalen Parla-
mente und der Ministerien, die für die
Gebarung der EU-Mittel verantwortlich
sind. Die in diesen Versammlungen behan-
delten Themen waren folgende:

• Die Rolle der nationalen ORKB be-
züglich des Funktionierens der nationalen
Finanzkontrollsysteme.

• Das Mandat und die Rolle der natio-
nalen ORKB und deren Beziehungen mit
den nationalen Parlamenten.

• Prüfung der EU-Mittel in den An-
wärterländern und die Rolle der national-
ten ORKB in diesem Kontext. 

• Die Zusammenarbeit zwischen den
nationalen ORKB und dem Europäischen
Rechnungshof.

Während der Besuche der nationalen
ORKB bei dem ERH in Luxemburg er-
hielten die Delegationen Information über
das Funktionieren der Institution, über ih-
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re Arbeitsmethoden, die Methodologie,
die für die Zuverlässigkeitserklärung
(DAS) angewendet wird und über die Prü-
fung der EU-Mittel auf den verschiedenen
Haushaltsgebieten. Es wurden ebenfalls
die möglichen Formen einer Zusammenar-

beit in der Prüfung der EU-Mittel unter-
sucht und der ERH hat den ORKB der
Kandidatenländer die gemeinsame Teil-
nahme an spezifischen Prüfungsaufgaben
vorgeschlagen.
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I.

I.1

Am 10. Juli 2001 habe ich Bundes-
kanzler Gerhard Schröder ein Gutachten
mit dem Titel “Organisation des gesund-
heitlichen Verbraucherschutzes (Schwer-
punkt Lebensmittel)” übergeben und
anschließend das Gutachten der Öffent-
lichkeit vorgestellt. Das Gutachten habe
ich in meiner Funktion als “Bundesbeauf-
tragte für Wirtschaftlichkeit in der Verwal-
tung” erstattet. Diese Funktion stelle ich
neben den wesentlichen Ergebnissen des
Gutachtens vor. 

I.2

Nach einer Tradition, die bis in die
Weimarer Republik zurückreicht, übt der
jeweilige Präsident des Bundesrechnungs-
hofes zugleich das Amt des Bundesbeauf-
tragten für Wirtschaftlichkeit in der Ver-
waltung aus. Über die Bestellung des
Bundesbeauftragten für Wirtschaftlichkeit
in der Verwaltung entscheidet die Bundes-
regierung. Mit dem damaligen Präsidenten
des Bundesrechnungshofes, Josef Mayer,
wurde am 17. Juni 1952 durch Bundes-
kanzler Adenauer erstmals für die Bundes-
republik Deutschland ein “Bundesbeauf-
tragter für Wirtschaftlichkeit in der
Verwaltung” ernannt. Ich selber wurde mit

meinem Einverständnis am 26. Januar
1994 zur Bundesbeauftragten für Wirt-
schaftlichkeit in der Verwaltung berufen.

Wodurch sich nun diese Funktion als
Bundesbeauftragte für Wirtschaftlichkeit
in der Verwaltung von meiner Funktion als
Präsidentin des Bundesrechnungshofes
unterscheidet, stelle ich im Folgenden an-
hand des Gutachtens “Organisation des
gesundheitlichen Verbraucherschutzes
(Schwerpunkt Lebensmittel)” dar.

I.3

Ende letzten Jahres, auf dem Höhe-
punkt der BSE-Krise in Deutschland, hat
mich der Bundeskanzler gebeten, eine
“Schwachstellenanalyse im Bereich des
gesundheitlichen Verbraucherschutzes und
der Lebensmittelsicherheit” durchzu-
führen. Dieser Bitte bin ich nachgekom-
men. Allerdings wäre mir die Wahrneh-
mung dieser Aufgabe als Präsidentin des
Bundesrechnungshofes nicht ohne Weite-
res möglich gewesen. Artikel 114 des
deutschen Grundgesetzes vom 23. Mai
1949 bestimmt, dass der Bundesrech-
nungshof, dessen Mitglieder richterliche
Unabhängigkeit besitzen, die Rechnung
sowie die Wirtschaftlichkeit und Ord-
nungsmäßigkeit der Haushalts- und Wirt-
schaftsführung prüft. Eine Beratungsfunk-
tion des Bundesrechnungshofes hat der
Verfassungsgeber nicht vorgesehen. Die

Diese 
Funktion 
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Bundesbeauftragte 
für 
Wirtschaftlichkeit 
in der Verwaltung 
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als Bundesbeauftragte für Wirtschaftlichkeit

in der Verwaltung
DR. HEDDA VON WEDEL

Ex - Präsidentin des Bundesrechnungshofes
Heute Mitglied des Europäischen Rechnungshofs 

Am 10. Juli 2001 habe ich Bundeskanzler Gerhard Schröder ein Gutachten mit dem
Titel “Organisation des gesundheitlichen Verbraucherschutzes (Schwerpunkt Le-
bensmittel)” übergeben und anschließend das Gutachten der Öffentlichkeit vorge-
stellt. Das Gutachten habe ich in meiner Funktion als “Bundesbeauftragte für Wirt-
schaftlichkeit in der Verwaltung” erstattet. Diese Funktion stelle ich neben den
wesentlichen Ergebnissen des Gutachtens vor. 



Möglichkeit der Beratung durch den Bun-
desrechnungshof wurde erst am 19. Au-
gust 1969 mit Inkrafttreten der Bundes-
haushaltsordnung geschaffen, dessen § 88
Absatz 2 Satz 1 lautet: “Der Bundesrech-
nungshof kann auf Grund von Prüfungser-
fahrungen den Bundestag, den Bundesrat,
die Bundesregierung und einzelne Bun-
desministerien beraten.” Beratung durch
den Bundesrechnungshof setzt also vor-
aus, dass er für das jeweilige Beratungsob-
jekt Prüfungserfahrungen besitzen muss.
Dabei können durchaus verschiedene Prü-
fungserfahrungen zusammengefasst wer-
den und zu einer Beratungsgrundlage
führen. Zwar besitzt der Bundesrech-
nungshof in Organisationsfragen umfas-
sende Prüfungserfahrungen. Prüfungser-
fahrungen im Bereich gesundheitlicher
Verbraucherschutz und Lebensmittelsi-
cherheit gab es jedoch nicht, so dass eine
Durchführung der Schwachstellenanalyse
durch den Bundesrechnungshof auf der
Grundlage des § 88 Absatz 2 der Bundes-
haushaltsordnung nicht in Betracht kam.
Wohl aber als Bundesbeauftragte für Wirt-
schaftlichkeit in der Verwaltung. Ein wei-
terer wesentlicher Unterschied dieser
Funktion liegt nämlich in ihrer erweiterten
Beratungskompetenz. 

In den von der Bundesregierung erlasse-
nen Richtlinien vom 26. August 1986 über
die Tätigkeit des Bundesbeauftragten für
Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung heißt
es: “Der Bundesbeauftragte für Wirtschaft-
lichkeit in der Verwaltung wirkt durch Vor-
schläge, Gutachten oder Stellungnahmen
auf eine wirtschaftliche Erfüllung der Bun-
desaufgaben und eine entsprechende Orga-
nisation der Bundesverwaltung einschließ-
lich ihrer Sondervermögen und Betriebe
hin. Die Beratung nach Satz 1 erstreckt sich
auch auf die Gesetzgebungstätigkeit des
Bundes.”

Ein einschränkender Hinweis auf Prü-
fungserfahrungen fehlt hier also. 

I.4

Bei der Überlegung, ob und wie ich der
Anregung des Bundeskanzlers folgen soll-
te, Schwachstellen im Bereich des gesund-
heitlichen Verbraucherschutzes und der
Nahrungsmittelsicherheit zu analysieren,
war ferner zu berücksichtigen, dass es sich
dabei um ein Problem handelte, das nicht

nur die Zuständigkeit des Bundes berühr-
te. Die Bundesrepublik Deutschland ist
ein föderaler Staat. Im Bereich der Le-
bensmittelsicherheit ist der Bund nur für
einen Teil der öffentlichen Aufgaben zu-
ständig. Der Schwerpunkt der Vollzugs-
aufgaben liegt nach dem Grundgesetz bei
den Bundesländern. Eine umfassende Un-
tersuchung von organisatorischen
Schwachstellen in diesem Bereich im Ver-
hältnis zwischen Bund und Bundesländern
war mir nur als Bundesbeauftragte für
Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung mög-
lich. In den Richtlinien für die Tätigkeit
des Bundesbeauftragten für Wirtschaft-
lichkeit in der Verwaltung heißt es dazu:
“Der Bundesbeauftragte für Wirtschaft-
lichkeit in der Verwaltung ist ermächtigt,
an die Landesregierungen heranzutreten,
um sich über Einrichtungen und Arbeits-
weise von Landes- und Gemeindebehör-
den mit deren Einverständnis zu unterrich-
ten.”

I.5

Ein weiterer wichtiger Unterschied
zwischen meiner Funktion als Präsidentin
des Bundesrechnungshofes und als Bun-
desbeauftragte für Wirtschaftlichkeit in der
Verwaltung liegt schließlich bei der Unter-
richtung der Öffentlichkeit. Nach Artikel
114 Absatz 2 Satz 2 hat der Bundesrech-
nungshof außer der Bundesregierung un-
mittelbar dem Bundestag und dem Bundes-
rat jährlich zu berichten. Diese
Jahresberichte sind der Öffentlichkeit als
Parlamentsdrucksache zugänglich. Diese
Praxis der Information der Öffentlichkeit
über die Bemerkungen des Bundesrech-
nungshofes resultiert aus dem Prinzip der
Parlamentsöffentlichkeit. Nach einer nicht
von der Hand zu weisenden Literaturmei-
nung soll durch Artikel 114 Absatz 2 des
Grundgesetzes ein eigenständiges Zu-
gangsrecht des Bundesrechnungshofes zur
Öffentlichkeit nicht gedeckt sein. Im We-
sentlichen wird dafür angeführt, dass zwar
der Bundesrechnungshof ein unabhängiges
Organ der Finanzkontrolle sei, durch eine
direkte Information der Öffentlichkeit die
Rechnungskontrolle aber zu einem vom
Parlament unabhängigen Faktor der politi-
schen Meinungsbildung werden würde und
damit zu einem außenwirksamen Instru-
ment. Ob diese Argumentation trägt, will
ich dahingestellt sein lassen. Für die Bun-
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desbeauftragte für Wirtschaftlichkeit in der
Verwaltung werden jedenfalls solche ver-
fassungsrechtliche Grenzen der Öffentlich-
keitsarbeit nicht diskutiert.

Wenn aus dem Geschäftsbereich eines
Bundesministers Auskünfte oder Ergeb-
nisse von Erhebungen verwendet worden
sind, darf die Bundesbeauftragte für Wirt-
schaftlichkeit in der Verwaltung ihre Vor-
schläge, Gutachten oder Stellungnahmen
im Einvernehmen mit dem betroffenen
Bundesminister auch an andere Stellen als
Bundestag, Bundesrat und Bundesregie-
rung weitergeben.

I.6

Historisch betrachtet füllte die Schaf-
fung der Funktion des Bundesbeauftragten
für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung
eine Lücke im Aufgabenspektrum der ex-
ternen staatlichen Finanzkontrolle, die
darin bestand, dass der Bundesrechnungs-
hof ursprünglich auf den Bereich der Prü-
fungstätigkeit beschränkt war. Zwar gehört
der Bereich der Beratung seit dem Inkraft-
treten der Bundeshaushaltsordnung im
Jahre 1969 auch zu den Aufgaben des
Bundesrechnungshofes. Die Darstellung
der Funktion der Bundesbeauftragten für
Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung
macht jedoch deutlich, dass die Funktion
keineswegs überflüssig geworden ist, son-
dern mittlerweile mit seiner umfassende-
ren Beratungskompetenz vielmehr eine
Ergänzung der Aufgaben der Präsidentin
des Bundesrechnungshofes darstellt. 

II.

II.1

Zur Erstellung des Gutachtens “Organi-
sation des gesundheitlichen Verbraucher-
schutzes (Schwerpunkt Lebensmittel)” ha-
be ich Sachverstand aus der Verwaltung
(EU, Bund und Länder), der Landwirt-
schaft, des Verbraucherschutzes, der Wirt-
schaft und der Wissenschaft gebündelt. Die
vorgelegten Untersuchungsergebnisse
berücksichtigen auch wissenschaftliche
Gutachten, begleitende Informationsge-
spräche mit Experten aus Wissenschaft und
Verwaltung sowie zahlreiche wertvolle An-
regungen von Bürgern. 

Bei der Analyse ließ ich mich davon
leiten, dass die Einhaltung des Gemein-
schaftsrechts im Bereich Lebensmittelsi-
cherheit durch die Mitgliedstaaten von der
Europäischen Kommission, insbesondere
durch das Lebensmittel- und Veterinäramt
in Dublin kontrolliert wird. Da auf EU-
Ebene eine Europäische Lebensmittel-
behörde geplant ist, die zum einen Lebens-
mittelrisiken identifizieren und bewerten,
andererseits die Politik beraten soll, lag es
wegen der vielfältigen Zusammenarbeit
mit europäischen Institutionen nahe, Orga-
nisationsstrukturen in Deutschland im Be-
reich der Lebensmittelsicherheit konzep-
tionell in der Form anzuregen, dass sie mit
den Strukturen in der EU möglichst kom-
patibel sind. Nach meiner Überzeugung
lassen sich nur so Reibungsverluste ver-
meiden und ein effizienterer Verbraucher-
schutz aufbauen.

II.2

Als Ergebnis der Schwachstellenanaly-
se habe ich dem Bundeskanzler in meinem
Gutachten Folgendes vorgeschlagen:

1. Das Bundesministerium für Verbrau-
cherschutz, Ernährung und Landwirtschaft
sollte zum Kernressort für den Verbraucher-
schutz bei der Lebensmittelsicherheit aus-
gestaltet werden, um die Zersplitterung un-
ter den Bundesministerein und in deren
nachgeordneten Bereich zu beseitigen. Zu-
dem regte ich effizientere Abteilungsstruk-
turen beim Bundesministerium für Verbrau-
cherschutz, Ernährung und Landwirtschaft
an. Gemeinsam mit den Bundesländern
sollte ein durchgängig einheitliches Durch-
führungsrecht für den Verbraucherschutz
im Lebensmittelbereich entwickelt und ver-
bindlich geregelt werden.

2. Für ein gemeinsames Bund-Länder-
Risikomanagement habe ich die Einrich-
tung einer “Koordinierenden Stelle des
Bundes” im Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums für Verbraucherschutz,
Ernährung und Landwirtschaft vorge-
schlagen, in der die Aufgaben der Lebens-
mittelsicherheit gesteuert sowie zwischen
Bund, Bundesländern und Europäischer
Union koordiniert werden. Der Bund wür-
de damit über eine komplementäre Orga-
nisationsstruktur zur Europäische Union
verfügen.

Ein weiterer 
wichtiger Unterschied
zwischen meiner
Funktion als
Präsidentin des
Bundesrechnungshofes
und als
Bundesbeauftragte
für Wirtschaftlichkeit

in der Verwaltung 
liegt schließlich bei
der Unterrichtung der
Öffentlichkeit. Nach
Artikel 114 Absatz 2
Satz 2 hat der
Bundesrechnungshof
außer der
Bundesregierung
unmittelbar dem
Bundestag und
dem Bundesrat
jährlich zu
berichten. 

Historisch
betrachtet füllte die
Schaffung der
Funktion des
Bundesbeauftragten
für
Wirtschaftlichkeit in
der Verwaltung eine
Lücke im
Aufgabenspektrum
der externen
staatlichen
Finanzkontrolle, die
darin bestand, dass
der
Bundesrechnungsho
f ursprünglich auf
den Bereich der
Prüfungstätigkeit
beschränkt war.

EUROPÄISCHE ORGANISATION DER OBERSTEN RECHNUNGSKONTROLLBEHÖRDEN

29

E U R S A I BERICHTE UND STUDIEN Nr. 8 - 2001



EUROPÄISCHE ORGANISATION DER OBERSTEN RECHNUNGSKONTROLLBEHÖRDEN

30

E U R S A IBERICHTE UND STUDIENNr. 8 - 2001

3. Ferner habe ich angeregt, im Ge-
schäftsbereich des Bundesministeriums
für Verbraucherschutz, Ernährung und
Landwirtschaft eine unabhängige Wissen-
schaftliche Stelle zu schaffen. Diese Stelle
soll Lebensmittelrisiken wissenschaftlich
bewerten, die politischen und administrati-
ven Entscheidungsträger wissenschaftlich
beraten und die Öffentlichkeit bei Bedarf
objektiv und verständlich informieren.

II.3

Meine als Bundesbeauftragte für Wirt-
schaftlichkeit in der Verwaltung vorgelegten
organisatorischen Vorschläge für effiziente-
re Strukturen im Bereich der Lebensmittel-
sicherheit zielen im Wesentlichen auf eine
verbesserte Zusammenarbeit von Bund und
Bundesländern auf der Basis der verfas-
sungsrechtlichen Kompetenzverteilung ab.
Ich habe der Bundesregierung empfohlen,
alsbald die Grundsatzentscheidungen für

Das ungarische System örtlicher auto-
nomer Regierungen setzt sich augenblick-
lich aus den autonomen Regionen der
Hauptstadt (1), den Distrikten der Haupt-
stadt (23), den Provinzen (19), den großen
Städten mit dem Rang von Provinzen (22),
den kleineren Städten (199) und den Dör-
fern zusammen (2.912, die wiederum 217
größere und 2.695 kleinere Dörfer einsch-

den Bund zu treffen und sich mit den Län-
dern über ein abgestimmtes Organisations-
konzept zu verständigen. Zeitgleich sollte
der Bund die ihn betreffenden organisatori-
schen sowie personal- und haushaltswirt-
schaftlichen Einzelfragen klären.

Ich habe auch darauf hingewiesen,
dass die vorgeschlagenen organisatori-
schen Veränderungen ohne zusätzliche
Kosten im Bereich der öffentlichen Ver-
waltung nicht zu realisieren sind. Es ist mit
erhöhtem Personalaufwand sowohl beim
Bund als auch bei den Bundesländern und
Kommunen zu rechnen. Ob die erhöhten
Kosten über Gebühren oder zusätzliche
Haushaltsmittel gedeckt werden sollen, ist
von Bund und Ländern politisch zu ent-
scheiden. Über politische Entscheidungen
hatte ich bei der Schwachstellenanalyse
nicht zu befinden. Für die Entscheidungs-
findung gab ich aber zu bedenken, dass ge-
gebenenfalls im Haushalt die notwendigen
Mittel umgeschichtet und so erwirtschaftet
werden können. 

ließen), auf die etwa 13.000 Einrichtungen
kommen, die zu diesen autonomen Regie-
rungen gehören. Die örtlichen Aufgaben
der öffentlichen Verwaltung liegen so in
den Händen von nicht weniger als 3.176
autonomen Regierungen.

Auch muß zwischen den autonomen
Landesregierungen (der Hauptstadt mit

Die Rechnungsprüfung der autonomen
Regionen Ungarns

DR. ÁRPÁD KOVÁCS
Präsident des State Audit Office
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den Provinzen (19), den großen Städten mit dem Rang von Provinzen (22), den klei-
neren Städten (199) und den Dörfern zusammen (2.912, die wiederum 217 größere
und 2.695 kleinere Dörfer einschließen), auf die etwa 13.000 Einrichtungen kommen,
die zu diesen autonomen Regierungen gehören. Die örtlichen Aufgaben der öffentli-
chen Verwaltung liegen so in den Händen von nicht weniger als 3.176 autonomen Re-
gierungen.



ihren Distrikten sowie der 19 Provinzen)
und den autonomen Regierungen der Ort-
schaften (alle übrigen autonomen Gebiets-
körperschaften) unterschieden werden.
Die autonomen Landesregierungen über-
nehmen Aufgaben, die mit der ganzen
Hauptstadt oder einem Großteil derselben,
ihren Distrikten und Provinzen in Zusam-
menhang stehen, obgleich sie den Regie-
rungen der Ortschaften gegenüber keine
Kontrollrechte innehaben. Auf diese Weise
übernimmt die örtliche Regierung nicht
nur die Leistung örtlicher öffentlicher
Dienstleistungen im strengen Sinne, son-
dern auch die Ausübung – in Fragen, die
die örtliche Gemeinschaft betreffen – der
öffentlichen Gewalt, die ihr vom Staat
übertragen wurde. Ohne leitende Zwi-
schenstellen verbindet die örtliche Regie-
rung 3.200 Ortschaften mit den Ministeri-
en und nationalen Behörden, die die
Fragen der verschiedenen (beruflichen)
Bereiche auf höchster Ebene leiten.

Die Bevölkerung des Landes konzen-
triert sich in städtischen Ballungsgebieten:
63% der Bevölkerung lebt in der Haupt-
stadt und sonstigen städtischen Gebieten,
6% lebt in Ortschaften mit mehr als 5.000
Einwohnern (126 autonome Regierungen)
und 31% lebt in Ballungsgebieten mit we-
niger als 5.000 Einwohnern (Dörfern).
Beinahe 50% der Dörfer haben weniger
als 1.000 Einwohner, wobei 273 Dörfer
weniger als 200 Einwohner zu verzeich-
nen haben.

Diese gewissermaßen zergliederte
Struktur ist in operativer Hinsicht nur
schwer zu koordinieren und ist zum Teil
das Ergebnis des Wunsches nach Autono-
mie, mit dem der Wechsel des politischen
Systems in den Jahren 1989 und 1990 ein-
herging. Die Fortschritte auf dem Gebiet
der Selbstregierung und der autonomen
Verwaltung stellen eine progressive Verän-
derung dar. Zugleich ist es in diesem zer-
splitterten und zergliederten System
schwierig, eine Zusammenarbeit mit den
autonomen Regierungen und den Vereini-
gungen sowie eine Konzentration der für
die Durchführung vorrangiger Aufgaben
bestimmten Mittel zu erzielen. Die be-
trächtliche Autonomie der öffentlichen
Verwaltung, die für die Durchführung der
Aufgaben unzureichenden Mittel und eine
begrenzte Handlungsmarge auf dem Ge-
biet der ökonomischen Steuerung stellen
die grundlegenden Regelwidrigkeiten des

autonomen Regierungssystems Ungarns
dar.

In den sechziger und siebziger Jahren
reduzierten die Länder Europas, die sich
auf eine wirtschaftliche Wirksamkeit kon-
zentrierten, die Unterteilungen ihres örtli-
chen Verwaltungssystems. Schweden re-
duzierte zum Beispiel die Zahl seiner
autonomen Regierungen von 2.500 auf
278, Dänemark fusionierte 1.388 Bal-
lungsgebiete zu 275 autonomen Regierun-
gen, Deutschland beschränkte die Zahl
seiner autonomen Regierungen von beina-
he 25.000 auf 8.500 und Belgien verrin-
gerte die Zahl autonomer Regierungen En-
de der siebziger Jahre von 2.663 auf 589.
Diese Lösung – zuweilen unter dem Na-
men des skandinavischen Modells bekannt
– zeichnet sich durch die beträchtliche fi-
nanzielle und wirtschaftliche Selbstbe-
stimmung der autonomen Regierungen
aus, zu der die Verantwortung für eine
breite Palette von Dienstleistungen hinzu-
kommt. Andererseits zeichnet sich das me-
diterrane Modell (z.b. das französische Sy-
stem) durch eine größere Anzahl
autonomer Regierungen aus, die auf klei-
neren Ortschaften mit weniger Verantwor-
tung und weniger Autonomie beruhen.

Die allgemeine Praxis geht davon aus,
daß autonome Regierungen mit 2.000 bis
5.000 Einwohnern vom Gesichtspunkt der
Durchführbarkeit und der Wirksamkeit her
gesehen als angebracht zu erachten sind.
Hinsichtlich der durchschnittlichen An-
zahl von Einwohnern der autonomen Re-
gierungen von Ballungsgebieten (3.300)
liegt Ungarn an der mittleren bis unteren
Schwelle der europäischen Länder.

Im Rahmen der Gesetzgebung über au-
tonome Gebiete ist festgesetzt, daß auto-
nome Regierungen die Versorgung mit ge-
sundem Trinkwasser, Ausbildung,
Vorschulausbildung und Schulausbildung,
ein grundlegendes Gesundheits- und So-
zialwesen, Straßenbeleuchtung, Wartung
von öffentlichen Straßen und Friedhöfen
sowie die Anwendung der Rechte nationa-
ler und ethnischer Minderheiten in Bal-
lungsgebieten zu gewährleisten haben. Es
kann davon ausgegangen werden, daß die
autonomen Regierungen hinsichtlich ihrer
eigenen Entscheidungen und Befähigun-
gen gleichzeitig bemüht sind, Dienstlei-
stungen zu erbringen, die für die Bürger in
den Bereichen von Umweltschutz, Kultur,
öffentlichen Verkehrsmitteln, Straßenver-
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kehr etc. von Bedeutung sind. Dies zeigt,
daß die autonomen Regierungen das Le-
ben der Einwohner „von der Wiege bis zur
Bahre“ begleiten.

In Ungarn kommt ein auf Quellen aus-
gerichtetes System auf die autonomen Re-
gionen zur Anwendung. Die staatliche
Verteilung erstreckt sich knapp auf deren
Unterstützung (was den Haushaltsplan an-
belangt). Diese Unterstützung, zuzüglich
der örtlich entstehenden Quellen (ebenso
wie die Kredite), decken zusammen die
Kosten der autonomen Regierungen. Jede
autonome Region erhält auf eine überwie-
gend gesetzlich geregelte Weise zentrale
Unterstützung, die vorab berechnet wer-
den kann. Auch können die autonomen
Regionen auf eine gesetzlich geregelte
Weise und in dem entsprechenden Umfang
ihre eigenen Einkünfte erzielen.

Über den gesetzlich geregelten staatli-
chen Zuschuß hinaus, schließt die staatli-
che Unterstützung auch individuelle For-
men der Beihilfe ein, von denen im voraus
Mitteilung gemacht wird. Diese Formen
der Beihilfe sind folgende: gelenkte Bei-
hilfe, gezielte Beihilfen, zusätzliche Bei-
hilfen für autonome Regionen, die sich aus
einem nicht selbst verschuldeten Grunde
in einer nachteiligen Situation befinden
sowie sonstige zentralisierte Beiträge. Das
ungarische Parlament setzt die jährliche
Höhe der verschiedenen Arten von Beihil-
fen fest. 

Auf diese Weise sind das Funktionie-
ren und die Wirtschaftsführung der auto-
nomen Regionen auf ihre eigene Einkünf-
te, auf Transferzahlungen und auf den
Beihilfen der zentralen Haushaltsplans be-
gründet. Obgleich diese Mittel aus ver-
schiedenen Quellen stammen, stellt ein
örtlicher Haushaltsplan dennoch ein inte-
griertes Ganzes dar. Das örtliche Vertre-
tungsorgan setzt die Verwendung der Mit-
tel fest und schenkt den obligatorischen
Aufgaben die erforderliche Aufmerksam-
keit.

Die Haushaltsführung der autonomen
Regionen stellt das kompliziertere Unter-
system öffentlicher Finanzen dar. Dieses
Untersystem verbraucht etwa ein Viertel
der zentralisierten und umverteilten Mittel
der öffentlichen Finanzen.

Gemäß der Haushaltspläne für das Jahr
2000 beliefen sich die Einkünfte innerhalb
des Untersystems der autonomen Regio-

nen auf beinahe 1.700 Milliarden Forints
(HUF). Die Eigeneinnahmen der autono-
men Regionen lagen bei etwa 30%, die
überwiesenen Einkünfte bei 15%, die
staatlichen Beihilfen und Beiträge bei
25%, aufgelaufene Einnahmen und Kapi-
taleinnahmen bei 10% sowie die von der
Sozialversicherung (Krankenversiche-
rung) erhaltenen Summen bei 10% dieses
Betrags. (Der restliche Betrag setzt sich
aus anderen, geringeren Posten zusam-
men).

Die Aufwendungen der autonomen Re-
gionen lagen im Jahr 2000 bei etwa 1.700
Milliarden Forint. Die Betriebskosten be-
liefen sich auf den größten Teil dieses Be-
trages (70%), während die aufgelaufenen
Kosten oder Kapitalkosten etwa 20% des
Gesamtbetrags ausmachten. Die wesentli-
chen Posten der laufenden Kosten setzten
sich aus Bildungswesen (25%), Gesund-
heitswesen (16 %), Sozialversicherung
und den Dienstleistungen für Sozialhilfe
(13%) sowie allgemeine gemeinschaftli-
che Dienstleistungen (Verwaltung) (16%)
zusammen. 

Beinahe 85% der Aktiva im Wert von
2.500 Milliarden Forint wurden für die
Deckung grundlegender Obliegenheiten
aufgewandt. 

Die von dem State Audit Office durch-
geführte Überwachung bestätigte, daß das
Finanzsystem der autonomen Regionen mit
Sicherheit die Betriebskosten der Ballungs-
gebiete sowie deren Einrichtungen deckt.
Wie die Rechnungsprüfungen der SAO je-
doch wiederholt nachwiesen, gibt dieses
System keine Anregung für eine wirksame
und sparsame Verwendung verfügbarer
Geldmittel. In Anbetracht der Natur ihrer
eigenen Geldmittel und der mangelnden
Flexibilität des Unterstützungssystems,
weichen die Bedingungen, unter denen die
autonomen Regierungen ihre Aufgaben er-
ledigen müssen, stark voneinander ab. Aus
diesem Grunde entstanden „reiche“ und
„arme“ Ballungsgebiete. 

Dies ist nicht nur auf die Unterschiede
in der allgemeinen Entwicklung größerer
geographischer Gebiete, sondern auch auf
die Tatsache zurückzuführen, daß die Be-
steuerung für Gewerbesteuer in den Bal-
lungsgebieten mit weniger Einwohnern (in
denen sich bedeutende Industrieanlagen
befinden) hinsichtlich der finanziellen,
wirtschaftlichen und entwicklungstechni-
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schen Möglichkeiten eine entscheidende
Rolle spielt. Was den Durchschnitt pro
Einwohner in den Dörfern anbelangt, so
liegen die Steuereinnahmen für Gewerbe-
steuer je Einwohner in der Hauptstadt sie-
benundzwanzig Mal, in Städten mit dem
Rang von Provinzen neun Mal und in eini-
gen anderen Ballungsgebieten zwischen
fünfzig und siebzig Mal höher.

Hierzu kommt die Tatsache, daß hin-
sichtlich der Unterstützung durch den
Haushaltsplan zwischen den autonomen
Regionen wesentliche Unterschiede beste-
hen. Ein Großteil der Ballungsgebiete (et-
wa 80%) verfügen über knapp 13% der ge-
samten Haushaltsmittel, während ein
kleiner Teil der Ballungsgebiete (etwa
20%) 87% der Transferzahlungen aus lau-
fenden Steuereinkünften erhält. Darüber
hinaus weist die Aufteilung der Aktiva ein
ähnliches Bild auf – mit weitreichenden
Folgen.

All dies resultiert darin, daß nur ein
kleiner Teil der zahlreichen autonomen
Regionen in der Lage ist, eine angemesse-
ne Wirtschaftsführung auf die Beine zu
stellen und Initiativen, Unternehmen und
Entwicklungsprojekte in Angriff zu neh-
men. Damit diese Elemente funktionieren,
sind beträchtliche Unterstützungen erfor-
derlich, die gelegentlich ein bedeutendes
finanzielles Risiko mit sich bringen kön-
nen. Aus diesem Grunde konzentriert sich
die SAO bei den Rechnungsprüfungen der
autonomen Regierungen vor allem auf die-
sen Bereich und kann auf diese Weise Ri-
siken offen legen und dazu beitragen, Ver-
lusten vorzubeugen.

Die vorgenannten Faktoren zeigen die
Bedeutung einer Modernisierung des Sy-
stems der Wirtschaftsführung des örtlichen
autonomen Systems im Rahmen der ver-
schiedenen Aufgaben auf, die mit der au-
genblicklichen Reform des öffentlichen
Finanzwesens in Ungarn in Zusammen-
hang stehen. Wie die Rechnungsprüfungen
der SAO zeigten, besteht die wesentlichste
Aufgabe darin, die Reichweite und die Na-
tur der Rolle des Staates im Zusammen-
hang mit den gemeinschaftlichen Aufga-
ben der autonomen Regionen erneut zu
prüfen. Es müssen Mechanismen zur För-
derung einer effizienten Verwendung von
Finanzmitteln geschaffen werden, um es
so zu gestatten, eine Erweiterung der Bre-
sche in der Entwicklung zwischen den
Ballungsgebieten zu vermeiden. Die von

der SAO durchgeführten Ermittlungen
werden ebenso wie die Schlußfolgerungen
und Vorschläge dieses Organs weiterhin
eine wichtige Rolle bei der Förderung und
Beschleunigung dieses Verfahrens spielen.

Die Untersysteme für den Haushalts-
plan der öffentlichen Finanzen der Zen-
tralregierung sowie der örtlichen autono-
men Regierungen werden in den
Mitgliedstaaten der Europäischen Union
gewöhnlich getrennt von zentralen (staatli-
chen) und regionalen (der Provinzen)
Rechnungskontrollbehörden kontrolliert.
In Ungarn wurde jedoch die ganze Palette
der Aufgaben auf einen Punkt konzen-
triert: Das State Audit Office überwacht
(auch) die Wirtschaftsführung der örtli-
chen autonomen Regierungen.

Obgleich – wie wir sehen konnten –
die Mittel und Beihilfen der staatlichen
(zentralen) Haushaltspläne und der Sozial-
versicherung eine wesentliche Bedeutung
für das Funktionieren des Systems der
Selbstverwaltung haben, kann die Zentral-
regierung augenblicklich – in ihrer Eigen-
schaft als Geber – die Verwendung ihrer
Mittel durch die autonomen Regierungen
nicht direkt kontrollieren. Die autonomen
Regionen sind von der Exekutivgewalt un-
abhängig und die Zentralregierung kann
keine Prüfungen vor Ort vornehmen. Die
Rechnungskontrollbehörde des ungari-
schen Parlaments, das State Audit Office,
führt diese Kontrolle durch, die Prüfungen
vor Ort einschließt.

Das SAO kann alle verwendeten oder
verwalteten staatlichen Mittel prüfen. Die-
se Behörde funktioniert gemäß eines Jah-
resplanes für Rechnungskontrolle. Die
SAO führt jährlich an etwa 3.000 verschie-
denen Orten Prüfungen durch (bei etwa
zwei Dritteln derselben handelt es sich um
autonome Regierungen von Ballungsge-
bieten) und erstellt durchschnittlich fünf-
zig Berichte. Anschließend debattieren die
zuständigen Parlamentsausschüsse über
diese Berichte. Abgesehen von den thema-
tischen Berichten, erstellt das SAO einen
Jahresbericht, der dem ungarischen Parla-
ment zugestellt wird. Dieser Jahresbericht
enthält die wesentlichen Schlußfolgerun-
gen der verschiedenen Rechnungsprüfun-
gen und der Anwendung der vorab unter-
breiteten Vorschläge.

Aus der Perspektive der Ausübung des
sogenannten Haushaltsrechts des Parla-
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ments kommt der (endgültigen) Rech-
nungsprüfung der Haushaltsjahresrech-
nungen (einschließlich, wie dies nur natür-
lich ist, der Jahreskonten der autonomen
Regierungen) eine besondere Aufmerk-
samkeit zu, da diese Teil des Gesetzge-
bungsverfahrens sind. Als solche besteht
die konstitutionelle Sonderaufgabe des
SAO darin, als Garant der Verfassung zu
handeln. Eine Aufgabe ähnlicher Tragwei-
te besteht darin, daß das SAO eine Mei-
nung hinsichtlich des Haushaltspostens
abgibt (obgleich dies in den Industrielän-
dern keine übliche Praxis ist, trug sie den-
noch zu den legislativen Aufgaben und den
Aufsichtsaufgaben des ungarischen Parla-
ments während des Übergangs zur Demo-
kratie bei).

Die Rechnungsprüfungen des State
Audit Office umfassen die Staatsfinanzen
(zentrale Haushaltspläne, separate staatli-
che Mittel, Sozialversicherung und lokale
autonome Regierungen). Darüber hinaus
schließen sie die Unternehmensaktiva und
die Aktiva der Staatskasse sowie die Haus-
haltsführung der verschiedenen Organisa-
tionen im Bereich der Staatsfinanzen ein.

Das State Audit Office ist sowohl poli-
tisch als auch vom Arbeitsgebiet her gese-
hen ein unabhängiges Unternehmen. Aus-
druck dieser Unabhängigkeit ist die
Tatsache, daß der Präsident und die stell-
vertretenden Präsidenten für eine Dauer
von zwölf Jahren vom Parlament ernannt
werden. Diese Ernennung muß darüber
hinaus von zwei Dritteln der Parlaments-
mitglieder angenommen werden.

Bei einer Erfahrung von beinahe zwölf
Jahren und in Zusammenarbeit mit dem
National Audit Office – der Stelle, mit der
es im Vereinigten Königreich zusammen-
arbeitet – wendet das State Audit Office
stetig weitere Überwachungsvorschriften
und methodische Empfehlungen des IN-
TOSAI an. Während der Durchführung
seiner Prüfungstätigkeiten wendet das
SAO die besten Lösungen und Techniken
für die Rechnungsprüfung an und ent-
wickelt und fördert eine sorgfältige Anpas-
sung finanzieller Rechnungsprüfung und
Wirtschaftlichkeit.

Zwei Organisationsabteilungen über-
nehmen die finanzielle Überwachung der
Zentralregierung das heißt, des zentralen
Niveaus der Staatsfinanzen (zentraler
Haushaltsplan, Sozialversicherung, sepa-

rate staatliche Mittel und staatliches Ei-
gentum) sowie der lokalen autonomen Re-
gierungen. Diese Abteilungen müssen un-
bedingt miteinander zusammenarbeiten.
Sie sind intern und hinsichtlich ihrer Be-
legschaft in Übereinstimmung mit den
Aufgaben der Prüfung der Rechnungs-
führung, der Rechnungsprüfung der Erträ-
ge und der sogenannten integralen Über-
wachung unterteilt. Jede dieser
Abteilungen verwendet 50% der gesamten
Überwachungskapazität des SAO.

Die Abteilung für Autonome und Terri-
toriale Überwachung ist mit der finanziel-
len Überwachung betraut. Diese Abteilung
setzt sich aus 120 qualifizierten Mitarbei-
tern zusammen, die in Geschäftsräumen in
der Hauptstadt sowie in neunzehn Büros
der Provinzen tätig sind. Dieses Personal
ist der Leitung von Fachleuten mit Sitz in
der Zentrale des SAO unterstellt. Diese
Abteilung übt ihre Rechnungsprüfung-
stätigkeiten an etwa 20.000 Tagen jährlich
aus.

Im Rahmen der gesamten Rechnungs-
prüfungstätigkeit dieser Abteilung im Jahr
2000 machten die Überwachung der Jah-
reskonten der autonomen Regierungen und
die Erstellung eines Gutachtens über das
Haushaltsgesetz 7%, die Überwachung des
Antrags, der Registrierung und der Anwen-
dung der Beihilfen der zentralen Haus-
haltspläne etwa 14%, die Prüfung der Ver-
waltung der Aktiva 10%, die Überwachung
der Erbringung öffentlicher Dienstleistun-
gen (einschließlich von Gesundheitswesen,
Bildungswesen, Verwaltung, etc.) etwa
20% und die integrale finanzielle und wirt-
schaftliche Überwachung beinahe 30% der
gesamten Kapazität erforderlich. (Die rest-
liche Kapazität wurde für anderweitige
Prüfungen, Unterstützung der Abteilung
bei der Überwachung der zentralen Haus-
haltsinstitutionen und der Vorbereitung
vorläufiger methodischer Studien aufge-
wandt).

Was die Modernisierung der öffentli-
chen Verwaltung, die Entwicklung der
Staatskasse und die laufende Reform der
Staatsfinanzen anbelangt, so sieht das Sta-
te Audit Office unter besonderer Berück-
sichtigung der Beitrittserfordernisse der
EU eine Abänderung der Proportion von
Zeit und Energie vor, die für die verschie-
denen Arten der Überwachung der autono-
men Regionen aufgewandt werden. Diese
Änderung - die auf der festen Grundlage
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einer langfristigen, fachgerechten und mi-
nutiösen Arbeit basieren könnte – wird die
von dem ungarischen Parlament und der
Regierung dahingehend unterbreitete
Nachfrage festigen, daß das State Audit
Office verstärkte Überwachungsanstren-
gungen vornehmen solle, die zu dem
Funktionieren und der Finanzverwaltung
der autonomen Regierungen beitrügen, Ri-
sikofaktoren aufdecken und die Beseiti-
gung von Verlustursachen förderten. Sei-
nen Ermächtigungen entsprechend nahm
das ungarische Parlament die Zuweisung
zusätzlicher Arbeitskräfte und Finanzmit-
tel im Rahmen des Haushaltsplans des Sta-
te Audit Office vor. 

Welches ist die Essenz dieser Ände-
rung? Grundlegend verleiht das SAO die-
ser Veränderung durch einen größeren Auf-
wand an Zeit und Anstrengungen für die
sogenannte integrale Überwachung der au-
tonomen Regionen Ausdruck. Es erreicht
diese Zielsetzung durch die Anwendung
moderner Techniken und die Einführung
von weniger, jedoch konzentrierteren Prü-
fungen der Haushaltsansätze. Das SAO
greift auf neu entwickelte Prüfungspro-
gramme zurück die moderner sind, als die
bisher angewandten Programme (Zu dieser
Änderung interner Bedeutung und Ratio
trägt die Tatsache bei, daß es vorgesehen
ist, so weit sich die Struktur der Aufgaben
fortentwickelt, daß die Staatskasse und die
sogenannte Stelle für Staatsfinanzen zu-
sammen mit ihren Verzweigungen in Re-
gionen und Provinzen eine zunehmende
Rolle in der Überwachung der autonomen
Regierungen spielen, die Teil ihres Haus-
haltsplans darstellen.

Die modernisierte und entwickelte
Kontrolle ist eine Art von Prüfung, die auf
die gesamte Palette der Wirtschafts-
führung der autonomen Regionen wieder-
holt zur Anwendung kommt. Das SAO
führt mindestens einmal während jedem
parlamentarischen Mandat (das vier Jahre
umfaßt) eine integrale Prüfung aller auto-
nomen Regionen durch. Die Essenz der
Prüfung (Finanzprüfung und Prüfung der
optimalen Mittelverwendung) sowie ihre
Reichweite und Richtung machen eine
Auswertung der gesetzmäßigen Verwal-
tung öffentlicher Mittel (Obliegenheiten,
Mittelzuweisung und Genehmigung), der
Koordinierung der Aufgaben und der Fi-
nanzmittel, der internen Verwaltungssyste-

me, Regulierung und Kontrolle der auto-
nomen Regierungen möglich.

Die Entwicklung dieses Aufsichtspro-
gramms gestattet die Erneuerung früherer
Praktiken und die Harmonisierung der
Verfahren mit den Erfordernissen der Prü-
fungsregeln von INTOSAI.

Die grundlegende Richtung und die
Modernisierungserfordernisse der Prü-
fungsverfahren bestehen darin, daß Rech-
nungsprüfungen nun größeren Wert auf
folgende Punkte zu legen haben:

• Die wesentlichen Probleme der Fi-
nanzverwaltung an den Tag zu legen und
die kritischen Punkte bei der Anwendung
öffentlicher Mittel auszuwerten.

• Auswertung der Leistung und der
Wirksamkeit der Mittelzuweisung an die
verschiedenen Bereiche sowie Prüfung der
entsprechenden Auswirkungen auf das
Gleichgewicht der Haushaltspläne.

• Prüfung der Elemente, die größere
Risikofaktoren mit sich bringen, wie die
verschiedenen Aufträge, Einkäufe und ver-
schiedene Unternehmensformen.

• Prüfung des Funktionierens der in-
ternen Verwaltung und der Kontrollsyste-
me.

In Anbetracht der Differenzen zwi-
schen den Einnahmen und dem Reichtum
der autonomen Regionen sowie ihrer ver-
schiedenen wirtschaftlichen Möglichkei-
ten, hat das mit der Rechnungsprüfung der
autonomen Regionen befaßte Personal des
SAO besondere Prüfungsprogramme für
die integrale Kontrolle der autonomen Re-
gionen der Hauptstadt und der Ballungsge-
biete entwickelt, die etwa 1000 Einwohner
aufweisen. Diese Programme sind Zusatz-
programme zu dem allgemeinen (“grund-
legenden”) modernisierten Prüfungspro-
gramm und ziehen zusätzlich die
autonomen Regionen mit besonderen
Haushaltsverhältnissen in Betracht, vor al-
lem jedoch die autonomen Regionen von
Städten mit dem Rang von Provinzen oder
von kleinerer Größe. Zugleich wird die
Überprüfung der autonomen Regierungen
von Ballungsgebieten mit weniger Ein-
wohnern durch ein “vereinfachtes” Pro-
gramm vorgenommen.

Integrale finanzielle und wirtschaftliche
Rechnungsprüfungen sind nicht nur den au-
tonomen Regionen und deren leitendem
Team dabei behilflich, ordnungsgemäße
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Praktiken der Finanzverwaltung in Übe-
reinstimmung mit der Gesetzgebung zu ent-
wickeln. Diese Rechnungsprüfungen ge-
statten es vielmehr, daß das SAO dem
ungarischen Parlament (und dem Finanzmi-
nisterium) bei der Durchführung ihrer ver-
antwortungsvollen Arbeit zur Seite steht, da
sie die Richtungen, Tendenzen und zugrun-
deliegenden charakteristischen Faktoren
des gesamten Bereichs der autonomen Re-
gionen aufdecken und klassifizieren. 
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tes, die fortschreitende Intensivierung ei-
nes wettbewerbsfähigen Umfelds und bes-
sere Kommunikationen forderten von den
Verwaltungen eine grössere Transparenz
und Rechenschaftspflicht. Das Entstehen
des Managements als eine differenzierte
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Die Erfahrung des National Audit 

Office von Malta
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Auditor General

Die Managementprüfung, eine relativ moderne Entwicklung der Prüfungsfunktionen,
entstand aufgrund einer Reihe von Faktoren. Das grössere Eingreifen der Regierung
in die Wirtschaft der sechziger Jahre, das Entstehen des Wohlfahrtsstaates, die fort-
schreitende Intensivierung eines wettbewerbsfähigen Umfelds und bessere Kommu-
nikationen forderten von den Verwaltungen eine grössere Transparenz und Rechen-
schaftspflicht. Das Entstehen des Managements als eine differenzierte Disziplin und
die Benutzung von analytischen Tools für die Analyse von wirtschaftlichen und sozia-
len Phänomenen förderten den Impuls für eine grössere Transparenz und Rechen-
schaftspflicht. 



Disziplin und die Benutzung von analyti-
schen Tools für die Analyse von wirt-
schaftlichen und sozialen Phänomenen
förderten den Impuls für eine grössere
Transparenz und Rechenschaftspflicht.
Diese Umfeldsfaktoren stimulierten die
Managementprüfung als ein Ansatz zur
Feststellung, ob die Ziele der Regierungs-
programme und Initiativen erreicht wur-
den. Es wurden Gründe für Misserfolge
gesucht und man forderte korrektive Mas-
snahmen zur Behebung der Mängel.

Die Managementkontrolle und die
Reform des öffentlichen Sektors

Es könnte angeführt werden, dass die
Managementkontrolle eine logische Ant-
wort auf den Druck war, der zwecks Re-
form, Entwicklung und Modernisierung
auf die Regierungsverwaltungen ausgeübt
wurde. 

Die Managementkontrolle wurde von
der ORKB Schweden (RRV) Mitte der
sechziger Jahre eingeführt und entstand
aus dem Enfordernis heraus, die schwedi-
sche Regierungsverwaltung zu moderni-
sieren (The Swedish National Audit Bu-
reau, 1993). In den sechziger Jahren
verstärkte sich in Grossbritannien die For-
derung nach der Reformierung des öffent-
lichen Rechnungsprüfungssystems damit,
die Änderungen der Rolle der Regierung
im Verlauf des zwanzigsten Jahrhunderts
ihren Niederschlag finden. Diese Forde-
rung hatte seinerzeit die Einführung des
britischen Rechnungsprüfungsgesetzes
von 1983 zur Folge, dass Nachdruck auf
die Managementkontrolle, auch als Prü-
fung der optimalen Mittelverwendung
(UK NAO Website) bekannt, legt.

Die Beziehung zwischen der Entste-
hung der Managementkontrolle und der
Forderung einer Reform der öffentlichen
Verwaltung trat auch in Malta auf den
Plan, nur die Zeit war eine andere. Die
Managementprüfung wurde im National
Audit Office von Malta (NAOM) offiziell
Ende 1999 eingeführt.

Das Audit Office von Malta wurde
1814 geschaffen. Artikel 70 des Gesetzes
über Verwaltung und Finanzprüfung aus
dem Jahr 1962, die Gesetzgebung, die die
öffentlichen Finanzen in Malta regulierte,
bevor sie vom Auditor General aufgehoben
wurde und das Nationale Rechnungsprü-

fungsgesetz von 1997 besagen, dass “Der
Rechnungsprüfungsdirektor in seinem
jährlichen Bericht oder in irgendeinem
anderen speziellen Bericht....Vorschläge
für eine wirksamere und wirtschaftlichere
Rechnungsprüfung und Kontrolle der öf-
fentlichen Rechnungslegung machen
kann...”. In einer vor kurzem erschienenen
Veröffentlichung des NAOM, A Profile of
the National Audit Office of Malta and an
Outline of its History, kann man auf der
Seite 26 folgendes nachlesen: Schon in den
Jahren 1967/68 erschien das Konzept der
optimalen Mittelverwendung...”. Dieses
Konzept wurde jedoch erst nach dreissig
Jahren übernommen.

Ende der achtziger Jahre war ein Re-
gierungswechsel mit neuer Politik ein-
schliesslich des Beitrittsantrags in die EU
der Hauptmotor für die Reform und Mo-
dernisierung der öffentlichen Dienstlei-
stungen. Ein 1989 gegründeter Ausschuss
für die Reform der öffentlichen Dienstlei-
stungen machte Vorschläge für die ge-
wünschten Änderungen in den öffentli-
chen Dienstleistungen zwecks Erfüllung
der entstehenden lokalen und globalen
Forderungen. Diese Vorschläge beinhalte-
ten die Schaffung eines unabhängigen Au-
dit Office mit einem neuen Prüfungskon-
zept: “Eines, dass sich auf die Resultate
der Operationen der Verwaltungsorgane
konzentriert, anstatt ausschliesslich auf die
Verfahren, zusammen mit einem Auftrag,
der sich auf die optimale Mittelverwen-
dung, die Transaktionen, die Finanzgeba-
rung und das Management personeller
Mittel erstreckte”.

Der zu verfolgende Weg

Nach der Identifizierung und Feststel-
lung des Erfordernisses einer Manage-
mentprüfung entstand eine Kettenreaktion.
Diese in den neunziger Jahren beginnende
und noch nicht abgeschlossene Reaktion
bestand aus den Schritten, die für die Um-
setzung der neuen Rechnungsprüfungspo-
litik in eine konkrete Aktion für die Schaf-
fung von Managementkontrollen nötig
waren. Diese Schritte beinhalteten die Ver-
fügung über folgendes:

• Eine Arbeitsgesetzgebung mit einem
klaren Mandat an die State Audit Instituti-
on (ORKB) für die Ausführung von Mana-
gementkontrollen;
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• eine Managementstruktur zur
Durchführung der Managementprüfungen;

• geschultes Personal in den erforder-
lichen Disziplinen für die Vornahme dieser
Prüfungen;

• eine entsprechende Kultur, sowohl
für die ORKB als auch die Geprüften. 

Gesetzgebung

Die Gesetzgebung für die Gründung
eines vollkommen unabhängigen NAOM
mit der spezifischen Verantwortung für die
Durchführung von Managementprüfungen
wurde Mitte des Sommers 1997 erlassen,
fast 10 Jahre nachdem das Erfordernis für
diese Art von Rechnungsprüfungen identi-
fiziert wurde. Diese Gesetzgebung legt
klar das Mandat und die Verantwortung
des NOAM fest, Managementkontrollen
vorzunehmen.

Artikel 3 des Ersten Anhangs des Ge-
setzes über den Auditor General und das
National Audit Office (XVI) von 1997 legt
folgendes fest: “Der Auditor General
kann prüfen, ob das Ministerium, Amt
oder ein anderer Organismus, deren
Rechnungsführung er prüft, die zur Ver-
fügung stehenden Mittel in wirksamer,
wirtschaftlicher und sparsamer Weise
verwendet und unnötige Ausgaben ver-
mieden hat”.

Artikel 8(a)(ii) des gleichen Anhangs
besagt folgendes: “Der Auditor General
kann der Abgeordnetenkammer Sonder-
berichte.... zur Verfügung stellen, die die
Managementkontrolle bezüglich der
Wirtschaftlichkeit und Wirksamkeit eines
jeden Ministeriums, Amtes oder anderen
Organismusses behandeln”. 

Managementstruktur

Zweck Übernahme der neuen Verant-
wortungen, musste sich das NAOM neu
strukturieren, um Managementkontrollen
durchführen zu können. Es wurde be-
schlossen, dass eine unabhängige Prü-
fungssektion für diese Managementprü-
fungen bestimmt wird, unter der Leitung
von einem stellvertretenden Auditor Gene-
ral. Diese neu geschaffene Sektion, die zu
Ende 1999 eingerichtet wurde, besteht aus
Prüfungsteams, die sich auf diese Art von

Prüfungen spezialisieren müssen, während
sie gleichzeitig eine Arbeits- und Kommu-
nikationsbeziehung mit anderen Sektionen
des Audit Office, die für Prüfungen der
Rechts-und Ordnungsmässigkeit zustän-
dig sind, aufrecht erhalten.

Das NAOM musste mit der Schulung
seiner Belegschaft in der Planung und
Durchführung von Managementkontrollen
ganz von vorne anfangen. Das NAOM
übernahm die Normen der Management-
kontrolle, die von der INTOSAI festgelegt
wurden, sowie die Europäischen Imple-
mentierungsrichtlinien für die INTOSAI
Rechnungsprüfungsnormen (Nr. 41).

Mit dem Ziel, einen Strategieplan für
die Ausführung der Politik der Manage-
mentkontrolle zu entwickeln, inspirierte
sich das NAOM in grossem Mass in der
umfassenden Erfahrung des NAO von
Grossbritannien auf diesem Bereich, die
aufgrund der zahlreichen Veröffentlichun-
gen über dieses Thema zur Verfügung
steht. Auf der Operationsebene übernahm
das NAOM das methodologische Konzept
der Managementprüfung des National Au-
dit Office von Schweden in dem Handbuch
der RRV über die Managementprüfung,
zweite Ausgabe. Diese Methodologie wur-
de natürlich unseren lokalen Erfordernis-
sen und Umfeldern angepasst.

Personelle Mittel

Anfänglich wurde das Personal prak-
tisch in der Managementkontrolle ge-
schult, die sich auf Disziplinen wie Unter-
nehmensleitung, Kostenbuchhaltung,
Wirtschaft, Soziologie, Statistik und Recht
konzentrierte. Diese umfassende Wissens-
palette war im NAOM bei Einführung der
Gesetzgebung und Struktur praktisch 
inexistent. Während der letzten zwei Jahre
wurden Anstrengungen gemacht, die per-
sonellen Mittel des NAOM zu erweitern
und neues Personal mit Hochschulausbil-
dung in diesen Disziplinen einzustellen.
Ausserdem werden Beratungsleistungen
ausgelagert, insbesondere bei statistischen
und rechtlichen Themen. Das NAOM
schaffte seinem Personal Zugang zu den
neuesten IT-Dienstleistungen wie E-Mail
und Internet, damit es seine eigenen Nach-
forschungen auf dem Gebiet der Manage-
mentkontrolle über die geprüften Themen
anstellen kann.
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Kulturelle Veränderungen

Die für die Ausführung von Manage-
mentprüfungen erforderliche kulturelle
Wandlung ist anscheinend der schwierigste
Schritt in der Einführung dieser neuen Art
von Prüfung. Der Impakt der Management-
kontrolle liess sowohl intern im NAOM als
auch unter den Geprüften einen kulturellen
Wandel entstehen. Während Jahrzehnten
wurde von der Belegschaft des NAOM ein-
fache Rechtmässigkeitsprüfungen, basiert
auf einer einzigen Transaktion, durchge-
führt. Mit dem Beginn der Management-
kontrolle musste die Arbeit zwecks Diffe-
renzierung zwischen Rechtsmässigkeits-
und Managementprüfung geteilt werden.
Das Entstehen einer“wir und sie”-Haltung
zwischen der Belegschaft von zwei ver-
schiedenen Arten von Prüfungen war lo-
gisch, obwohl die Direktion regelmässig
das Konzept fördert, dass beide Prüfungs-
arten sich gegenseitig ergänzen und nicht
miteinander im Wettbewerb liegen. Ausser-
dem trat ein Ausstrahlungseffekt auf die für
die Rechtsmässigkeitsprüfung zuständige
Belegschaft auf, die zum ersten Mal die ge-
prüften Körperschaften als Systeme ansa-
hen und nicht als Einheiten, in der die Ak-
ten einer Transaktion aufbewahrt werden.
Somit wandelte und entwickelte sich auch
die Orientierung der Rechtsmässigkeit-
sprüfungen.

Im gesamten Verlauf der Prüfungsge-
schichte von Malta wurde das Manage-
ment von Ministerien und Verwaltungsor-
ganismen selten oder gar nicht hinterfragt.
Keiner fragte danach, ob die Management-
strukturen angemessen waren, oder ob die
Ziele, die von der in den Regierungspro-
grammen und Initiativen beinhalteten Poli-
tik festgelegt wurden, erreicht wurden.

Keiner fragte nach den Kosten einer Lei-
stungserbringung. Die anfängliche Reakti-
on der Geprüften war, dass sie sich bedroht
fühlten. Sie sahen die Managementprüfung
als eine geschickte Art und Weise an, un-
tersucht zu werden, obwohl dies gar nicht
der Fall ist. Nach zwei Jahren Manage-
mentprüfungen kann es sein, dass diese
Ansicht immer noch von einer kleinen
Gruppe von Geprüften vertreten wird. Die
NAOM-Direktion besteht jedoch auf dem
Punkt, dass Managementprüfungen Wege
und Mittel aufzeigen, die den Geprüften
dabei helfen, ihre Transaktionen und deren
Resultate zu verbessern.

Das NAOM hat noch einen weiten Weg
in der Managementprüfung zurückzule-
gen. Es hat jedoch eines der wichtigsten
Ziele der Managementkontrolle erkannt,
nämlich das des Beitrags zur Wandlung
und Verbesserung der Transaktionen des
öffentlichen Sektors. Im Fall Maltas ent-
stand das Erfordernis der Management-
prüfung aus der Notwendigkeit der Re-
form des öffentlichen Sektors und dies
wird von den von dem NAOM durchge-
führten Managementkontrollen geboten.
Das erste halbe Dutzend Managementprü-
fungen hatten Änderungen und Verbesse-
rungen in den Strukturen, Prozessen und
Operationen der Geprüften zur Folge, die
diese als Antwort auf die Auffindungen der
Prüfungen vornahmen.

Aufgrund der Managementprüfung hat
das NAOM seine Rolle des Wächters über
die staatlichen Schatztruhen in die eines
Urhebers der Reform des öffentlichen
Sektors verwandelt. Es wird eine bessere
Verwendung der öffentlichen Gelder zur
Zufriedenheit des Parlaments und der all-
gemeinen Öffentlichkeit verfolgt.
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Aus der Sicht einer Obersten Rech-
nungskontrollbehörde liegen zwei An-
knüpfungspunkte nahe, um sich mit dem
Thema “Öffentlichkeitsarbeit” aus-
einanderzusetzen:

Öffentlichkeitsarbeit der
Finanzkontrolle

(1) Zum Einen liegt es im Wesen einer
staatlichen Finanzkontrolle, dass die Er-
gebnisse der Rechnungs- und Gebarungs-
kontrolle den allgemeinen Vertretungskör-
pern vorgelegt und publiziert sowie im
Parlament und in der Öffentlichkeit debat-
tiert werden. Die Berichterstattung an das
Parlament und die Veröffentlichung der
Ergebnisse der Finanzkontrolle über die
Massenmedien tragen wesentlich zur
Transparenz staatlichen Handelns und zur
freien öffentlichen Meinungsbildung bei.
Eine kritische öffentliche Meinung und
Medienberichte verleihen überdies den
Empfehlungen der Rechnungskontroll-
behörde den gebotenen Nachdruck, so
dass mitunter auch unpopuläre Reformen
rascher eingeleitet bzw. umgesetzt werden
können. 

Ferner sind im Rahmen einer über die
Massenmedien geführten Auseinanderset-
zung neben der sachlichen Fundierung der
einzelnen Argumente auch das Ansehen,
das Vertrauen und damit die Glaubwürdig-
keit einer gesamten Organisation aus-
schlaggebend dafür, um die Öffentlichkeit
zu überzeugen, welche nicht als homogene
Gruppe auftritt, sondern sich in unter-
schiedlich relevanten Teilöffentlichkeiten
präsentiert. 

Auf dieser Grundlage stellt die Öffent-
lichkeitsarbeit im Allgemeinen und die PR
einer unabhängigen Rechnungskontroll-
behörde im Besonderen einen komplexen
Kommunikationsprozess dar, der “gema-
nagt”, das heißt, geplant, gestaltet, eva-
luiert und so gesteuert werden muss, dass
sich die Anliegen der Finanzkontrolle in
einem öffentlichen Diskurs gegenüber an-
deren Meinungen angemessen durchset-
zen können. Dies ist umso bedeutender,
wenn die Einrichtungen der staatlichen
Finanzkontrolle selbst keine eigenständige
Sanktionsgewalt besitzen. 

Finanzkontrolle der
Öffentlichkeitsarbeit 

(2) Die Meinungsvielfalt und das zu-
nehmend kritische Denken der Bürgerin-
nen und Bürger machen zum Anderen er-
folgreiche Öffentlichkeitsarbeit für Politik,
Verwaltung und Wirtschaft unverzichtbar.
In Zeiten, in denen Budgets konsolidiert
werden und die Bevölkerung hiefür unpo-
puläre Sparmaßnahmen in Kauf nehmen
muss, geraten jedoch auch die aus Steuer-
geldern finanzierten Informations- und
Kommunikationsprogramme in Diskussion
und müssen gegenüber einer kritischen Öf-
fentlichkeit gerechtfertigt werden. Dies ist
aus der Sicht der Finanzkontrolle nicht oh-
ne Brisanz: Wenngleich sich der Wert von
Reputation und Vertrauen (Kundenbindun-
gen) bei Privatisierungen oder im Krisen-
fall manifestiert und der Nutzen einer stra-
tegischen Öffentlichkeitsarbeit in Theorie
und Praxis unbestritten ist, herrschte lange
Zeit in der PR-Branche die Meinung vor,
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In diesem Beitrag wird der Begriff “Öffentlichkeitsarbeit”, synonym Public Relations
(kurz: PR), umfassend als Management von Kommunikationsprozessen für Organi-
sationen und Personen mit deren Bezugsgruppen, definiert und verstanden (Quelle:
Deutsche Public Relations Gesellschaft).



dass zwar die Kosten von PR-Maßnahmen
erfasst und berechnet werden können, je-
doch der Erfolg bzw. der Nutzen von Öf-
fentlichkeitsarbeit im Unterschied zur Wer-
bung nicht bzw. nur annäherungsweise
gemessen werden kann. 

In Anbetracht der steigenden öffentli-
chen Aufwendungen für Informations-
und PR-Maßnahmen erlangt die Frage
nach der Effizienz der hierfür eingesetzten
Mittel freilich zunehmende Bedeutung.
Schließlich ist es dem Steuerzahler kaum
zuzumuten, dass er Millionen für Informa-
tionskampagnen ausgibt, ohne dass deren
Erfolg nachweisbar wäre. Für eine Oberste
Rechnungskontrollbehörde eröffnen die
wachsenden Ausgaben, die für Zwecke der
staatlichen Kommunikation veranschlagt
werden, somit ein interessantes und an-
spruchsvolles Prüfungsfeld. 

Der österreichische Rechnungshof hat
sich dieser Herausforderung unter ande-
rem im Jahr 1995 anlässlich der Überprü-
fung des “Bundespressedienstes” gestellt,
der die Aufgabe hat, die Öffentlichkeit
über die Arbeit der Bundesregierung zu
informieren. Ein sichtbarer Erfolg dieser
Überprüfung des Rechnungshofes war die
von ihm empfohlene Umstellung des
“Österreichberichtes”, mit dem insbeson-
dere die österreichischen Vertretungen im
Ausland über das aktuelle Tagesgesche-
hen in Politik, Wirtschaft und Kultur in-
formiert wurden, von einem Printmedium
auf ein elektronisches Medium, womit die
jährlichen Druckkosten von 3,5 Mill ATS
(= 254.000 •) und die jährlichen Versand-
kosten von 1,5 Mill ATS (= 109.000 •)
eingespart werden konnten. Der Öster-
reichbericht ist im Internet unter
www.oebericht.bka.gv.at verfügbar.

Im Jahr 1998 hatte der österreichische
Rechnungshof die Wirtschafts- und Haus-
haltsführung der damals im Nationalrat
vertretenen fünf politischen Parteien sowie
ihrer parlamentarischen Klubs hinsichtlich
der widmungsgemäßen Verwendung jener
öffentlichen Mittel zu überprüfen, die ih-
nen gemäß dem Parteiengesetz bzw. dem
Klubfinanzierungsgesetz aus Bundesmit-
teln zur Verfügung gestellt wurden. Ein
derartiges Prüfungsverlangen darf zweifel-
los als besonderer Vertrauensbeweis ge-
genüber einem Kontrollorgan gewertet
werden. Aufgrund des einstimmig be-
schlossenen Prüfungsauftrages des Natio-
nalrates bestand ein wesentliches Prü-

fungsziel darin, unter Bedachtnahme auf
die verfassungsgemäßen Prüfungsmaßstä-
be und die gesetzlichen Vorgaben, die wid-
mungsgemäße Verwendung der Förde-
rungsmittel für “Zwecke der
Öffentlichkeitsarbeit” zu beurteilen. Wie
der Rechnungshof in seinem diesbezügli-
chen Sonderbericht darlegte, fehlte insbe-
sondere eine einheitliche Auslegung für
den unbestimmten Gesetzesbegriff “für
Zwecke der Öffentlichkeitsarbeit”. Daher
empfahl der Rechnungshof, Richtlinien
für die Zuordnung der “für Zwecke der
Öffentlichkeitsarbeit” getätigten Ausgaben
zu schaffen und einen Rückforderungs-
anspruch für widmungswidrig verwendete
Förderungsmittel im Gesetz vorzusehen.
Der Bericht steht im Internet unter
www.rechnungshof.gv.at unter der Rubrik
“Leistungen”, Berichte Bund, Reihe Bund
2000/2. 

Erfolgreiche PR setzt Erfolgskontrolle
voraus 

Auch außerhalb von Überprüfungen
durch Oberste Rechnungskontrollbehörden
erweist sich das Thema “Erfolgskontrolle
von PR und Öffentlichkeitsarbeit” als heißes
Eisen einschlägiger Seminare und Tagun-
gen. Dennoch scheute die Oberste Rech-
nungskontrollbehörde von Polen nicht davor
zurück, um hier nur ein Beispiel zu nennen,
das Thema “Evaluation von Public Relati-
ons” auf die Tagesordnung des von ihr her-
vorragend organisierten Medienseminars im
April 2001 in Gotawice bei Warschau zu
setzen und das Thema mit den Experten der
Obersten Rechnungskontrollbehörden zu
diskutieren. 

Als Ergebnis dieses Erfahrungsaustau-
sches lässt sich festhalten, dass unter-
schiedliche Rechtsgrundlagen und damit
unterschiedliche Auffassungen im Bereich
der Öffentlichkeitsarbeit bestehen. Den-
noch stellen Erfolgskontrolle und Eva-
luierung einen integrierenden Bestandteil
der strategischen Öffentlichkeitsarbeit al-
ler Teilnehmer dar. In der Praxis besteht
allerdings der Bedarf nach praktikablen
Methoden und einheitlichen Kennzahlen,
die sowohl für die eigene Öffentlichkeits-
arbeit als auch im Rahmen von Überprü-
fungen einsetzbar sind, wobei von den
Teilnehmern des Medienseminars folgen-
de Vorgangsweisen anerkannt wurden:
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(1) Festlegung von Erfolgskriterien 
und Messmethoden 

Die Voraussetzung dafür, dass Aussa-
gen über die Wirkung einer PR-Maßnah-
me getroffen werden können, sind nach-
vollziehbare und messbare Ziele, wobei
die Öffentlichkeitsarbeit den strategischen
Zielen einer Organisation unmittelbar ver-
pflichtet ist. Der Erfolg einer PR-Maßnah-
me lässt sich hingegen nur schwer oder
überhaupt nicht nachweisen, wenn mit un-
bestimmten Begriffen und Vorgaben ope-
riert wird und der Maßstab, also jene Kri-
terien, die für den Erfolg ausschlaggebend
sein sollen, nicht von vornherein festgelegt
werden. 

Aus der Sicht der Finanzkontrolle
kommt daher der Formulierung von mes-
sbaren Kommunikationszielen - nach er-
folgter Bestandsaufnahme und Analyse
der Ist-Situation - sowie der Festlegung
konkreter Vorgaben für einzelne PR-Ak-
tionen und der geplanten Überprüfungs-
methoden ganz besondere Bedeutung zu.

Ein aus der Praxis gegriffenes Kom-
munikationsziel besteht beispielsweise
darin, “erhöhte Aufmerksamkeit” für ein
bestimmtes Thema zu erreichen. In Anbe-
tracht einer späteren Evaluierung ist von
vornherein festzulegen, wie diese ange-
strebte “erhöhte Aufmerksamkeit” erreicht
und bemessen werden soll, weil diesbe-
züglich durchaus unterschiedliche
Erfolgskriterien gegeben sind, wie zum
Beispiel die Anzahl, der Umfang, die Plat-
zierung und die Gestaltung von Medienbe-
richten oder die erzielte Auflage. 

(2) Medienresonanzanalyse

Die Medienresonanzanalyse stellt eine
weitere allgemein anerkannte Methode zur
Erfolgskontrolle dar, die in unterschiedli-
cher Ausprägung angewendet wird. Die
Grundlage hiefür ist zunächst die quantita-
tive Erfassung des medialen Nieder-
schlags, wobei bereits an diese Erfassung
der Medienbeiträge (Aufzeichnungen, Ab-
schriften, Clippings, ...) gewisse Anforde-
rungen zu stellen sind, damit die maßgeb-
lichen Informationen, wie Erscheinungs-
bzw. Sendetag, Ausgabe, Verbreitung,
Reichweiten, Seitennummer, Verfasser
u.a. für die weiterführenden quantitativen

und qualitativen Auswertungen bedarfsge-
recht zur Verfügung stehen. 

Aufgrund der Medienresonanz wird
auch gerne das sogenannte Anzeigenpreis-
oder Werbe-Äquivalent der redaktionellen
Berichterstattung ermittelt, wobei die
Schaltkosten eines vergleichbaren Insera-
tes zur Darstellung der Wertschöpfung der
entsprechenden PR-Maßnahme herange-
zogen werden. 

Die Medienresonanz bildet somit die
Basis für statistische Auswertungen und
für weiterführende qualitative Analysen
und ist damit das Rückgrat der Erfolgs-
kontrolle in der Öffentlichkeitsarbeit. Die
Fachliteratur bietet dementsprechende
Modelle und Checklisten für die Praxis an,
die auch im Internet abrufbar sind, bei-
spielsweise unter www.pr-evalution.com. 

Ein grundlegendes Problem aller Me-
dienresonanzanalysen besteht allerdings
darin, dass mit diesem Instrument die ver-
öffentlichte Meinung untersucht wird, die
jedoch nicht unbedingt mit der tatsächli-
chen Meinung der Rezipienten (Hörer, Se-
her, Leser) übereinstimmen muss. Ferner
wird die Berichterstattung in den Medien
auch von “externen” Faktoren und Bedin-
gungen bestimmt, die auch durch gezielte
PR-Maßnahmen nicht beeinflusst werden
können. Daher müssen die Ergebnisse ei-
ner Medienresonanzanalyse entsprechend
vorsichtig interpretiert werden. 

Derartige Unschärfen können durch
Meinungsumfragen bereinigt werden, wo-
bei jedoch für repräsentative Befragungen
beträchtliche Kosten anfallen. Als ressour-
censchonende Alternative bietet sich an,
Rückmeldungen von diversen Veranstal-
tungen oder Seminaren zu organisieren
bzw. persönliche Stellungnahmen von
Meinungsführern einzuholen. Auch die
Zusammenarbeit mit Universitäten und
Fachhochschulen ist ein Weg, um mit ver-
hältnismäßig geringem finanziellen Auf-
wand die erforderliche Wirkungs- bzw.
Meinungsforschung betreiben zu können. 

(3) Erfolgskontrolle im Internet 

Das Internet gilt längst als unverzicht-
bares Medium, wobei im Rahmen der Öf-
fentlichkeitsarbeit insbesondere ein erfolg-
reicher Internet- bzw. Webauftritt, das
heißt, die Einrichtung einer eigenen erfol-
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greichen Homepage (Website) angestrebt
wird. Als erfolgreich wird eine Homepage
bezeichnet, die viele Zugriffe und damit
viele Besucher verzeichnet. Die Anzahl
und das Verhalten der Besucher einer Web-
site sind daher unbestrittene Grundlagen
für die Erfolgskontrolle im Internet.
Ausgangspunkt für den Erfolgsnachweis
ist in jedem Fall die vom Webserver er-
stellte Log-Datei, in welcher die Zugriffe
(Abrufe, Hits) auf eine Website verzeich-
net werden. Diese Einträge werden stati-
stisch ausgewertet, um die Anzahl der Sei-
tenaufrufe, die Anzahl der Besuche, die
Verweildauer, die “Herkunft” der Besu-
cher und andere Informationen über die
Nutzung einer Website zu bestimmen. 

Bei der Interpretation derartiger Stati-
stiken ist jedoch zu bedenken, dass die
Anzahl der mit einem Zugriff aufgezeich-
neten Einträge in der Log-Datei von der
Gestaltung einer Website abhängt. Ande-
rerseits werden Zugriffe (Hits), die bei-
spielsweise über einen Proxy-Server er-
folgen, nicht erfasst. Die Anzahl der

Einleitung 

In den letzten Jahren hat das National
Audit Office von Dänemark (NAOD),
sein Augenmerk auf den Bereich des
Wissensmanagements gerichtet und ver-
sucht, es zu erweitern. Das NAOD ist der
Ansicht, dass der wichtigste Aspekt des
Wissensmanagement die Art und Weise
ist “wie man wichtiges Wissen in unserer
Organisation entwickelt und aufrecht er-

Einträge ist daher für sich genommen ein
zu ungenaues Maß, um den Erfolg einer
Website zu bestimmen. Selbst wenn für
die Ermittlung der Besuche (Page Impres-
sion, Page Views) nur diejenigen Einträge
berücksichtigt werden, die sich auf eine
HTML-Datei beziehen, oder nur zusam-
menhängende Nutzungsvorgänge (Visits,
Clickstreams) von einem externen Brow-
ser anerkannt werden, kann daraus nicht
zweifelsfrei auf die Anzahl der Personen
(Besucher) geschlossen werden, weil es
möglich ist, dass verschiedene Besucher
von einem Rechner aus zugreifen können. 

Resumee

Im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit
wird häufig mit unscharfen Begriffen und
Vorgaben operiert. Aus der Sicht der exter-
nen öffentlichen Finanzkontrolle kommt
daher der Formulierung von messbaren
Kommunikationszielen und eindeutigen
Erfolgskriterien ganz besondere Bedeu-
tung zu. 

hält und wie es in der Organisation ver-
teilt und verwurzelt werden kann”. Als
ein Teil dieses Prozesses ist es wichtig,
das verborgene Wissen in ein offenes und
klares zu verwandeln. Es ist ausserdem
von grösster Wichtigkeit, dass das Wis-
sen in den Verfahren und Prozessen unse-
rer Organisation verankert wird und das
aus dem Wissen einer individuellen Per-
son ein Wissen für die Organisation wird.
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Das Wissensmanagement im NAOD -
Gesammelte Erfahrungen

VON YVAN PEDERSEN UND MICHALA KRAKAUER
Das National Audit Office von Dänemark

In den letzten Jahren hat das National Audit Office von Dänemark (NAOD), sein Au-
genmerk auf den Bereich des Wissensmanagements gerichtet und versucht, es zu er-
weitern. Das NAOD ist der Ansicht, dass der wichtigste Aspekt des Wissensmanage-
ment die Art und Weise ist “wie man wichtiges Wissen in unserer Organisation
entwickelt und aufrecht erhält und wie es in der Organisation verteilt und verankert
werden kann”. 



Das NADO ist zu dem Schluss gekom-
men, dass das Wissensmanagement für die
Wirtschaftlichkeit unserer Organisation
und das Wohlbefinden unserer Belegschaft
wichtig ist. Obwohl das NAOD noch einen
langen Weg zurückzulegen hat, wäre es
vielleicht für andere ORKB nützlich, un-
sere gesammelte Erfahrung kennenzuler-
nen - wie dieser Prozess begann sowie die
zusätzlich gesammelte Erfahrung bei der
Entwicklung einer Strategie für das Wis-
sensmanagement.

Warum ist das Wissensmanagement
wichtig für die ORKB?      

Der einfache jedoch wichtige Punkt ist,
dass alle ORKB wissensintensiv sind und
demzufolge ist es erforderlich, dass die
ORKB - als ein natürlicher Teil ihres Ma-
nagements - sich des Wissensmanage-
ments bewusst sind und sich auf dieses
konzentrieren. Das Wissensmanagement
in den ORKB ist auch wichtig, da das Per-
sonal auf gewissen Gebieten Spezialisten
und auf anderen nicht spezialisiert sein
muss. Die ORKB müssen über umfassen-
des Wissen über die öffentliche Verwal-
tung/alle Ministerien verfügen. 

Das Wissensmanagement ist wichtig
für jeden wissensintensiven Arbeitsplatz in
der Gesellschaft, es ist sogar ein entschei-
dender Faktor für fast alle Arbeitsplätze.

Eine kurze Beschreibung des NAOD
(Organisation und Belegschaft)

Das NAOD hat eine Belegschaft von
ungefähr 260 Personen, die sich einer um-
fassenden Palette von Disziplinen wid-
men, die die vielen Aufgaben widerspie-
geln, die das NAOD zu bewältigen hat. In
den letzten Jahren nahm das NAOD eine
Reihe von organisatorischen Änderungen
vor, die eine vergrösserte Spezialisierung
zur Folge hatten. Diese Spezialisierung
verschuf der Belegschaft eine grössere Er-
fahrung, Wissen und Erkenntnis auf dem
Gebiet ihrer Erfahrungen. Das NAOD ist
in Abteilungen und Büros aufgeteilt und
eine jede Abteilung managt prioritär ent-
weder die Finanzkontrolle oder die Mana-
gementprüfung. Die organisatorische Spe-
zialisierung hat die Wirksamkeit des
NAOD wesentlich verbessert, es entstand

jedoch eine dringende und entscheidende
Forderung nach interner organisatorischer
Wissensverteilung.

Das Projekt des Wissensmanagements
im NAOD

Nach Erkenntnis der Wichtigkeit einer
Wissensverteilung und -verankerung für
eine Organisation hat sich das NAOD ent-
schlossen, das Wissensmanagement ganz
oben auf seine Agende zu setzen und star-
tete demzufolge ein Projekt für Wissens-
management und -verteilung.

Im Herbst 2000 machte das NAOD ein
Wissensstatement, dass sich auf einen an
alle Belegschaftsmitglieder des NAOD ge-
richteten Fragebogen, auf von der IT-Ein-
heit zur Verfügung gestellte Information
und auf andere relevante Informations-
quellen basierte. Dieses Statement wurde
als ein Teil des Jahresberichts über die Ak-
tivitäten des NAOD während 2000 veröf-
fentlicht und beinhaltete folgendes:

1. Wissen über Sicht, Ziele, Strategien,
Produkte und Methodologien des NAOD.

2. Entwicklung der Kompetenzen

3. Arbeitsplatzzufriedenheit - mit Au-
genmerk auf folgende Aspekte: Schulung
und Entwicklung, Management, Kultur
und Arbeitsstolz.

4. Arbeitsprozesse

5. Möglichkeiten für Initiative und
Akzeptierung neuer Ideen.

6. Wissensverteilung

7. Externe Beziehungen

Dieses wurde vorgenommen, um die
Bedingungen für den Erhalt, Austausch
und die Verankerung von Wissen zu erfor-
schen. Die Resultate des Statements zeig-
ten, dass das NAOD - im Durchschnitt -
über akzeptable und auf einigen Gebieten
sogar über gute Bedingungen für den Er-
halt, Austausch und die Verankerung von
Wissen verfügte. Einige Gebiete mussten
jedoch verbessert werden, insbesondere
Bereiche in Verbindung mit Arbeitsprozes-
sen und Wissensverteilung in den Abtei-
lungen/Büros.

Das NAOD beschloss, ein Seminar für
die gesamte NAOD-Belegschaft über
“Wissensmanagement und Wissensvertei-
lung” zu organisieren. Dieses Seminar be-
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stand aus 8 Workshops, die die gesamten
professionellen Personalgruppen im NA-
OD repräsentierten. Die Workshops be-
handelten alle verschiedene Teile des Wis-
sensmanagements und der -verteilung im
NAOD.

Das Seminar zeigte viele neue Ideen,
wie man Wissensmanagement und -vertei-
lung entwickelt und organisiert, um unsere
Organisation zu verbessern. Es wurde sich
besonders auf die interne organisatorische
Wissensverteilung und die Umwandlung
von verborgenem Wissen in ein offenes
und klares konzentriert. Es wurde eben-
falls darauf bestanden, dass ein Erforder-
nis für formelle und informelle Kanäle für
die Wissensverteilung besteht. Es wurde
ebenfalls hervorgehoben, dass das Enga-
gement der Manager bei der Einführung
von neuen Verfahren für den Erfolg des
Projekts wesentlich ist.

Als Resultat des Seminars wurde be-
schlossen, dass das Projekt in kleinen
Gruppen fortgesetzt werden sollte, die die
gesamten professionellen Gruppen der
NAOD-Belegschaft vertreten. Es wurden
vier Gruppen für die Entwicklung des Fol-
genden geschaffen:

1. Eine Strategie für Wissensmanage-
ment.

2. Eine überarbeitete Version der 
NAOD-Werte

3. Wissensverteilung im NAOD, be-
sonders interne organisatorische Wissens-
verteilung mit Erstellung von Prozes-
sen/Verfahren, wie man Wissen unter
Kollegen von verschiedenen Büros und
Abteilungen verteilen kann

4. Strategische Entwicklung der Kom-
petenzen

In naher Zukunft werden zwei oder
mehrere weitere Gruppen geschaffen, die
folgendes überprüfen sollen:

5. Arbeitsprozesse und Modelle für
bewährte Praktiken.

6. Schulung von neuem Personal

Diese Gruppen arbeiten gegenwärtig
an der Erstellung von Vorschlägen für Än-
derungen und Entwicklung. Kürzlich wur-
de ein Seminar für die Berichterstattung
über den Stand der Projekte abgehalten. Es
wurde beschlossen, ein Follow-up des in-
tellektuellen Statements im Jahresbericht
über die Aktivitäten des NAOD im Jahr
2001 zu veröffentlichen, der im Frühjahr
2002 erscheinen wird.

Ein nie endender Prozess!!

Ein Projekt wie das vom NAOD be-
gonnene, ist ein Langzeit-Projekt und die
Auswirkungen lassen sich nicht sofort er-
kennen und sind auch nicht umgehend
sichtbar. Es besteht jedoch kein Zweifel
daran, dass der Prozess die NAOD-Pro-
duktion verbessern wird, solange wir von-
einander lernen und uns mehr darauf kon-
zentrieren, wie wir unsere Organisation
entwickeln möchten. Der Prozess wird
Frustrationen abbauen und die Arbeits-
platzzufriedenheit erhöhen und hoffentlich
ein effizientes Netz in unserer Organisati-
on entstehen lassen. Das Wissensmanage-
ment in den ORKB ist eine konstante Her-
ausforderung, dass sich, wenn richtig
gehandhabt, in eine entwickelnde und er-
folgreiche Aufgabe verwandelt!
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Am 24, November 2000 ernannte das
Parlament Herrn Tapio Leskinen zum Au-
ditor General des neuen State Audit Office
für ein Mandat von sechs Jahren. Das erste
Mandat begann am 1. Januar 2001.

Vertiefung der Unabhängigkeit

Die Verfassungsreform verstärkt die
Unabhängigkeit des State Audit Office und
es ist jetzt organisatorisch und funktionell
unabhängig von der den Prüfungen des Au-
dit Office unterliegenden Verwaltung. In
dieser Hinsicht ist es ebenfalls von grösster
Wichtigkeit, dass die Aufgaben des Office
vom Gesetz reguliert werden und das ihm
die Funktionen nur durch das parlamentari-
sche Gesetz übertragen werden. Die Auf-
gabe des finnischen SAO besteht in der
Prüfung der Finanzgebarung des Staates in
unabhängiger Art und Weise. Diese Unab-
hängigkeit wird von dem Umstand unter-
strichen, dass das SAO seine eigene Ver-
waltung bestimmt und seine Aktivität als
vom Parlament unabhängiger Organismus
entwickelt.

Der neue Beratungsausschuss

Das State Audit Office hat einen statu-
torischen Beratungsausschuss geschaffen,
dessen Funktion in der Aufrechterhaltung
und Entwicklung der Bindungen des SAO
mit den mit diesem zusammenarbeitenden
Partnern, der Vorlage von Initiativen für
die Entwicklung der Prüfung und Überwa-
chung der Orientierung der Rechnungs-
prüfungen, ihrer Wirksamkeit und Kapa-

zität, verschiedenen zusammenarbeiten-
den Partnern zu dienen, besteht. Das SAO
hat als Mitglieder des Beratungsausschus-
ses sowohl Vertreter dieser zusammenar-
beitenden Partner als auch Experten der
Finanzverwaltung des Staates und der öf-
fentlichen Wirtschaft ernannt.

Neuer Jahresbericht für das 
Parlament

Das State Audit Office übergibt dem
Parlament, ausser allen anderen erforderli-
chen Berichten, jedes Jahr einen Bericht
über seine Aktivitäten. Das SAO wird dem
Parlament seinen ersten Bericht im Sep-
tember 2002 vorlegen. Dieser Bericht wird
eine Aufstellung der Aktivitäten des SAO,
die Erklärung des SAO über die staatliche
Rechnungsführung sowie wesentliche Be-
obachtungen und Empfehlungen der
Rechnungsprüfung beinhalten. 

Neue gesetzliche Lage und neue
Herausforderungen

Kraft einer Verfassungsreform änderte
das Parlament von Finnland die Gesetzes-
regelung des State Audit Office. Diese Än-
derung setzte sich aus zwei Argumenten
zusammen: Zum einen aus der Verstär-
kung der Haushaltsvollmachten (Überwa-
chung) des Parlaments und zum anderen
aus der Vertiefung der Unabhängigkeit des
SAO in Übereinstimmung mit den interna-
tionalen Normen (INTOSAI).

Obwohl sich aufgrund dieser Ände-
rung die Aufgaben des State Audit Office
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Der neue institutionelle Status des Audit
Office von Finnland

VON LEENA JUVONEN,
Sonderermittler, Innendienste

In Übereinstimmung mit der neuen finnischen Verfassung hängt das Audit Office
(SAO) vom Parlament ab. Alle Vorgänger des State Audit Office übten ihre Funktio-
nen aufgrund von Delegierung des Finanzministeriums aus. Im Rahmen der neuen
Verfassung von Finnland wurde dieses am 1. Januar abgeschafft und ab diesem Zeit-
punkt nahm das unabhängige State Audit Office seine Arbeit als eine vom Parla-
mentsgesetz geschaffene Institution auf.
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nicht verändern, so bedeutet sie für das
SAO jedoch zahlreiche und neue Heraus-
forderungen, insbesondere bezüglich der
Art und Methode, seine Prüfungsresultate
dem Parlament mitzuteilen. Die grösste
Herausforderung dieses Prozesses ist die
Entwicklung des Inhalts des Berichts des
SAO, damit es die Erwartungen und Erfor-
dernisse des Parlaments erfüllen kann.

Norwegen und Polen organisierten das
erste europäische Seminar über die Um-
weltbetriebsprüfung. Dieses Seminar, an
dem circa 80 Rechnungsprüfer in Vertre-
tung von 27 europäischen Ländern und
Kanada teilnahmen, wurde von dem nor-
wegischen Umweltminister, Siri Bkerke
eröffnet. Voraussetzung war, dass alle Teil-
nehmer täglich mit Arbeiten der Umwelt-
kontrolle zu tun hatten.

Das umfangreiche Programm des Se-
minars wechselte zwischen Präsentationen
von konkreten Umweltsprüfungen in ver-
schiedenen Ländern, Einführungen mit
Darlegung von Ansichten und Referaten
von Experten, die nicht dem Umweltprü-
fungsbereich angehörten. Beim Essen und
in den Salons entstanden lebhafte Debat-
ten. Fast alle Personen des Umweltprü-
fungsbereichs waren anwesend und es
wurden viele neue Kontakte gemacht.

Zusätzliche Information kann vom Sta-
te Audit Office of Finland, Annankatu 44,
P.O.Box 1119, FIN-00101 Helsinki; Tel:
+358 9 4321 (Zentrale), Fax: +358 9 432
5820, E-mail: kirjaamo@vtv.fi, Website:
http://www.vtv.fi angefordert werden.

Was ist an der Umweltbetriebsprüfung
so besonders?

“Es ist eine Kunst, keine Wissenschaft”
sagte Joe Cavanagh von Grossbritannien in
einem Referat, das die Herausforderungen
behandelte, die ein gutes System der Um-
weltbetriebsprüfung mit sich bringt. Joe
Cavanagh zeigte viele relevante Faktoren
auf, die sich auf die Planung einer Rech-
nungsprüfung auswirken, von denen wir
hier vier behandeln möchten.

Erstens, das Geld ist für die Rech-
nungsprüfung nicht essentiell. Zweitens,
die Ziele der Umweltspolitik einer Nation
stehen oft in Konflikt mit anderen politi-
schen Vorhaben. Wenn die Politiker unter
sich nicht die Prioritäten definiert haben,
ist es für die Rechnungsprüfer ausseror-
dentlich schwierig, klare Kriterien festzu-
legen, die als Grundlage für die Bewertung
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Das erste europäische Seminar über die
Umweltbetriebsprüfung

VON THERESE JOHNSEN
Generaldirektorin

Office of the Auditor General von Norwegen

Die Umweltpolitik erstreckt sich laufend auf immer mehr Bereiche der öffentlichen
Verwaltung und sie wird daher auch zu einer wesentlichen Aufgabe der Obersten
Rechnungskontrollbehörden. Was ist so besonders an der Umweltbetriebsprüfung im
Vergleich zu anderen Prüfungsbereichen? Was können wir aus den innerhalb der
Umweltbetriebsprüfung in anderen Ländern durchgeführten Projekten lernen? Wel-
che internationalen Umweltfragen sind für eine Zusammenarbeit zwischen den Ober-
sten Rechnungskontrollbehörden ideal? Dieses waren einige der vielen Fragen, die
auf dem vom 14. bis 16. Mai 2001 in Oslo stattgefundenen EUROSAI-Seminar über
die Umweltbetriebsprüfung aufgeworfen wurden.



der Leistung der geprüften Organismen
dienen können.

Drittens, in vielen Fällen sind die zu-
ständigen Behörden nicht die wichtigsten
Akteure. Die Umweltpolitik befasst sich mit
zahlreichen Gruppen, die von den Behörden
erreicht werden müssen, um die Ziele der
Umweltpolitik zu erfüllen: Verbraucher, Fa-
brikanten, Institutionen, usw. Diese Grup-
pen haben oft entgegengesetzte Interessen,
was bedeuten kann, dass für eine Umwelt-
betriebsprüfung viele Gruppen und Institu-
tionen berücksichtigt werden müssen.

Ein vierter Faktor der Umweltbetrieb-
sprüfung besteht im Problem der Bewer-
tung. Die Schädigung der Umwelt kann
Konsequenz von andererseits perfekt recht-
mässigen Aktivitäten, wie das Fahren eines
Autos oder die Leitung einer Fabrik sein
und die Behörden wenden daher oft indi-
rekte politische Instrumente an, wie z.B.
Steuern und Zuschüsse. Es ist schwer, die
Auswirkungen dieser politischen Instru-
mente an sich zu bewerten. Da die Um-
weltprobleme grenzüberschreitend sind, ist
die Bewertung der Wirksamkeit von ange-
wandten Massnahmen noch schwieriger.
Um ausreichende Kenntnis für den Erhalt
von Folgerungen zu haben ist es erforder-
lich, mehrere Methoden zu benutzen, um
zu sehen, ob die Resultate alle in die glei-
che Richtung zielen.

Welche Konsequenzen hat das Vorher-
gehende für die Planung von Umweltbe-
triebsprüfungen? Im wesentlichen führt es
oft zu umfangreichen Projekten. In der De-
batte nach dem Referat wurde klar, dass
viele Oberste Rechnungskontrollbehörden
es frustrierend finden, dass die Umweltbe-
triebsprüfung so viele Mittel schluckt, da
sie oft so lange dauert. Herr Cavanagh
warnte jedoch vor der Übervereinfachung
dieser wesentlichen und komplizierten
Probleme. Eine gut geplante Prüfung kann
viel Zeit sparen und bedeuten, dass wir ei-
ne Anzahl von Sackgassen vermeiden.

Der Umfang der
Umweltbetriebsprüfung

Obwohl die meisten europäischen Län-
der eine fest umrissene Umweltpolitik ha-

ben, die natürlich als Grundlage in diesem
Bereich dient, so ist die Festlegung des
Umfangs einer Prüfung noch immer keine
leichte Aufgabe. Zu dieser Schlussfolge-
rung gelangte ebenfalls ein Bericht1, den
die INTOSAI-Arbeitsgruppe für Umwelt-
betriebsprüfungen bezüglich der Fortschrit-
te in dieser Art von Prüfungen in der Zeit
zwischen 1995 und 2000, veröffentlichte.
Pieter Zevenbergen, Rat des niederländi-
schen Rechnungshofs, präsentierte auf dem
Seminar einige Resultate dieses Berichts,
die auf einem an alle Mitgliedsländer ge-
sandten Fragebogen basierten. Zuerst war
ein grosser Teil der Obersten Rechnungs-
kontrollbehörden der Meinung, dass in den
letzten Jahren die Umweltpolitik vage ge-
worden ist, was zur Folge hat, dass die Kri-
terien, auf die eine Prüfung basieren kann,
schwächer werden. Zweitens nimmt eine
immer grössere Anzahl von Ebenen und In-
stitutionen an der Arbeit zur Verbesserung
der Umwelt teil. Eine einfache Prüfung
kann diese gesamte komplizierte Perspekti-
ve nicht umfassen und es kann schwierig
werden festzustellen, wer verantwortlich
ist. Hinzu kommt, dass nicht alle Obersten
Rechnungskontrollbehörden die Gelegen-
heit haben, auf lokaler und regionaler Ebe-
ne zu prüfen, auf der ein Grossteil der Um-
weltpolitik angewendet wird.

Im Jahr 2000 wurden für die Umwelt-
betriebsprüfung die gleichen Mittel ver-
wendet wie 1995, die Anzahl der erstellten
Berichte war jedoch geringer. Eine Er-
klärung hierfür könnte sein, dass Lei-
stungsberichte umfangreicher und allge-
meiner sind. Die Leistungskontrolle
erfordert mehr Mittel als die Ordnungs-
mässigkeitsprüfung. Es finden auch mehr
gemeinsame Prüfungen statt, in denen
mehrere Rechnungsprüfungsinstitutionen
zusammenarbeiten und diese Prüfungen
können mehr Anforderungen stellen, als
nationale Kontrollen. Sie sind jedoch nor-
malerweise wertbringender für die Ge-
meinschaft und gleichen so die höheren
Kosten aus. Obwohl die Anzahl der Be-
richte niedriger ist, zeigen die Resultate der
von der INTOSAI-Arbeitsgruppe für Um-
weltbetriebsprüfung vorgenommenen Drit-
ten-Befragung über Umweltbetriebsprü-
fung, dass sich die Qualität der Berichte
verbessert hat.

Da die
Umweltprobleme
grenzüberschreitend
sind, ist die Aufgabe
der Bewertung der
Wirksamkeit von
angewandten
Massnahmen noch
schwieriger. Um
ausreichende
Kenntnis für den
Erhalt von
Folgerungen zu
haben ist es
erforderlich,
mehrere Methoden
zu benutzen, um zu
sehen, ob die
Resultate alle in die
gleiche Richtung
zielen.

In der Debatte 
nach dem
Referat wurde
klar, dass 
viele Oberste
Rechnungskon-
trollbehörden es
frustrierend
finden, dass die
Umweltbetriebs-
prüfung so viele
Mittel schluckt,
da sie oft so
lange dauert.
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warnte jedoch
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und
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Probleme. 

EUROPÄISCHE ORGANISATION DER OBERSTEN RECHNUNGSKONTROLLBEHÖRDEN

48

E U R S A IBERICHTE UND STUDIENNr. 8 - 2001

1 Resultate des Dritten Berichts über Umweltbetriebsprüfung (2001) INTOSAI-Arbeitsgruppe für Umwelt-
betriebsprüfungen.
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Welche Umweltabkommen sind für
eine Prüfung am günstigsten?

Die INTOSAI-Arbeitsgruppe für Um-
weltbetriebsprüfungen hat Kriterien für
die Auswahl von internationalen Umwelt-
abkommen für die Prüfung festgelegt und
es wurde vorgeschlagen, dass hauptsäch-
lich 3 Faktoren berücksichtigt werden:

a) Nationale Anwendung: Die Behör-
den müssen über die gesamte, für die
Durchführung der Prüfung erforderliche
Information verfügen und diese muss zu-
verlässig sein. Wenn die gesammelte In-
formation dokumentiert, dass das Abkom-
men angewendet wird, besteht kein Grund
für den Beginn einer umfangreichen Nach-
forschung.

b) Aspekte des Abkommens: Das Ab-
kommen muss ein Thema mit einem ho-
hen Umweltrisiko behandeln, oder das
dringliche Erfordernis, Änderungen vor-
zunehmen. Es sollte klare Voraussetzun-
gen für die Anwendung enthalten, und
vom Parlament ratifiziert werden, damit es
so bindend wie die nationale Gesetzge-
bung wird. Das Alter des Abkommens ist
ebenfalls wichtig. Es ist unumgänglich,
dass einige Massnahmen vor Beginn der
Prüfung ergriffen wurden, obwohl die
Oberste Rechnungskontrollbehörde nicht
warten darf, bis das Abkommen sein Inter-
esse verloren hat. In dieser Hinsicht sollten
die Obersten Rechnungskontrollbehörden
die Verantwortung übernehmen, “verges-
sene” jedoch wichtige Fälle wieder auf
den Tisch zu bringen.

c) Kontext: Das Augenmerk sollte sich
auf Abkommen richten, die sich auf ein
kürzlich geschehenes Vorkommnis bezie-
hen, damit das fragliche Abkommen wie-
der aktuell wird. Ein Beispiel für diese Art
von Zeitplanung erfolgte in den Niederlan-
den, wo man zur Zeit die Klimapolitik der
Prüfung unterzieht. Der Bericht wird als
Konsequenz der Den Haager Konferenz
erstellt, bei der dieses Thema hoch auf der
Rangliste stand, jedoch bevor die Behör-
den die Klimapolitik erneut festlegen.

Es wurden viele interessante
Prüfprojekte vorgestellt.

Oberste Rechnungskontrollbehörden
aus 13 Ländern sowie die UE stellten ihre
Aktivitäten auf dem Umweltbereich vor,

von denen der grösste Teil auf eine spezifi-
sche Prüfung ausgerichtet waren, die sie
kürzlich durchgeführt hatten oder gerade
ausführten. Sieben der Umweltbetriebsprü-
fungsprojekte behandelten die Gewässer-
verunreinigung von Flüssen, Seegebieten
oder Grundwasser. Zwei Länder präsen-
tierten die Prüfungen von Abfallmanage-
ment, zwei die von Luftverunreinigung
und eine war eine Prüfung eines National-
parks. Die Auswahl der Themen hält sich
an den Strategieplan der Umweltbetrieb-
sprüfung der EUROSAI für 2001-2002.

Viele Länder des ehemaligen Ost-
blocks haben noch nicht lange Umweltbe-
triebsprüfungen durchgeführt, denn es
dauerte lange, nach Verabschiedung der
neuen Verfassung eine Rechnungsprü-
fungsinstitution aufzubauen und einige der
Regulierungen für den Umweltbereich
sind noch zu neu, um geprüft zu werden.
Dieser Übergang und die neue Umweltge-
setzgebung wurden daher von der Tsche-
chischen Republik vorgestellt. Einige die-
ser Projekte sind jedoch sehr umfangreich.
Zum Beispiel die polnische Prüfung des
Abfallmanagements umfasste 140 Einhei-
ten, die sowohl die öffentliche Verwaltung
als auch die Anlagen, die Abfall erhalten
und behandeln vertraten. Während die dä-
nische für die Prüfung der Kontamination
der Nordsee eine Probe bestehend aus acht
Gemeinden benutzte, untersuchte Rumäni-
en in der Prüfung der Verschmutzung der
Donau einen jeden seiner Flussdistrikte.
Bezüglich der Mittel für das Sammeln von
Daten benutzten die meisten Länder viele
verschiedenen Methoden: Häufig wurden
zusätzlich zur Überprüfung von Doku-
menten Fragebogen, Inspektionen und Un-
terredungen verwendet. Einige Länder er-
wähnten ebenfalls positive Erfahrungen in
der Verwendung von Fokusgruppen und
externen Experten in den frühen Stadien,
um das der Prüfung unterliegende Bereich
besser zu verstehen.

Obwohl sich einige Themen wiederhol-
ten, so existierte jedoch eine grosse Anzahl
von Mitteln und Wegen für die Planung
und Organisation der Prüfung. In vielen
Fällen erfolgte dies aufgrund der institutio-
nellen Rolle der Obersten Rechnungskon-
trollbehörde. Norwegen und Griechenland
präsentierten Prüfungen, die sich mit der
Küste befassten und die Unterschiede zwi-
schen beiden Prüfungen illustrieren, wie
unterschiedlich die Rollen beider Obersten

Die INTOSAI-
Arbeitsgruppe
für Umweltbe-
triebsprüfungen
hat Kriterien
für die Auswahl
von
internationalen
Umweltabkom-
men für die
Prüfung
festgelegt.

Hinzu kommt,
dass nicht alle
Obersten
Rechnungskont
rollbehörden
die
Gelegenheit
haben, auf
lokaler und
regionaler
Ebene zu
prüfen, auf der
ein Grossteil
der
Umweltpolitik
angewendet
wird.



Rechnungskontrollbehörden in ihren ent-
sprechenden Ländern sind. In Norwegen
wird gegenwärtig geprüft, wie die öffentli-
che Verwaltung das Verbot befolgt, keine
Gebäude innerhalb des 100 Meter-Gürtels
der Küste zu errichten. Das Ziel ist eine
Übersicht zu erhalten, wieviel in der Kü-
stenzone während der letzten zwei Jahr-
zehnte gebaut wurde sowie über die Politik
der öffentlichen Verwaltung bezüglich der
Vollstreckung des Bauverbots. Auf dem
Seminar wurde ein Fall vorgestellt, in dem
die Oberste Rechnungskontrollbehörde
von Griechenland eine Zahlung in Verbin-
dung mit einer Autostrasse, die entlang der
Küste gebaut werden sollte, zurückhielt.
Sie war der Meinung, dass die Pläne nicht
ausreichend die Küstenlinie berücksichtig-
ten, die in der Verfassung als öffentliches
Gut geschützt ist. In einem anderen Fall
kritisierte die griechische Oberste Rech-
nungskontrollbehörde die Art und Weise,
in der Gelder für ein Umweltprojekt ver-
wendet wurden. Die UE hatte Mittel für die
Überprüfung der Wasserqualität der öffent-
lichen Strände bereitgestellt, es wurde je-
doch kein permanenter Organismus für die
systematische Kontrolle der Wasserqualität
geschaffen. Diese Aufgabe wurde Privat-
unternehmen übertragen, die mit den
Behörden unregelmässig zusammen arbei-
teten und nach Meinung der Obersten
Rechnungskontrollbehörde war dieses
nicht im Sinne der Mittelzuteilung.

Die Obersten
Rechnungskontrollbehörden arbeiten
in der Umweltbetriebskontrolle
grenzüberschreitend zusammen

Der Zusammenschluss der Kräfte
zwecks Prüfung der Anwendung der inter-
nationalen Abkommen ist erfolgreich,
nicht nur, weil viele Umweltprobleme
grenzüberschreitend sind, sondern auch,
weil die Zusammenarbeit Kenntnisse und
Know-how in diesem relativ neuen Prü-
fungsbereich entstehen lässt.

Die Kontaminierung der Gewässer
stellt ein Umweltproblem dar, dass bis

heute oft Gegenstand der Zusammenarbeit
von Obersten Rechnungskontrollbehörden
in Europa war. Hier können vier regionale
grosse Projekte angeführt werden. Alle
Länder, die das Übereinkommen von Hel-
sinki zum Schutz der Meeresumwelt des
Ostseegebiets unterzeichnet haben, mit der
Ausnahme von Deutschland, haben an ei-
nem gemeinsamen Projekt der Prüfung der
Anwendung des Übereinkommens zusam-
men gearbeitet. Dänemark, Island und
Norwegen haben sich mit dem OSPAR-
Übereinkommen befasst und haben die
Wirksamkeit der Massnahmen für die Be-
grenzung der Abwassereinleitung in die
Nordsee überprüft. Die Donau fliesst
durch Rumänien, Bulgarien, die Slowakei,
Kroatien und Slowenien und diese Länder
haben in einem gemeinsamen Projekt zu-
sammen gearbeitet, das auf das Überein-
kommen von 1994 zum Schutz der Donau
gestützt ist. Abschliessend sollten wir das
gemeinsame Projekt über die Verunreini-
gung des Schwarzen Meers erwähnen, das
jetzt in Angriff genommen wird.

Zusätzlich zu diesen Gewässerverun-
reinigungsprojekten haben wir auch von ei-
nem gemeinsamen Projekt zwischen Polen
und Slowakien für das Management von
Nationalparks gehört, sowie von einem
Projekt zwischen Polen und der Tschechi-
schen Republik über die Massnahmen zum
Schutz der Ozonschicht.

Der Präsident der EUROSAI-Arbeits-
gruppe über Umweltbetriebskontrolle,
Herr Zbigniew Wesolowski aus Polen be-
richtete, dass die Zusammenarbeit im
Übereinkommen von Helsinki schwierig
war, jedoch zu einem internationalen
Standard für diese Art von gemeinsamen
Projekten führen wird. Die Resultate die-
ser Zusammenarbeit sind nicht nur in
dem hier besprochenen Projekt sichtbar,
sondern werden ebenfalls der nächsten
Rechnungsprüfung zu Gute kommen.
Dies unterstreicht die Wichtigkeit von ge-
teilter Erfahrung, wie es die EUROSAI-
Länder auf dem Seminar vorgemacht ha-
ben.

Viele Länder des
ehemaligen
Ostblocks haben
noch nicht lange
Umweltbetriebs-
prüfungen
durchgeführt,
denn es dauerte
lange, nach
Verabschiedung
der neuen
Verfassung eine
Rechnungsprü-
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aufzubauen und
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Regulierungen für
den
Umweltbereich
sind noch zu neu,
um geprüft zu
werden.
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Das Ministerium
setzt die globale
Politik für
Gesundheits-
fragen fest und
ist 
verantwortlich 
für die
Erbringung von
Gesundheits-
dienstleistungen,
die am
Leistungspunkt
kostenlos sind.
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Über das Gesundheitsministerium und
den staatlichen Gesundheitsdienst
(NHS)

Während der Jahre 2001 bis 2002 ist
das Ministerium für Gesundheit (Ministe-
rium) verantwortlich für die Gebarung von
48 Milliarden Pfund Sterling öffentlicher
Mittel. Es berät die Minister, wie diese
Mittel am besten verwendet werden kön-
nen, sowie über andere Mechanismen für
die Erreichung ihrer Ziele, es vollstreckt
ihre Entscheidungen und unterstützt die
parlamentarische und öffentliche Rechen-
schaftspflicht. Das Ministerium setzt die
globale Politik für Gesundheitsfragen fest
und ist verantwortlich für die Erbringung
von Gesundheitsdienstleistungen, die am
Leistungspunkt kostenlos sind. Diese Lei-
stungen werden durch den NHS erbracht.
Dieser beschäftigt mehr als eine Million
Personen und ist der grösste Einzelarbeit-
geber Europas.

Der NHS besteht seit 1948. Er wurde
aufgrund des Prinzips gegründet, allen
Personen aufgrund ihrer Erfordernisse und
nicht aufgrund ihrer Zahlungsfähigkeit
Zugang zur Gesundheitsversorgung zu
verschaffen. Während vieler Jahre genoss
der NHS einen weltweit beneidenswerten
Ruf und stand im Mittelpunkt einer Reihe
bahnbrechender und technischer Fort-
schritte wie das Hüftgelenkimplantat, Ka-
taraktchirurgie, Impfentwicklungen und
Gentherapie. Während der letzten zwanzig
Jahre entstanden für den NHS aufgrund
des zunehmenden Einblicks der Öffent-
lichkeit und der wachsenden Erwartungen

wesentliche Herausforderungen. Obwohl
die Öffentlichkeit weiterhin das Prinzip ei-
nes freien Gesundheitsdienstes unterstützt,
ist sie jedoch zunehmend darum besorgt,
dass der NHS mit den Änderungen in der
Gesellschaft Schritt halten und Leistungen
höchster Pflegequalität und Wirksamkeit
erbringen sollte.

Im Jahr 1997 wurde die neue Labour-
Regierung aufgrund eines Programms ge-
wählt, das sich insbesondere auf Gesund-
heitsfragen konzentrierte. Versprechen wie
reduzierte Wartezeiten, verbesserte
Dienstleistungen, eine grössere Transpa-
renz und Rechenschaftspflicht und viel-
leicht noch wichtiger, grössere Mittel er-
höhte wesentlich die Erwartungen und
stand in den letzten vier Jahren erhöht im
Mittelpunkt der Kommunikationsmittel
und der Öffentlichkeit. Im Juli 2000 führte
die Regierung den NHS-Plan ein, der an-
erkannte, dass in diesem Gesundheits-
dienst wesentliche Probleme bestanden.
Der Plan zeigte auf, dass sich viele Facet-
ten des NHS seit den Jahren 1940 nicht
geändert haben. Insbesondere hat der NHS
nicht mit den Gesundheitsdienstsystemen
anderer vergleichbarer Länder Schritt ge-
halten, ausserdem besteht ein Mangel an
Ärzten, Krankenschwestern und anderem
wichtigen Personal, das alle erforderlichen
Behandlungen durchführen kann. 

Bei Veröffentlichung des Plans ver-
pflichtete sich die Regierung zu einer an-
haltenden Erhöhung der Mittel und es wird
erwartet, während fünf Jahre die Ausgaben
real um ein Drittel zu erhöhen. Im Gegen-
zug zu dieser Erhöhung wird das Ministe-

Fortschritte in der Prüfung der optimalen
Mittelverwendung auf dem

Gesundheitssektor
KAREN TAYLOR

Karen Taylor, ausgezeichnet mit dem Preis Public Finance Public Servant of the Year,
verliehen von der Zentralverwaltung Grossbritanniens im Jahr 2001, erklärt die Vor-
gehensweise des National Audit Office in der Prüfung der optimalen Mittelverwen-
dung und wie das Team der Managementprüfung des Gesundheitsbereichs seine
Verfahrensweise den Entwicklungen auf dem Gesundheitssektor angepasst hat.



rium für Gesundheit aufgefordert, die
Dienstleistungen drastisch zu modernisie-
ren und zu reformieren. Andere wesentli-
che von den Ministern vorgenommene Än-
derungen beinhalten neue und starke
Inspektionskörper für den NHS, wie der
Ausschuss für Gesundheitsverbesserung
(Commission for Health Improvement)
und die neue Patientenschutzagentur (Pati-
ent Safety Agency), die die Leistungen
kontrollieren.

In den letzten Wahlen im Juni 2001
wurde die Labour-Regierung für ein zwei-
tes Mandat wiedergewählt. Während des
Wahlkampfs waren die Öffentlichkeit und
die Medien sehr kritisch mit der Verzöge-
rung in der Verbesserung des NHS, was sie
als Mangel ansahen. Die jetzigen Erwar-
tungen sind jetzt dahingehend, dass die im
Plan des NHS vorgeschlagenen Änderun-
gen sehr viel schneller vorgenommen wer-
den.

Rechnungsprüfung der optimalen
Mittelverwendung auf dem
Gesundheitssektor

Unsere Kontrollen der optimalen Mit-
telverwendung nehmen detailliert, wie
auch alle anderen Wirtschaftlichkeitsprü-
fungen der NAO, ministerielle Ausgaben-
programme und Aktivitäten in Augen-
schein, um die Leistung zu bewerten,
bewährte Praktiken zu identifizieren und
Wege vorzuschlagen, die die Leistungser-
bringung für die Öffentlichkeit verbessern
können. Wir untersuchen, ob das Gesund-
heitsministerium mit den öffentlichen Mit-
tel sparsam (indem Ausgaben reduziert
werden), wirtschaftlich (indem das Ver-
hältnis output/input vergrössert wird) und
wirksam (ob das tatsächliche Resultat das
erwartete war) umgehen. Der gesetzliche
Rahmen, in dem wir arbeiten, erfordert die
Art und Weise zu bewerten, in der das Mi-
nisterium die Regierungspolitik anwendet,
jedoch nicht die Politik als solche in Frage
zu stellen. 

Unser Ziel bei der Auswahl der zu un-
tersuchenden Themen ist die Vergewisse-
rung, dass wir diejenigen auswählen, die
ein Risiko für die optimale Mittelverwen-
dung darstellen, wo unsere Prüfung zu den
grössten Verbesserungen beitragen kann.
Unsere anfängliche Verfahrensweise, die
Durchführbarkeitsphase, ist, soviel wie

möglich über das Prüfungsfeld aufgrund
von Literaturdurchsichten, Teilnahme an
Sektorenkonferenzen, Unterredungen mit
Schlüsselpersonal und Besuche in ausge-
wählten Krankenhäusern und Gesundheits-
behörden zu erfahren. Auf diese Weise
können wir grundlegende Angelegenheiten
identifizieren, die sich dem NHS in einem
Bereich stellen und die Initiative und Fort-
schritte begreifen, die sich auf die Lei-
stungserbringung der Gesundheitspflege in
diesem Bereich auswirken. Da die Haupt-
funktion des Gesundheitsministeriums die
Erbringung von Gesundheitsversorgung
für die Patienten ist, konzentriert sich ein
Grossteil unserer Prüfung darauf, wie gut
diese Leistung am Leistungspunkt erbracht
wird. Dieses bedeutet die Überprüfung und
der Vergleich der Leistung einzelner Kran-
kenhäuser, der Gesundheitsbehörden und
des Gesundheitspflegepersonals.

Die folgende Etappe unserer Rech-
nungsprüfung ist die Phase des Vorstudi-
ums. Als ein Teil dieser Phase untersuchen
und identifizieren wir existierende Daten-
bänke und studieren alle veröffentlichten
Berichte und Untersuchungen. Wir ent-
wickeln ebenfalls die Methodologie für
die volle Prüfungsphase. Über die letzten
zehn Jahre hat das Gesundheitsministeri-
um zentral nicht viel Information gesam-
melt und daher erfordern die meisten un-
serer Studien die Überprüfung des
Prüfungsfelds für den Erhalt der für uns
nötigen Daten von einzelnen Operations-
einheiten. Das Resultat ist, dass wir oft
ausserordentliche Daten besitzen, die wir
mit dem Gesundheitsministerium teilen
können, was ein weiterer Wert unserer Ar-
beit ist. Ein wichtiger Aspekt der Durch-
führung unserer Arbeit ist die Gründung
von Expertenberatungsgruppen, die unse-
ren Studien Glaubwürdigkeit und Autorität
verleihen und unsere Methodologie und
die in unseren Berichten beinhalteten Auf-
findungen und Empfehlungen unterstüt-
zen. 

Aufgrund der konstanten Kontrolle sei-
tens der Öffentlichkeit der Entwicklungen
im NHS ist die Prüfung der optimalen Mit-
telverwendung in der Gesundheitspflege
eine anspruchsvolle und herausfordernde
Arbeit mit Versetzung der Zielpfosten,
wenn neue Initiative auftreten. Vor diesem
schnell und fortlaufend sich ändernden
Hintergrund musste das Programm der op-
timalen Mittelverwendung auf dem Ge-
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Der NHS besteht
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sundheitssektor der NAO ebenfalls ange-
passt und verändert werden. Eine Liste der
von uns in den letzten zwei Jahren durch-
geführten Studien einschliesslich des Um-
fangs, Methodologie und Impakts ist in
der Tabelle A enthalten. Der Rest dieses
Artikels gründet sich auf diese Studien,
um zu zeigen, wie wir uns unserem sich
verändernden Umfeld angepasst haben.

Ein mehr zukunftsorientierter 
Ausblick

Eine neue Verfahrensweise in den Stu-
dien der NAO ist zu versuchen, mehr mit
der Regierung und den Ministerien zusam-
men und nicht gegen sie zu arbeiten. Wir
haben erkannt, dass in dem Versuch, den
öffentlichen Sektor zu modernisieren, ein
Risikoelement beinhaltet ist, was dazu ge-
führt hat, dass wir sowohl die Erfolge an-
erkennen, als auch die Problembereiche
identifizieren. David Davis, Präsident des
Rechnungsausschusses erklärte in einer
Präsentation auf dem Seminar des Natio-
nal Audit Office/Zentrum für Management
und politische Studien:

“Die Innovation ist entscheidend, wenn
die öffentlichen Dienstleistungen besser
werden sollen und die Innovation beinhal-
tet Risiken. Als Verteidiger des Erforder-
nisses bessere, schnellere und effizienter
öffentliche Dienstleistungen zu erbringen,
erkennen wir in meinem Ausschuss, dass
Neuerungen vorzunehmen sind und wir ak-
zeptieren Risiken als den dafür zu zahlen-
den Preis. Wir erwarten jedoch genau so
wie die Bewacher des Geldes der Steuer-
zahler, dass die Risiken reduziert und gem-
anagt werden“.

Während unsere Studien immer noch
die mangelnde Leistung betrachten, so
konzentrieren wir uns jetzt darauf, Lehren
und bewährte Praktiken zu erstellen, die
vermeiden, dass Probleme immer wieder
auftreten sowie auch auf die Verbesserung
der Arbeitspraktiken. In unserem Bericht
über das Management und die Kontrolle
der nosokomialen Infektion in den Kon-
sortien der Intensivmedizin des NHS,
empfahlen wir den Professionalismus und
Dedikation der Teams für nosokomiale In-
fektion des NHS und identifizierten viele
Beispiele bewährter Praktiken, aus denen
andere lernen können. Wir identifizierten
ebenfalls das Erfordernis, das strategische

Management der nosokomialen Infektion
zu verbessern, den Mangel an Information
über das Ausmass, die Kosten und den Im-
pakt dieser Infektion und das die Mass-
nahmen für Vorbeugung, Diagnose und
Einhaltung erheblich verbessert werden
müssen. Der Bericht erkannte an, dass das
Ministerium Normen, Aktionspläne und
Initiative für die Verbesserung des Mana-
gements und die Kontrolle eingeführt hat,
jedoch in deren Anwendung ein grösserer
Fortschritt erzielt werden muss. Wir pla-
nen jetzt die Durchführung einer Verfol-
gungsstudie über die kommenden Jahre
zwecks Überprüfung, dass die bewährten
Praktiken angewandt werden und die In-
fektionsrate weiterhin sinkt. 

Integrierte Gesundheit = Integrierte
Rechnungsprüfung 

Die Regierung hat zugegeben, dass alle
öffentlichen Dienstleistungen in Zukunft in
einer mehr kohäsiven Weise funktionieren
müssen. Die Gesundheitsvorsorge wird zu
einem integrierenden Prozess mit engeren
Verbindungen zwischen der Erstbehand-
lung (Ärzte in den Praxen), Zweitbehand-
lung (Krankenhaus und Krankenwagen),
Sozialleistungen und Hausbesuche und Ta-
geszentren. Obwohl es bis zu völlig inte-
grierten Gesundheitsdienstleistungen noch
ein weiter Weg ist, passt sich unser Rech-
nungsprüfungssystem dieser Situation an,
indem das ganze System in Betracht gezo-
gen wird und nicht nur allein der NHS.

Unser kürzlicher Bericht ‘Tackling
Obesity in England’ (“Bekämpfung der
Obesität in England”) beinhaltete zum er-
sten Mal eine Bewertung aller kürzlich er-
griffenen Regierungsmassnahmen für die
Verbreitung eines gesünderen Lebensstils
und die Reduzierung der Übergewichtse-
bene. Wir prüften die Wirksamkeit der Ar-
beit, die von den für die Bildung, den
Transport, der Umwelt, der Nahrungsmit-
telvorschriften und dem Sport verantwort-
lichen fünf Ministerien und Organismen
zusammen durchgeführt wurde.

Das NAO hat sich ebenfalls das Kon-
zept einer sich modernisierenden öffentli-
chen Verwaltung zu eigen gemacht, die
mit anderen Kontrollorganismen und Ge-
sundheitsrechnungsprüfungsexperten wie
der Rechnungsausschuss (der für die
Rechnungsprüfung der Ausgaben der loka-

Wir untersuchen,
ob das
Gesundheitsmini-
sterium mit den
öffentlichen
Mittel sparsam
(indem Ausgaben
reduziert
werden),
wirtschaftlich
(indem das
Verhältnis
output/input
vergrössert wird)
und wirksam (ob
das tatsächliche
Resultat das
erwartete war)
umgehen. 
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len Regierung und Gesundheitsbehörden
zuständig ist) zusammenarbeitet. Durch
die Zusammenarbeit wollen wir beweisen,
dass auch wir uns zwecks einer grösseren
Wirksamkeit integrieren können. 

Unsere kürzliche Studie über die Aus-
bildung und Schulung von Sanitätsperso-
nal (2001) wurde zusammen mit dem
Rechnungsausschuss durchgeführt, jedoch
mit zwei getrennten Berichten, die sich auf
zwei Aspekte der Berufsausbildung auf
dem Gesundheitssektor befassten. Die
Studie des NAO konzentrierte sich auf die
Ausbildung und Schulung des kürzlich
vom NHS eingestellten Personals und die
Studie des Rechnungsausschusses befasste
sich mit der permanenten Berufsausbil-
dung. Beide Studien wurden jedoch in ei-
ner gemeinsamen Pressekonferenz offizi-
ell vorgestellt! Mit dieser Zusammenarbeit
konnten wir einen globalen Überblick der
Ausbildung, der Schulung und der Ent-
wicklung des Personals innerhalb des
NHS bieten und wichtige praktische Ver-
besserungsvorschläge machen, die der
NHS übernommen hat.

Nationale Prioritäten auf dem Gebiet
der Gesundheit

Der NHS-Plan legte die Verpflichtung
fest, die Behandlungsleistungen der koro-
naren Herzerkrankungen und Krebs we-
sentlich zu verbessern, indem sie in eine
nationale Priorität verwandelt werden. Als
Antwort auf diese Verpflichtung haben wir
die Absicht, eine Reihe von Krebsstudien
vorzunehmen, um zu sehen, welche Fort-
schritte in der Verbesserung der systemati-
schen Diagnose und der Behandlungs- und
Krebsmanagementleistungen gemacht
wurden.

Man weiss, dass Übergewicht ein
wichtiger Risikofaktor ist, der koronare
Herzerkrankungen zur Folge haben kann.
Wie auch in der restlichen Welt, erhöht
sich die Anzahl der übergewichtigen Per-
sonen in einem ausserordentlichen Rhyth-
mus und hat sich in Grossbritannien
während der letzten 20 Jahre verdreifacht.
Obwohl die Information über dieses Le-
benstilthema ein aussergewöhnliches Un-
tersuchungsfeld für das NAO sein mag, so
waren wir jedoch der Meinung, dass wir
auf diesem Gebiet konstruktive Kommen-
tare über die Anwendung der Strategie der

öffentlichen Verwaltung in diesem Thema
machen konnten. Wir beauftragten eine
einzige unabhängige Untersuchung auf-
grund der Schätzung, dass sich die Kosten
der Obesität für den NHS und die Wirt-
schaft jährlich auf 2,5 Milliarden Pfund
Sterling beliefen. Hiermit bezifferten wir
die Skala des Problems und erstellten
praktische Vorschläge, wie der NHS und
andere Organismen der Obesität vorbeu-
gen, oder diese wirksamer behandeln
könnte; wir gaben dem Thema jedoch eine
grössere Priorität innerhalb der Agende
der öffentlichen Verwaltung. 

Die Verbesserung der Dienstleistungen
für Senioren ist ein weiteres Hauptziel des
NHS. Für das Jahr 2004 ist eine zusätzli-
che Investition in Höhe von 2,4 Milliarden
Pfund Sterling in Gesundheits- und Sozial-
leistungserbringungen für über 65 Jährige
geplant. Als Teil unseres zukünftigen
Rechnungsprüfungsprogramms des Ge-
sundheitsmanagements haben wir ein in-
terdisziplinäres Team geschaffen, dass ei-
ne Reihe von Studien über Senioren
durchführen wird, einschliesslich eine
über die Gesundheitsleistungserbringung
auf diesem Bevölkerungssektor. Diese
Analyse ist ein Teil einer Reihe von Studi-
en, die sich auf die öffentlichen Dienstlei-
stungen für über 65 Jährige konzentrieren
werden, auf die Nutzung von Vergünsti-
gungen, die elektronische Leistungserbrin-
gung, die wachsende Flexibilität der über
50-Jährigen am Arbeitsplatz und die Be-
handlung der Erfordernisse dieser Gruppe
in der Politik konzentrieren werden.

Die Orientierung des Patienten

Der NHS hat versprochen, die Gesund-
heitsdienstleistungen für die Patienten und
nicht die klinischen Dienstleistungen neu
zu konzipieren. Angesichts dieser Orienta-
tionsänderung in den letzten fünf Jahren,
haben sich unsere Studien nicht mehr so
sehr auf die Unwirksamkeit in den Verfah-
ren der Organisationen konzentriert, son-
dern auf den Einfluss, die diese auf den
Patienten haben. Unsere Studie über noso-
komiale Infektion überprüfte zum Beispiel
die Auswirkungen, die diese Infektion auf
Patienten hatte und stellte fest, dass diese
Infektionen um 15 Prozent verringert wer-
den können. Sir John Bourne, Direktor des
NAO, erklärte während der Präsentierung

Eine neue
Verfahrensweise
in den Studien
der NAO ist zu
versuchen,
mehr mit der
Regierung und
den Ministerien
zusammen und
nicht gegen sie
zu arbeiten. 
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dieser Studie folgendes:

“Die nosokomialen Infektionen sind
ein enormes Problem für den NHS. Sie
verlängern den Krankenhausaufenthalt
der Patienten und können im schlimmsten
Fall permanente Unfähigkeit oder sogar
den Tod zur Folge haben. Bei Anwendung
der Empfehlungen des National Audit Of-
fice kann der NHS reale Verbesserungen in
der Qualität der Versorgung der Patienten
einführen und somit erhebliche zusätzliche
Mittel freisetzen, die in der Behandlung
der Patienten verwendet werden können“.

Unsere Studie über die Behandlung
von Reklamationen aufgrund klinischer
Fahrlässigkeit gegen den NHS zeigt die
Wichtigkeit auf, diese Reklamationen in
opportuner und wirksamer Weise in An-
griff zu nehmen. Ein Hauptthema des 
Berichts war die Beurteilung der von den
Patienten in diesen Reklamationen gefor-
derten finanziellen und nicht finanziellen
Entschädigungen, die Hindernisse für die
Präsentierung dieser Reklamationen und
die Art und Weise, wie kreatives Vorgehen
Lösungen entstehen liessen, die für beide
Seiten, den NHS und den Reklamierenden
zufriedenstellend sind.

Verbesserung der Kommunikation

Das Ministerium zieht vor der Ein-
führung neuer Politiken und Verfahren Ex-
perten in der Materie zu Rate. Auf halbem
Weg durch unsere Studie über die Ausbil-
dung und Schulung des zukünftigen Ge-
sundheitspflegepersonals für England
wurde eine derartige Expertenkonsultie-
rung erfolgte. Diese Konsultierung, die die
Änderung der Art und Weise, in der der
NHS seine Belegschaft plant und ent-
wickelt, einschliesslich einer Überprüfung
der Planung und Einstellung dieser zum
Gegenstand hatte, stand in Verbindung mit
gewissen Aspekten unserer Arbeit. Wir
reagierten daher auf diese Expertenkonsul-
tierung mit der Zurverfügungstellung von
Einzelheiten unserer sich herausstellenden
Auffindungen mit Hervorhebung derjeni-
gen Themen, die unserer Meinung nach in
Angriff genommen werden sollten. Auf
diese Art und Weise war es uns möglich,
zu dieser Konsultierung beizutragen und
auf Vorfälle Einfluss zu nehmen, anstatt
unsere Ansichtspunkte zu veröffentlichen,
nachdem die Entscheidungen bereits ge-

troffen waren. Der NHS konnte sich unse-
re Kommentare zu eigen machen, indem er
seine neue Verfahrensweise definierte.

Obwohl das Ministerium weiterhin
Richtlinien erstellt, so beruft es jedoch in
vielen Fällen schon Diskussionsgruppen,
Workshops, Seminare und Konferenzen
ein, mit dem Ziel, die wirksame Verbrei-
tung der Botschaften zu garantieren. Wenn
es Verbesserungen auf Bereichen einführt,
auf denen wir bereits Studien durchgeführt
haben, werden wir regelmässig vom Mini-
sterium zur Teilnahme an diesen Arbeits-
gruppen, Workshops oder Seminaren auf-
gefordert.

Auf gleiche Weise hat das NAO er-
kannt, dass unser Ziel „einen Unterschied
zu machen“ und unsere Mission, in der Er-
bringung von öffentlichen Dienstleistun-
gen die höchsten Standards zu fordern,
nicht einfach nur durch die Veröffentli-
chung eines Berichts erreicht werden
kann, sondern wir müssen so viele Wege
wie möglich für die Mitteilung unserer
wichtigsten Auffindungen und Empfeh-
lungen und die des Rechnungsausschusses
benutzen. Während der letzten zwei Jahre
haben wir ausser unserer regelmässigen
Teilnahme an Konferenzen und auf diesen
zu sprechen, eine Reihe von NAO-Konfe-
renzen mit dem Zweck veranstaltet, unse-
re Auffindungen zu veröffentlichen, be-
währte Praktiken zu verbreiten und
Debatten zwischen den wichtigsten indivi-
duellen Personen und Experten in diesem
Bereich zu starten.

• Im Februar 2000 veranstalteten wir
eine Follow-up-Konferenz unseres Be-
richts über ein besseres Management der
Krankenhausausrüstung, an der mehr als
200 Experten auf diesem Gebiet teilnah-
men.

• Im Oktober 2000 organisierten wir
eine Konferenz mit dem Ziel, noch besse-
re Resultate bei Patienten mit Hüftgelenk-
implantaten zu erzielen. Diese Konferenz
fand nach Veröffentlichung unseres Be-
richts ‘Hip replacements-getting it right
first time’ (“Hüftgelenkimplantat – Von
Anfang an richtig machen“) statt. Es ver-
sammelten sich ungefähr 300 Orthopäden
und andere Spezialisten aus dem ganzen
Land, die Themen wie das Erfordernis ei-
nes nationalen Hüftgelenkregisters, die
Ungleichheit im Zugang zu Hüftgelenko-
perationen und die Variationen in den von

Als Teil unseres
zukünftigen
Rechnungsprü-
fungsprogramms
des
Gesundheitsma-
nagements haben
wir ein
interdisziplinäres
Team geschaffen,
dass eine Reihe
von Studien über
Senioren
durchführen wird
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den Patienten erlangten Resultaten analy-
sierten.

• An unserer Konferenz “Managing
and controlling hospital acquired infection
– The Way Ahead” (“Management und
Kontrolle der nosokomialen Infektion –
Der zu verfolgende Weg“) nahmen unge-
fähr 300 Delegierte teil. Ausser den aus-
serordentlichen Referenten des Ministeri-
ums und der Gesundheitslabordienste
nutzte der damalige Staatssekretär für Ge-
sundheit, John Denham die Gelegenheit,
anlässlich dieser Konferenz eine neue Po-
litik der Verschreibung von Antibiotika zu-
sammen mit einem Aktionsplan vorzustel-
len.

Die Kommentare der Delegierten und
Sprecher waren alle dahingehend, dass un-
sere Konferenzen ein ausgezeichneter Weg
sind, die Empfehlungen unserer Berichte
in die Tat umzusetzen. Wir haben die Ab-
sicht, zukünftig mehr Konferenzen abzu-
halten. Sir John Bourne kommentierte
nach der Klausur der Konferenz über Hüft-
gelenkimplantate folgendes:

“Die Konferenzen sollten als die näch-
ste Phase eines wirksamen Rechnungsprü-
fungsverfahren angesehen werden: Konfe-
renzen sind vitalisierende Spritzen für die
Wirksamkeit unserer Arbeit“.

Weitere alternative Beiträge unserer
Arbeit beinhalten von Berichten mit Kom-
mentaren für individuelle Krankenhäuser
des NHS, damit diese Referenzmodelle er-
stellen, mit denen sie ihre Aktivitäten ver-
gleichen können, bis zur Erstellung von
zukunftsweisenden Arbeiten über bewähr-
te Praktiken. Als Folge des öffentlichen In-
teresses und das der Medien für unseren
Bericht über die nosokomiale Infektion
und dem Feedback der Konferenz, habe
ich an einem Buch, „The challenge of hos-
pital acquiered infection: maintaining de
initiative“ (Die Herausforderung der noso-
komialen Infektion: Aufrechterhaltung der
Initiative) mitgearbeitet. Das Ziel dieses
Buches ist, dem klinischen und anderem
Personal zu helfen, das Verbreiten der no-
sokomialen Infektion mittels einer oppor-
tunen und erschöpfenden Analyse der
Kenntnisse zu reduzieren, die man über
diese Art von Infektion besitzt. Es inspi-
riert sich im Bericht des NAO beinhalteten
Punkte, in der Audienz und dem Bericht
des Rechnungsausschusses und in der
Konferenz und beinhaltet, wenn erforder-

lich, kürzliche Initiativen des Gesundheits-
ministeriums für die Verbesserung des Ma-
nagements und der Kontrolle der nosoko-
mialen Infektion.

Das National Audit Office ist eine
Organisation mit Lernkapazität

Ein wesentlicher Faktor für die Garan-
tie der optimalen Mittelverwendung ist die
Beurteilung unserer eigenen Leistung und
das Verständnis was gut und was schlecht
war. Alle unsere Berichte unterliegen einer
„Qualitätsüberprüfung“, die eine Überprü-
fung der Qualität durch die London School
of Economics , schriftliche von den geprüf-
ten Organismen beigebrachte Kommentare
und eine vom Studienteam durchgeführte
Beurteilung beinhaltet. In der Prüfung der
optimalen Mittelverwendung auf dem Ge-
sundheitssektor teilen sich die verschiede-
nen Studienteams die Resultate dieser
Überprüfungen mit dem Ziel, alle vonein-
ander zu lernen. Wir organisieren ebenfalls
regelmässige Versammlungen und Semina-
re, in denen Ideen und Resultate geteilt
werden. Als Folge hiervon konnten wir
Zeugen der Erhöhung der Qualität unserer
gesamten Arbeit sein, was die Verbesse-
rung der Ergebnisse der unabhängigen
Qualitätsbewertung zur Folge hat.

Wir sind ebenfalls der Ansicht, dass wir
unsere Erfahrungen mit anderen ORKB tei-
len sollten und wenn möglich, zu versu-
chen, von diesen zu lernen. Das NAO emp-
fängt einen ständigen Besucherstrom von
anderen ORKB und Prüfungen der optima-
len Mittelverwendung auf dem Gesund-
heitssektor sind ein konstanter Punkt in sei-
ner Agende. Viele Mitglieder der
Belegschaft dieses Bereichs haben interna-
tionalen Kollegen mit Rat und Tat bezüg-
lich des NAO-Verfahrens der Prüfung der
optimalen Mittelverwendung zur Seite ge-
standen. Diese Beratung und Orientierung
wird auf verschiedene Art und Weise erteilt
und reichten von ausgedehnten Debatten
und Halbtagsseminaren bis zu vierwöchi-
gen Personalabstellungen oder Arbeitsbe-
gleitaufgaben. Unter den internationalen
Obersten Rechnungskontrollbehörden, die
uns zwecks des Kennenlernens unserer Ver-
fahrensweise in der Wirtschaftlichkeitsprü-
fung befindet sich Brasilien, Portugal, Slo-
wenien, Russland, Island und Neuseeland,
um nur einige zu nennen. Wir haben eben-

Während der
letzten zwei
Jahre haben wir
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regelmässigen
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und auf diesen
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Praktiken zu
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falls China, Brasilien, Portugal und Ungarn
besucht, mit dem Ziel, Ideen auszutauschen
und Seminare und Schulungskurse über un-
sere Erfahrung der Prüfung der optimalen
Mittelwendung auf dem Gesundheitsbe-
reich zu veranstalten, denn die Erbringung
von Gesundheitsdienstleistungen ist eine
sehr internationale Aktivität und wir haben
alle ein persönliches Interesse daran, dass
die Qualität der erbrachten Leistung den
Unterschied darstellt.

Entwicklung

Die schnellen und konstanten Ände-
rungen der Art, Gesundheitsdienstleistun-
gen zu erbringen, hat an das NAO Heraus-
forderungen gestellt, ihm aber auch
Gelegenheiten gegeben. Unsere Prüfung
der optimalen Mittelverwendung auf dem
Gesundheitssektor kann weder still stehen
noch einen rückwirkenden Fokus haben,
sondern muss zukunftsorientiert sein und
den Änderungen offen stehen. Ich habe
Beispiele aus unserem neuesten Pro-
gramm der optimalen Mittelverwendung
benutzt um zu veranschaulichen , wie wir

vom Prüfungsgebiet der optimalen Mittel-
verwendung auf dem Gesundheitssektor
diese Herausforderungen und die durch
diese Änderungen entstandenen Gelegen-
heiten genutzt haben. Aufgrund der an-
spruchsvollen Agende im Programm des
NHS wird sich dieser weiterhin ändern
und entwickeln und wird uns in Zukunft
sogar noch mehr Herausforderungen ge-
genüberstellen. Einige dieser Änderungen
und Entwicklungen, wie die Abschaffung
von Gesundheitsbehörden, so wie sie uns
bekannt waren, die Gründung von über 30
strategischen Gesundheitsbehörden, die
Entwicklung der Erstbehandlung in der
Form von Erstbehandlungskonsortien und
die Auflösung der regionalen Ämter sind
bereits in unserem zukünftigen Prüfungs-
programm beinhaltet. Als ein unabhängi-
ger Überwacher des Parlaments befinden
wir uns in der einzigartigen Lage, dem
NHS dabei zu helfen, dass dieser Über-
gang zur Verbesserung der für die Öffent-
lichkeit erbrachten und vom Steuerzahler
bezahlten Dienstleistungen so erfolgreich
wie möglich vonstatten geht.

Unsere Prüfung
der optimalen
Mittelverwendung
auf dem
Gesundheitssektor
kann weder still
stehen noch einen
rückwirkenden
Fokus haben,
sondern muss
zukunftsorientiert
sein und den
Änderungen offen
stehen. 

EUROPÄISCHE ORGANISATION DER OBERSTEN RECHNUNGSKONTROLLBEHÖRDEN

57

E U R S A I BERICHTE UND STUDIEN Nr. 8 - 2001

Tabelle A: In den letzten Jahren vom National Audit Office 
veröffentlichte Studien

Titel der Studie Bereich und Methodologie Weitere Resultate und Auswirkungen

Royal Brompton 
Hospital-Sale of 
North Block Site
(HC 252 1998/99)

The 1992 and 
1998 Information 
Management and 
Technology 
Strategies of the 
NHS Executive
(HC 371 1998/99) 

The PFI Contract 
for the New 
Dartford and 
Gravesham 
Hospital
(HC 423 1998/99) 

Eine Überprüfung, ob das
Krankenhaus bei Veräusserung des
Zentrums den besten Preis erzielte
– wie dieses Zentrum vermarktet
wurde, wie die Angebote
ausgewertet und wie die Interessen
der Verkäufer geschützt wurden.

Eine Revision des Fortschritts der
Managementstrategien und
Informationstechnik von 1992 und
1998 – die Auswirkung der
Strategie von 1992 und ob die
Strategie von 1998 die
gesammelten Lektionen beinhaltet.
Begründet auf einem Examen der
Archive und auf Interviews.

Examen, ob der Vertrag die nötigen
Leistungen liefert, die
Kostenwirksamkeit dieser
Operation, das Management des
Kaufprojekts und die vom
Ministerium ergriffenen
Massnahmen, sich die aus diesem
Projekt entstandenen Erfahrungen
zu eigen zu machen.
Begründet auf einem Examen der
Archive und auf Interviews

• Der Bericht des National Audit
Office lieferte Erfahrung über die
Veräusserung von Eigentum, die in
einer erweiterten Studie der
Veräusserungen des NHS noch
vervollständigt werden.

• Übernahme von
Verbesserungsbeschlüssen im
Management von Projekten und
deren Einführung in die 
Anwendung der Strategie von 
1998

• Die Erfahrungen dieses Berichts
wurden in dem ministeriellen
Führer über Projekte des Baus von
PFI-Krankenhäusern
aufgenommen.
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Tabelle A: In den letzten Jahren vom National Audit Office 
veröffentlichte Studien

Titel der Studie Bereich und Methodologie Weitere Resultate und Auswirkungen

The Management 
of Medical 
Equipment in 
NHS Acute Trusts 
in England
(HC 475 1998/99)

The Management 
and Control of 
Hospital Acquired 
Infection in Acute 
NHS Trusts in 
England    
(HC 230 1999/00)

Inpatient 
Admissions 
and Bed 
Management in 
NHS Acute 
Hospitals
(HC 254 1999/00) 

Eine Überprüfung , wie gut die
Konsortien der Intensivmedizin des
NHS die Portefeuille ihrer
medizinischen Ausrüstungen
managte.
Begründet auf einem Examen der
Archive, Besuche in einer Auswahl
von Krankenhäusern und
Information von Expertenkreisen.

Eine Überprüfung des globalen
Managements und Kontrolle der
nosokomialen Infektion in den
Intensivmedizinkonsortien des
NHS. Dieses Examen umfasst die
existierenden Kenntnisse über das
Ausmass, die Kosten und die
Wirksamkeit des strategischen
Managements, der Überwachung
und der Vorbeugungsaktivitäten.
Basiert auf einer umfassenden
Erhebung der 219
Intensivmedizinkonsortien,
gerichtet an die Direktoren und
leitenden Angestellten der
Kontrollteams der Infektion, einer
Analyse der Überwachung und der
Kostendaten sowie auf Besuchen in
einer Auswahl von
Krankenhäusern, mit dem Ziel,
bewährte Praktiken zu
identifizieren und auf Information
einer Expertengruppe.

Ein Examen wie die Krankenhäuser
der Intensivmedizin des NHS
während der letzten Jahre neue
Wege für das Management von
Patienteneinlieferung und
–entlassung zwecks Erfüllung der
wachsenden Anforderungen an ihre
Mittel gefunden haben.
Basiert auf einer an alle
Gesundheitsbehörden und
Intensivmedizinkonsortien des
NHS gerichtete Umfrage, die
mindestens über 300 Betten für
allgemeine und Intensivmedizin
verfügen.
Besuche in Krankenhäusern, die
korrekte Praktiken anwenden,
sowie Befragung einer grossen
Anzahl von Ärzten und Experten
auf diesem Gebiet.

• Identifizierung eines Bereichs, in
dem finanzielle Ersparnisse
vorgenommen werden können.

• Übernommene Empfehlungen als
Teil der neuen
Garantiekontrollnorm.

• Identifizierung eines Bereichs, auf
dem die nosokomiale Infektion um
15% gesenkt werden kann.

• Abgehaltene Konferenz
• Übergabe von Berichten mit

Kommentaren an ein jedes
Konsortium des NHS, zwecks
Zurverfügungstellung von
Referenzmodellen.

• Einladung zur Durchführung von
Präsentierungen auf sektoriellen
und Spezialistenkonferenzen.

• Veröffentlichung eines Buchs für
die Verbreitung der Mitteilungen
der Konferenz und des Berichts.

• Das Ministerium hat eine neue
globale Orientierung erstellt,
Mittel zur Verfügung gestellt und
Handlungen auf
Konsortiumsebene bezüglich der
Intensivierung der Reinigung, des
Verschreibens von Antibiotika und
der zwingenden Überwachung
gefördert.

• Entwicklung von korrekten
Praktiken zwecks Reduzierung
der Annullierung von
chirurgischen Eingriffen

• Neue Orientierung bezüglich der
Quoten der höchsten Belegung in
Krankenhäusern.

• Eine ministerielle Verpflichtung,
die allgemeinen Verzögerungen
in der Entlassung der Patienten
zu beenden.

• Präsentierung auf sektoriellen
Konferenzen
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Tabelle A: In den letzten Jahren vom National Audit Office 
veröffentlichte Studien

Titel der Studie Bereich und Methodologie Weitere Resultate und Auswirkungen

Hip Replacements:
Getting It Right 
First Time 
(HC 417 1999/00)

The National 
Blood Service 
(HC 6 2000/201)

Tackling Obesity 
in England 
(HC220 2000/01) 

Educating and 
Training the 
Future Health 
Professional 
Workforce for 
England 
(HC 277 2000/01) 

Ein Examen der Verfahren, die für
die Einführung und Überprüfung
der Hüftgelenkprothesen sowie für
das Hüftgelenkmanagement in den
Konsortien angewendet werden.
Basiert auf die Umfrage an
ausgewählte Othopädiechirurgen
und Verantwortliche für die
orthopädische Leitung, auf Besuche
in ausgewählten Zentren und auf
Information von einer konsultierten
Gruppe.

Eine Überprüfung der
Wirtschaftlichkeit und Wirksamkeit
des Hämatologieservices.
Basiert auf Umfrage und Besuche.

Ein Examen der menschlichen und
finanziellen Kosten der Obesität im
NHS und die integrierten Initiative
der öffentlichen Verwaltung mit
dem Ziel, den Lebensstil zu
verbessern.
Basiert auf eine Umfrage an
ausgewählte praktische Ärzte, auf
einer Revision der Initiative des
Ministeriums und auf die
Information seitens einer Gruppe
von intersektoriellen Experten.

Ein Examen der Wirksamkeit der
von den Universitäten und dem
NHS zur Verfügung gestellten
Ausbildungen und Schulungen
zwecks Entwicklung von neuem
Sanitätspersonal.
Basiert auf die Befragung von 73
Universitäten , die vom NHS
finanzierte Kurse veranstalten und
der 39 Konsortien für Ausbildung
und Schulung des NHS.
Gemeinsame
Rechnungsprüfungsbesuche und
das Teilen von Daten mit dem
Rechnungsausschuss und einer
gemeinsamen Beratungsgruppe mit
Mitgliedern beider Seiten.

• Abgehaltene Konferenz
• Die NICE (Nomenklatur der in

der Europäischen Gemeinschaft
etablierten Industrien)
berücksichtigte unsere
Nachforschung bei der 
Erstellung ihrer eigenen
Orientierung über die
Verwendung von
Hüftgelenkprothesen.

• Finanzersparnis von 3,5
Millionen Pfund Sterling.

• Geplante Konferenz
• Der NHS muss die

Empfehlungen des NAO
bezüglich der Einführung neuer
Managementstrukturen und
–systemen untersuchen.

• Geplante Konferenz
• Der Bericht vermittelte die erste

umfassende Schätzung der
jährlichen Kosten der 
Obesität für den NHS und die
Wirtschaft.

• Eine fortlaufende Deckung dieses
Themas der
Kommunikationsmittel lässt
dieses Thema bei den
öffentlichen Behörden weiterhin
aktuell bleiben.

• Regelmässige Präsentierungen in
sektoriellen Konferenzen und bei
Spezialisten.

• Es wurde eine neue
Arbeitsgruppe des NHS/
Univertätsausbildungsgruppe
einberufen, zwecks Bearbeitung
von Themen wie die
Kontrahierung, Zermürbung und
über Daten.

• Die überprüften
Planungsvereinbarungen der
Arbeitsbelegschaft sind die Folge
einiger Empfehlungen unserer
Reaktion auf eine
Konsultierungsübung.

• Eine geplante Konferenz
• Der Versand von individuellen

Berichten mit Kommentaren an
eine jede Universität zwecks der
Vereinfachung der Festlegung
von Referenzmodellen ist
geplant.
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veröffentlichte Studien

Titel der Studie Bereich und Methodologie Weitere Resultate und Auswirkungen

Handling Clinical 
Negligence 
Claims in 
England (HC 403 
2000/2001)

Inpatient and 
Outpatient 
Waiting in the 
NHS (HC 221 
Session 
2001-2002) 

Eine Überprüfung des Verfahrens
der gegenwärtigen und anstehenden
Reklamationen aufgrund von
klinischer Fahrlässigkeit gegen den
NHS und die Adäquatheit des
Zugangs der Patienten zu
Entschädigungen.
Basiert auf Befragung der
Konsortien und
Gesundheitsbehörden und auf der
detaillierten Analyse der
Datenbänke der Gerichtsbehörden.

Eine Überprüfung der Fortschritte
des Ministeriums in der Erreichung
der Ziele bezüglich der Wartelisten
und –zeiten. Basiert auf dem
Examen der Daten des NHS über
Wartelisten und auf
Bestätigungsbesuche bei 50
Konsortien des NHS sowie auf
einer Befragung der Leiter der
Konsortien, die Wartelisten haben
sowie auf eine Umfrage unter 558
Urologen, Orthopäden und Hals-
Nase-Ohrenärzten.
Praktiken für die Manager der
Konsortien und Beratung seitens
einer Expertengruppe.

• Eine Konferenz ist geplant
• Die öffentliche Verwaltung

untersucht Mittel für das bessere
Management der Patienten, die
Reklamationen vorlegen. Es wird
erwartet, dass sie im Frühjahr
2002 ein weisses Buch
veröffentlicht.

• Mitglied der ministeriellen
Arbeitsgruppe wird für die
Einführung von Entwicklungen
bestimmt.

• Veröffentlicht am 26. Juli 2001
mit Erwecken grossen Interesses
seitens der
Kommunikationsmedien.

Alle angeführten Berichte befinden
sich auf unserer Website www.nao.gov.uk.
Jeder Bericht enthält ebenfalls einen Me-

thodologieanhang, in dem wir unsere Ver-
fahren und die angewandte Prüfungstech-
nik ausführlicher erklären.



INTRODUCTION
The management of EUROSAI magazine is making a survey among the readers of the
Magazine to obtain information on their opinions and experiences regarding the contents
and distribution of EUROSAI magazine (the Magazine).
We would like to thank you in advance for your co-operation completing this questionnaire
as the information that here appears will be essential for our research.

Instructions

The completed questionnaire should be sent by 15 May 2002 to:

EUROSAI Secretariat
Fuencarral, 81 - 28004 MADRID - SPAIN

FAX: +34915933894
E-mail: eurosai@tcu.es

Should you have any queries regarding this questionnaire, please contact:

EUROSAI Secretariat
TEL.: +34914460466 - FAX: +34915933894

E-mail: eurosai@tcu.es 

Questions:

1. Country

................................................................................................................................................................................................................

2. Official EUROSAI languages used in your SAI

• Spanish

• French

• English

• German

• Russian

3. How would you describe globally the Magazine?

• Very good

• Good

• Average

• Bad

• Very bad

EUROSAI MAGAZINE SURVEY

✃



4. What sections of the Magazine do you consider more relevant for your Supreme Audit Institution
(Please tick the suitable ones).

• EUROSAI News

• News from the members of EUROSAI

• European Union

• Reports and Studies

• Reports dedicated to the knowledge of the characteristics of the European Supreme Audit
Institutions

5. Describe briefly what you like most of the Magazine

................................................................................................................................................................................................................

................................................................................................................................................................................................................

................................................................................................................................................................................................................

6. Describe briefly what you like least of the Magazine

................................................................................................................................................................................................................

................................................................................................................................................................................................................

................................................................................................................................................................................................................

7. At present, can your SAI receive electronic mail?

• YES

• NO

8. In case we produced an electronic version of the Magazine, please, indicate the e-mail(s)
address(es) where you would like to receive it

................................................................................................................................................................................................................

9. In which languages would you like to receive the Magazine by e-mail?

• Spanish

• French

• English

• German

• Russian

10. If the Magazine were published, printed on paper, only in the English version, how many copies
would your SAI like to receive of this version, taking into account that you would have access to
the electronic version of the Magazine, in the five official languages of the Organisation, trough
the EUROSAI Web page and trough e-mail?

................................................................................................................................................................................................................

11. Could you please provide the comments that you consider appropriate regarding your replies, or
any other idea or ideas about the way the Magazine could be improved?

................................................................................................................................................................................................................

................................................................................................................................................................................................................
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